
29. Jg. / Nr. 4
Dezember 2022ALFRED KLAHR GESELLSCHAFT

MITTEILUNGEN Preis: 1,50 Euro

traurige Bilanz jener blutigen Ausschrei-
tungen, die sich auch noch tags darauf
fortsetzten. Besonders empörte Lehr jene
bekannte Szene, in der der Wiener Bür-
germeister Karl Seitz von einem Feuer-
wehrwagen aus die bis aufs Äußerste er-
bitterte Menschenmenge zu beruhigen
versuchte und zur Besonnenheit mahnte.

Bereits einen Tag später trat sie der
KPÖ bei. Damit begann gegenüber ihren
Eltern eine Periode eines regelrechten
Doppellebens. Denn sie absolvierte auf
deren Wunsch hin zugleich ein dreijähri-
ges, mehrfach unterbrochenes Studium
an der Hochschule für Welthandel, das
sie nicht im Mindesten interessierte. Die
Hochschule für Welthandel war damals
eine absolute Domäne von Deutschnatio-
nalen und Rechtsextremisten, linke Stu-
denten waren äußerst selten vertreten,
 etwa Eduard März, später ein bekannter
Ökonom und Wirtschaftshistoriker. Laut
eigenem Bekunden gab Lehr an der
Hochschule für Welthandel nur kurze
„Gastspiele“, und einige Zeit vor den
Prüfungen engagierte sie einen „Ein -
pauker“, der mit ihr den Lehrstoff durch -
studierte. Als längerfristigen Aktiv -
posten konnte sie immerhin nach einigen
Jahren ausgezeichnete Englisch- und
Französischkenntnisse verbuchen,3 was
ihr später sowohl beruflich (Fremd -
sprachenkorrespondentin) als auch poli-
tisch zugutekam.

Den Eltern verschwieg sie, dass das
Ziel ihrer vormittäglichen Fahrten nicht
ein Hörsaal, sondern zumeist die Partei-
zentrale der KPÖ (damals Alser Straße
69) war: „Meine Eltern haben nichts da-
von gewusst, sie haben lange Zeit nicht
gewusst, dass ich zu den Kommunisten
gegangen bin. Und als sie es dann erfah-
ren haben, war das ein schwerer Schlag
für sie. […] Wenn ich bei den sozialis -
tischen Jugendlichen geblieben wäre,
hätten sie das jetzt bei Weitem vorge -
zogen.“ In der Alser Straße 69 befand
sich auch die Wiener Stadtleitung der
KPÖ, geführt von Friedrich Hexmann,
der seine junge Mitarbeiterin mehrmals
wöchentlich als (ehrenamtliche)

nach 1918 fiel. Bis zur Emigration der
Eltern nach Palästina im Jahr 1938 lebte
die Familie in einer geräumigen Woh-
nung in der Säulengasse 12 im 9. Wiener
Gemeindebezirk. 

Antonie Lehr besuchte eine der damals
modernsten und fortschrittlichsten Schu-
len, das von Eugenie Schwarzwald ge-
führte Gymnasium.2 Eine ihrer Mitschü-
lerinnen war die um drei Jahre ältere Hil-
de Oppenheim, die spätere Ehefrau des
KPÖ-Vorsitzenden Johann Koplenig, mit
der sie eine lebenslange Freundschaft
verband. Besonderen Eindruck hinterließ
die Klassenlehrerin Aline Furtmüller, ei-
ne sozialistische Gemeinderätin, die sich
ebenso wie ihr Ehemann Verdienste um
die Bildungsreform im „Roten Wien“ er-
warb. Für einige ihrer besonders interes-
sierten Schülerinnen organisierte sie ne-
ben dem Unterricht Privatkurse, bei de-
nen Lehr erstmals mit sozialistischen
Ideen und Literatur vertraut wurde.

Bis zur Matura gehörte Lehr den So-
zialistischen Mittelschülern (Sitz in der
Kleeblattgasse) und der Sozialistischen
Arbeiterjugend (SAJ) an, was von den
Eltern nicht gern gesehen, aber nolens
volens toleriert wurde. Ihre erste aktive
Wahlhilfe für die SDAP ist Lehr vor
 allem deshalb in lebhafter Erinnerung
verblieben, weil sie zugleich die letzte
bedeuten sollte. Im Vorfeld der Wiener
Gemeinderatswahl im April 1927 erhiel-
ten sie und ihre Freundinnen Werbe -
material und Adressenlisten von Haus -
gehilfinnen, die sie politisch „bearbei-
ten“ sollten. Kaum drei Monate später,
als nach dem Freispruch der Schatten-
dorfer Arbeitermörder der Justizpalast in
Flammen aufging, war ihr Engagement
für die sozialdemokratische Arbeiter -
bewegung definitiv beendet.

Sozialisation in der KPÖ

Am 15. Juli 1927 befand sich Toni
Lehr inmitten Zehntausender empörter
Wiener ArbeiterInnen, deren Demonstra-
tionen im Kugelhagel der Polizei erstickt
wurden. 90 Todesopfer, darunter 86 er-
schossene Demonstranten, waren die

A
ntonie Lehr wurde am 30. No-
vember 1907 in Czernowitz gebo-
ren, einer Stadt, die wie ganz

 Bukowina seit 1775 zum Habsburger
Reich gehörte und multi-ethnisch ge-
prägt war. Von den 87.000 EinwohnerIn-
nen (1910) führten 52,4 Prozent Deutsch
als Muttersprache an; 19,8 Prozent wa-
ren Ruthenen (die damals gängige Be-
zeichnung für Ukrainer), 14,3 Prozent
Rumänen und 13,1 Prozent Polen. Der
jüdische, überwiegend deutschsprachige
Anteil betrug 33 Prozent.

Herkunft und familiäres Umfeld

Antonie („Toni“) Lehr entstammte
 einer begüterten, liberal-konservativen
jüdischen Familie. Ihr Großvater mütter-
licherseits war Bürgermeister von Sada-
gora gewesen, einem linksseitig des
Bruth gelegenen Vororts von Czerno-
witz, der als Zentrum des Chassidismus
und von „Wunderrabbis“ galt.1 Antonie
Lehr hatte zwei Brüder (geboren 1905
bzw. 1906) und war die eheliche Tochter
von Lotti Lehr (geb. 1879, Mädchenname
Schnitzer) und Josef Moses Lehr (geb.
1877 in Sadagora), der in Czernowitz ein
„Frachtenreklamationsbüro“ eröffnete.

Als sich zu Beginn des Ersten Welt-
kriegs russische Truppen Czernowitz
näherten, flüchteten tausende Juden
westwärts, darunter im September 1914
auch die Familie Lehr. Schon als Kind
war Antonie Lehr der Begriff Pogrom
vertraut. Im Verlauf des Krieges wech-
selte Czernowitz vier Mal die Besat-
zungsmacht, und Josef Lehr überlegte
nach seiner Ankunft in Wien, zeitweilig
in die alte Heimat zurückzukehren, gab
diese Pläne jedoch auf. Zum einen ge-
lang es ihm auch in Wien, gesellschaft-
lich und ökonomisch Fuß zu fassen – er
gründete eine florierende internationale
Speditionsgesellschaft, die Firma Trans-
sylvania mit Sitz am Franz  Josefs Kai 19.
Zum anderen empfand er sich auch unter
republikanischen Vorzeichen als über-
zeugter Österreicher, hatte jedoch kein-
erlei inneren Bezug zum Staat Rumäni-
en, unter dessen Herrschaft Czernowitz

Antonie Lehr – eine biographische Skizze
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 Sekretärin engagierte. Tagaus tagein kol-
portierte sie darüber hinaus gemeinsam
mit einigen anderen KP-AktivistInnen
das Zentralorgan der Partei, Die Rote
Fahne, zumeist vor dem E-Werk in der
Mariannengasse und anderen Betrieben,
sonntags auch vor einem Tröpferlbad im
Lichtenthal, einem Bezirksteil von
 Wien-Alsergrund, in dem Antonie Lehr
als Orgleiterin fungierte. Später wurden
die zwei Bezirksteile zusammengelegt.
Ihre wichtigsten Mitarbeiter auf Bezirks -
ebene waren Jenö Kostmann (Agitprop-
Leiter Wien, 1930–1933 Redakteur der
Roten Fahne) und die Ärztin Anja Ham-
mermann (nach 1945 Palästina). Die Zel-
lensitzungen der kleinen Gruppe fanden
regelmäßig in einem Extrazimmer des
Café Harmonie statt. Wenn die Orgleite-
rin sich wieder einmal auf ihre Prüfun-
gen vorbereiten musste, suchte sie extra
für diesen Zweck um einen Parteiurlaub
an – eine etwas makaber anmutende For-
mulierung für die temporäre Befreiung
von einer zeitraubenden Beschäftigung,
die völlig auf Selbstausbeutung basierte.

Besuch der Sowjetunion

Dank der massiven Propaganda kom-
munistischer Parteien und ihrer Vorfeld-
organisationen übten Anfang der 1930er
Jahre die Großbaustellen des ersten
Fünf-Jahres-Plans der UdSSR einen ma-
gnetischen Einfluss auf Sympathisanten
aus. Im Fokus dieser breit angelegten
propagandistisch aufbereiteten Bericht-
erstattung stand etwa Magnitogorsk, eine
im Entstehen begriffene Stadt im südli-
chen Ural, die auf dem Reißbrett konzi-
piert wurde und vor allem deutschen Ar-
chitekten (Brigade Ernst May) ein rei-
ches Experimentierfeld bot. Als beson-
deres Verdienst betrachtete man die star-
ke Reduzierung der Entfernung zwi-
schen Produktionsanlagen (Kohlekraft-
werke, Stahlwerke) und Wohneinheiten,
was in der Folge dazu führte, dass sich
Magnitogorsk zu einer der schmutzig-
sten und umweltschädlichsten Groß -
städte der UdSSR entwickelte. Für öko-
logische Fragen gab es damals weder in
der Sowjetunion noch im kapitalis -
tischen Westen ein Problembewusstsein.

Auch Antonie Lehr wollte 1931 Ma-
gnitogorsk einen Besuch abstatten, ein
gar nicht so einfaches Vorhaben. Erstens
gab es damals keinen Tourismus im heu-
tigen Sinn, zweitens gehörte sie weder
einer der Arbeiterdelegationen an, die
die UdSSR seit 1925 bereisten, und
schließlich gehörte sie auch nicht zu den
Tausenden „Spezialisten“ (= Facharbei-
ter und Ingenieure), die über das so ge-

sind szenische Agitation, Massenrevuen,
Sprechchöre, Sketches und die inhalt -
liche Einbindung in proletarische Ge-
denk- und Feiertage (z.B. 1. Mai, Tag
der Pariser Kommune, Jahrestag der
Oktober revolution usw.). Bei den Dar-
stellern handelte es sich überwiegend um
 jugendliche Arbeiter oder auch Studen-
tInnen, professionelle SchauspielerInnen
waren kaum vertreten. Bei Regisseuren
und Textautoren hingegen handelte es
sich in den meisten Fällen um professio-
nelle Schauspieler wie etwa Karl Forest
und Hans Rodenberg. Die Tätigkeit wur-
de als integraler Bestandteil der Partei -
arbeit verstanden, auch wenn die formel-
le Mitgliedschaft in der KPÖ keine Vor-
aussetzung darstellte. Begleitet von einer
lebhaften Diskussion im KPÖ-Zentral -
organ Die Rote Fahne, die vor allem der
damals 22-jährige Kulturredakteur Kurt
Landau bestritt, wurde im Frühjahr 1925
in Wien die Proletkultgruppe gegründet,
der eine Dépendance in Graz folgte.4

Der Proletkult unterstand dem Zentra-
len Agitprop-Ressort (für: Agitation und
Propaganda) der KPÖ, das in Anlehnung
an die Beschlüsse des 5. Weltkongresses
der Kommunistischen Internationale
(1924) unter der Leitung von Andor
Löwinger eingerichtet wurde.5 Auch
Vorfeld- und Nebenorganisationen der
KPÖ etablierten zeitweilig eigene Agita-
tionsgruppen, etwa die im November
1926 entstandene Gruppe der Roten
 Blusen, die für die Rote Hilfe ganz ähnli-
che Programme entwickelte; ferner die
im Jänner 1927 erstmals aufgetretenen
Blauen Blusen, die entsprechende Insze-
nierungen für den Kommunistischen
 Jugendverband aufführten. Beide waren
jedoch nur von kurzlebiger Natur und
verschmolzen nach etwa einem Jahr mit
dem Proletkult.6

Bereits gegen Ende des Gymnasiums
bzw. zu Beginn des Studiums an kultu-
rellen und kulturpolitischen Fragen inter-
essiert, lernte Antonie Lehr 1926/27 eini-
ge Schauspieler und Schriftsteller ken-
nen, die in der einen oder anderen Weise
mit dem Proletkult verbunden waren,
beispielsweise Karl Forest, Hans Roden-
berg, Hugo Rosenberg und Leo Katz.
Seit März 1927 wirkte Lehr in einem
Sprechchor des Proletkults mit. Eine der
spektakulärsten Massenrevuen des Pro-
letkult ist mit der Feier zum 10. Jahrestag
der Oktoberrevolution am 6. November
1927 verbunden, durch die zweimalige
Aufführung der historischen Revue
„Zehn Jahre, die die Welt erschütterten“
im ausverkauften großen Saal des Wie-
ner Konzerthauses. Der Programmtext

nannte Spez-Büro für längere Zeit in die
UdSSR abkommandiert wurden. Johann
Täubl, dem sie ihr Anliegen vortrug, half
bei der Realisierung ihres Vorhabens auf
unorthodoxe Weise. Sie übergab ihm ihr
Parteimitgliedsbuch der KPÖ, in das er
sinngemäß schrieb: „Die Genossin Anto-
nie Lehr wünscht eine Reise nach
 Magnitogorsk zu unternehmen, was wir
befürworten. Sie ist eine sehr zuverlässi-
ge Genossin.“ Mit dieser Empfehlung
sandte Täubl Lehr zur sowjetischen Bot-
schaft, wo sie anstandslos das Visum er-
hielt. Die Reise in die Sowjetunion un-
ternahm sie gemeinsam mit Tilly Spie-
gel, der späteren Ehefrau Franz Mareks.
Von den Bauarbeiten in Magnitogorsk
sehr beeindruckt, berichtete sie nach ih-
rer Rückkehr in Parteiversammlungen,
fügte am Rande aber auch kritische
 Bemerkungen hinzu, was ihr informell
eine Rüge einbrachte.

Neben ihrer politischen Tätigkeit für
die KPÖ, die sich auf Wien-Alsergrund
konzentrierte, war Lehr im Rahmen der
Roten Hilfe auch in Wien-Währing tätig
und kam dadurch in Kontakt mit Malke
Schorr, die seit 1925 die österreichische
Sektion der MOPR (russische Abkürzung
für Internationale Rote Hilfe) leitete. Als
Vorfeldorganisation der KPÖ führte die
Rote Hilfe wie in vielen anderen Länder-
sektionen Solidaritätskampagnen und
Spendensammlungen für politisch ver-
folgte Werktätige bzw. deren Angehörige
durch. Organisationsintern stellte sie zu-
gleich eine Art Brückenfunktion dar, da
ihr auch linke Sozialdemokraten oder Par-
teilose angehörten, die mitunter auf die-
sem Weg für die KPÖ gewonnen wurden.

Proletkult und Spieltruppen

Der Begriff Proletkult kennzeichnet
ganz unterschiedliche Inhalte. Zum einen
ist damit eine kulturrevolutionäre Strö-
mung im frühen Sowjetrussland gemeint,
die auf eine inhaltliche, formal-ästheti-
sche und funktionelle Neukonzeption
primär des Theaterlebens abzielte. Aber
auch ein Teil der bildenden Künste (Kon-
struktivisten) und der Literatur (Futuri-
sten) waren eng mit dem Proletkult liiert.
Unter den Bolschewiki war der Proletkult
durchaus umstritten. Als seine wichtig-
sten Theoretiker und Protagonisten traten
Alexander Bogdanow und Anatoli Lunat-
scharski (Volkskommissar für Bildung)
auf, während z.B. Leo Trotzki dieser
Strömung sehr skeptisch gegenüberstand. 

Zum anderen meint der Begriff Prolet-
kult den spezifischen Typus einer Orga-
nisationsstruktur, in der sich die Theater-
praxis der KPÖ entfaltete. Typisch dafür
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verfasste. Die Stoßbrigade mit Sitz in
 Rudolfsheim wurde von Fritz Jensen (ur-
sprünglich Friedrich Jerusalem), später
Arzt im chinesischen Bürgerkrieg, ge -
leitet. Leiter der Gruppe Alarm mit Sitz
in der Leopoldstadt war Hugo Rosen-
berg. Die Gruppe Donausturm mit Sitz
im Prater wurde im Sommer 1932 u.a.
von  Boris Brainin gegründet.10

Im Schatten 
sowjetischer „Apparate“

Im Archiv des Instituts für Zeitge-
schichte der Universität Wien befindet
sich ein von einem österreichischen
Kommunisten und USA-Emigranten ver-
fasster undatierter Bericht, adressiert an
das ZK der KPÖ in der Wasagasse 10
(der Entstehungszeitraum liegt demnach
zwischen 1945 und 1953, als sich die
Parteizentrale an dieser Adresse befand).
Aufgrund der großteils un leserlichen
 Unterschrift bedurfte es einiger Mühen,
um den Autor zu eruieren: Es handelte
sich um Dr. Otto Kreilisheim, der vor und
nach 1938 für die UdSSR nachrichten-
dienstliche Aktivitäten ausübte.

Im Folgenden ein längerer Auszug aus
dem Bericht: „Im Spätherbst oder Winter
1932 erhielt ich die Weisung, mich von
meiner damaligen politischen Tätigkeit
[...] unauffällig freizumachen und mich
für andere Aufgaben bereitzuhalten. / Zu
Beginn des Jahres 1933 wurde ich beauf-
tragt, in Zusammenarbeit mit meiner
Gattin und 3 anderen Genossen in Wien
eine Sendestation einzurichten, bei der
auf Sicherheit und möglichste Dauer, al-
so auf eine entsprechende Deckung be-
sonders Wert gelegt werden sollte. / Die
Vorbereitungen nahmen geraume Zeit in
Anspruch. Ich errichtete als Deckung in
einem Hause des XVI. Bezirks eine
Kunstschule für Ausländer, in der ich
 einen meiner Mitarbeiter als Studieren-
den unterbrachte. Die Station wurde im
Frühjahr oder Frühsommer in Betrieb
genommen und arbeitete unter recht
schwierigen Verhältnissen, während der
kritischen Zeit der Schutzbund- und
Dollfuß-Krisen, ohne wesentliche
Störungen bis zum Beginn des Jahres
1935, also eine ungewöhnlich lange Zeit.
[…] / Im Herbst 1934 wurde die Lage
unsicher. Es gab Hausdurchsuchungen in
der Umgebung unseres Hauses, im Win-
ter eine solche im Nachbarhause. Wir
waren offenbar ausgepeilt und die Schu-
le wurde, da die Umstände es erlaubten,
in Ordnung abgebaut und liquidiert. /
Nach längeren Besprechungen wurde die
Errichtung einer Station in einem Hause
des XVII. Bezirks beschlossen, kam je-

doch über Vorarbeiten nicht hinaus und
wurde, da sich unüberwindliche Schwie-
rigkeiten ergaben, noch im Vorberei-
tungsstadium aufgegeben.“11

Obwohl der Bericht weder personen-
bezogene Angaben noch Hinweise auf
den organisatorischen Hintergrund jener
Sendestation enthält, lässt sich aufgrund
zeitlicher Koinzidenzen und anderer
Querverbindungen der organisatorische
Hintergrund beleuchten: Im März 1933,
wenige Wochen vor dem Verbot der
KPÖ, trat der Wiener Orgleiter Johann
Täubl („Robert“) an Lehr heran, um zu
sondieren, ob sie bereit sei, eine spezielle
Aufgabe zu übernehmen, die eine beson-
dere Verschwiegenheit und Vertrauens-
würdigkeit erforderte. Um dieser Auf -
gabe gerecht zu werden, musste sie alle
bisherigen Parteikontakte abbrechen. Als
diszipliniertes Parteimitglied sagte sie
sofort zu, ohne zu wissen, worum es sich
handelte. Täubl machte sie daraufhin mit
Carl Lesse („Paul“) bekannt, einem aus
Hamburg gebürtigen früheren Seemann,
der seit 1931 die Wiener OMS-Station
(auch als punkt oder residentura be-
zeichnet) als Nachfolger des 1931 ver-
hafteten KPD-Funktionärs Willy Klose
leitete. Lesse konnte auf eine langjährige
Erfahrung als Agent und „Berufsrevolu-
tionär“ zurückblicken, vor allem in den
USA und in China. In Wien trat er unter
der Tarnung eines amerikanischen
 Geschäftsmannes auf.12

Hinter dem Kürzel OMS verbarg sich
der Begriff Otdel meschdunarodnych
swjasei (Abteilung für internationale
Verbindungen), d.h. der Nachrichten-
dienst der Kommunistischen Internatio-
nale. Die OMS-Archivbestände sind bis
heute unzugänglich, so dass wir auf spär-

wurde von Leo Katz verfasst, gemein-
sam mit Hugo Huppert.7

Antonie Lehrs Hinwendung zu diesen
künstlerischen Ausdrucksformen wurde
auch durch die Beziehung mit Asriel
 Niwes geprägt, einem jungen Schau -
spieler und Regisseur, der seit 1926 am
Proletkult mitwirkte und im Juni 1930
bei einem tragischen Badeunfall ums
 Leben kam.8 1930 erfolgte eine Neu-
strukturierung und wenig später die Auf-
lösung des Proletkults. Er wurde durch
die Spieltruppen ersetzt, die gleichfalls
unter der Ägide des zentralen Agitprop-
Ressorts agierten. Die Gründe für diese
Neuausrichtung können nur kurz skiz-
ziert werden: Zum einen waren die Mas-
senrevuen zu groß dimensioniert und für
die neue Dezentralisierungsstrategie aus
logistischen Gründen nicht geeignet.
Zum anderen sollten die Programme
nicht mehr ausschließlich historisierend
angelegt sein (proletarische Feier- und
Gedenk tage), sondern auf wichtige re-
gionale und lokale Ereignisse Bezug
nehmen und daraufhin adaptierbar sein.
Im Zuge dieser Propagandastrategie ent-
standen auch in einzelnen Wiener Bezir-
ken Spieltruppen, die etwa zehn bis 15
Personen umfassten. Einer der Vorteile
dieser „mobileren“ Kleingruppen war
die stärkere personelle Kontinuität.

Als Erfolgskriterium bei den Auf-
führungen der Spieltruppen galt auch die
erfolgreiche Werbung für neue Beitritte
zur Partei, was die KPÖ auch dringend
notwendig brauchte. Die ultralinke, sek-
tiererische Politik der Komintern während
der so genannten 3. Periode (1929–
1933/34) hatte in vielen Ländern zu einer
massiven organisatorischen Schwächung
der jeweiligen Komintern-Ländersektio-
nen geführt. In besonders starkem Aus-
maß war Österreich betroffen: Anfang
1930 war die Zahl der KPÖ-Mitglieder
auf 1.557 gesunken.9 Unter diesen Prä-
missen war es ein Achtungserfolg, dass
die Spieltruppen 1931 innerhalb von zwei
Wochen 200 neue Parteimitglieder bei
ihren Auftritten gewinnen konnten.

1931/32 existierten in Wien minde-
stens vier Spieltruppen: Die Spieltruppe
Rotes Tempo mit Sitz in Hernals wurde
im Februar 1931 im Auftrag des Agit-
prop-Ressorts des ZK gegründet und von
Antonie Lehr organisiert. Das erste Pro-
gramm („Die Krise“) zum 11. Parteitag
der KPÖ im Mai 1931, der als „Parteitag
des Sturmangriffs“ in die Parteipresse
einging, wurde von Eduard März ver -
fasst. Als Lehrs Nachfolger fungierte
Boris Brainin, der für das Rote Tempo
auch  eine Reihe von Sketches und Lieder

Antonie Lehr (1907–1997)
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liche Erinnerungsfragmente und die
 Komintern-Personalakten („Kader -
akten“) angewiesen sind, die jedoch bei
Fragebögen oder Lebensläufen im Hin-
blick auf nachrichtendienstliche Aspekte
gleichfalls sehr knapp gehalten sind. Zu
den vielfältigen Aufgaben des OMS
gehörten etwa das Fälschen bzw. Verfäl-
schen von Pässen und anderen Dokumen-
ten, die Entsendung und Legendierung
von Kurieren, der Transport illegaler Lite-
ratur, die Finanzierung der kommunis -
tischen Partei usw. Auch der Transfer von
Absolventen der Moskauer Lenin-Schule
aus aller Welt stand unter der Ägide des
OMS. Es spricht für die Bedeutung  Wiens
als Drehscheibe für internationale kom-
munistische „Apparate“, dass die öster-
reichische Hauptstadt neben Stockholm
und Shanghai zu jenen Standorten gehör-
te, die bereits 1921/22 eine OMS-Station
aufwiesen. Zwischen 1924 und 1928
 kamen außerhalb der UdSSR punkti in
Tallinn, Riga, Berlin, Varna, Konstanti -
nopel und Amsterdam hinzu, 1929 in
 Teheran, Hongkong und Singapur.13

Als wichtiges Kommunikationsmittel
zwischen der Moskauer OMS-Zentrale
und ausländischen Komintern-Sektionen
trat ab Ende der 1920er Jahre der Funk-
verkehr hinzu, beginnend mit Bulgarien,
1930 mit Berlin und Paris, 1932 mit
Stockholm und Prag, 1933 mit Wien.
Wien war seit den frühen 1920er Jahren
nicht nur eine Drehscheibe internationa-
ler kommunistischer Organisationen,
sondern auch ein wichtiger Stützpunkt
von Teilen der Auslandsleitung jener
kommunistischen Parteien, deren An-
gehörige in ihren Heimatländern schwe-
rer politischer Verfolgung ausgesetzt
waren (Polen, Ungarn, Rumänien, Bul-
garien, Jugoslawien…); in Verbindung
damit fungierte Wien auch als Transit-
station für Kuriere aus jenen zumeist ost-
europäischen Ländern, in denen der
„weiße Terror“ regierte. 

Damit ist im Wesentlichen der Rah-
men skizziert, in dem sich die Tätigkeits-
bereiche Lesses und seiner Mitarbeite-
rInnen bewegten. Zu diesen zählten
1933/34 neben seinem Stellvertreter
„Karl“ (nicht identifiziert) und Antonie
Lehr noch folgende Personen: Der
„Techniker“ (= Funker) Tom (Anton
 Hasek), ein Schwager des 1952 in einem
stalinistischen Schauprozess zum Tode
verurteilten und hingerichteten Rudolf
Slánský; sowie aus den Reihen der KPÖ:
seit Juli 1933 der Fotograf Arthur Rayda
(„Walter Klaus“),14 Rudolf Jakl, später
auch OMS-Beauftragter in Prag,15 und
Martin Thurner.16

Antonie Lehr erfüllte eine Reihe von
Voraussetzungen, die sie für ihren neuen
Aufgabenbereich prädestinierten: Sie
kam aus „gutem Haus“, sprach mehrere
Sprachen, hatte die Parteidisziplin in
vollem Maße verinnerlicht, konnte ge-
wandt auftreten, war unbescholten und
außerhalb des 9. Bezirks parteimäßig
kaum bekannt. Lehr traf sich in „besse-
ren“ Lokalen oder Kaffeehäusern mit
Kurieren und teilweise prominenten Re-
präsentanten der genannten kommunis -
tischen Parteien oder arrangierte Treffen
zwischen Lesse und diesen Parteifunk-
tionären, z.B. mit Josip Broz Tito. Sie
präparierte Koffer mit doppeltem Boden;
einmal fungierte sie selbst als Kurierin
und reiste extra nach Zürich, um solch
einen Koffer einem norwegischen
 Komintern-Funktionär zu übergeben. Sie
übernahm „für Moskau“ bestimmte
Nachrichten und übermittelte sie an
 Lesse, der ihr im Gegenzug aus der Mos -
kauer OMS-Zentrale stammende Infor-
mationen und Direktiven zur Weiterlei-
tung aushändigte. Zwecks Erledigung
der meisten Arbeiten, d.h. all jener, in
die keine weiteren Kontaktpersonen un -
mittelbar mit eingebunden waren, wurde
ein Büro im 5. Bezirk gemietet, das nur
Lesse und Lehr kannten. Der Standort
der Funkstation selbst blieb ihr unbe-
kannt, aber dass ein angeblicher „Pro -
fessor“ die Räumlichkeiten gemietet hat-
te, ist eine interessante Ergänzung der
eingangs erwähnten Etablierung einer als
Deckung dienenden Kunstschule.

Aus der engen Kooperation mit Lesse
entwickelte sich ein sehr vertrauens -
volles, fast freundschaftliches Verhält-
nis, was für Lehr allerdings einen erheb -
lichen arbeitsmäßigen Mehraufwand im-
plizierte, da sie, entgegen den gängigen
Regeln nach einiger Zeit die Funktele-
gramme von bzw. nach Moskau auch
selber chiffrieren und dechiffrieren mus-
ste. Dies war keine leichte Aufgabe, da
die Appelle, Resolutionen und sonstigen
Nachrichten selbst bei der telegrammsti-
lartigen Abfassung oftmals in „Partei -
chinesisch“ verfasst waren. Eine beson-
dere Belobigung erhielt die Wiener
OMS-Residentura anlässlich des Auf-
stands der Wiener Schutzbündler, da sie
bereits am Abend des 12. Februar 1934
darüber berichtete, früher als jede regulä-
re Nachrichtenagentur. In der Folge trafen
sich die vier für den Informations -
austausch wichtigsten Personen zwei Mal
täglich auf neutralem Boden, im Zimmer
einer Ärztin im AKH: Zum einen Lehr
und Täubl, zum anderen Lesse und der
KPÖ-Spitzenfunktionär Hermann Köhler.

Im Herbst 1934 wurde die Situation
des OMS-Stützpunktes binnen kurzer
Zeit unhaltbar, da sich die Peiltrupps der
Kriminalpolizei der Sendeanlage zu
nähern begannen. Bereits Mitte Novem-
ber 1934 führte die Polizei Hausdurch -
suchungen in einem der benachbarten
Gebäude durch. Am 30. November er-
hielt Antonie Lehr von Lesse die Auf -
forderung, Wien umgehend zu verlassen.
Das Datum ist ihr deswegen so genau in
Erinnerung geblieben, weil es ihr 27. Ge-
burtstag war. Lesse war es zuvor gelun-
gen, alle verdächtigen Gegenstände aus
den betreffenden Räumlichkeiten zu ent-
fernen, und die OMS-Residentura wurde
in der Folge zwar nicht aufgelöst, aber
für längere Zeit auf Eis gelegt.

Exil in Prag und Moskau

In Prag verfügte Lehr bereits aufgrund
früherer Aufenthalte über eine Anlauf-
stelle, was ihr die sofortige Kontakt -
aufnahme mit der Prager OMS-Station
ermöglichte. Trotz ihrer exponierten
 Situation wurde sie, was sicher auch eine
Konspirationsverletzung bedeutete, zwei
Mal nach Berlin geschickt, um dortigen
OMS-Mitarbeitern einen präparierten
Koffer mit Geld und Dokumenten zu
übergeben. In Berlin traf sie zwei alte
Bekannte aus Wien, nämlich Karl
Kakuska und Rudi Jakl. Unmittelbar
nach ihrer Rückkehr erhielt sie in Prag
die Mitteilung, dass ein illegaler Einsatz
in Österreich unmöglich und stattdessen
eine Kommandierung in die Sowjetunion
geplant sei.

Am 24. Dezember 1934 reiste sie nach
Moskau. Die folgenden vier Wochen
verbrachte sie an der Peripherie Moskaus
in einer Art Internat, das ausnahmslos
OMS-Aktivisten in „Warteposition“ be-
herbergte. Obwohl es ihr und ihren Kol-
legInnen in materieller Hinsicht an
nichts mangelte, fühlte sie sich äußerst
unbehaglich, weil die betreffenden Akti-
visten aus der ganzen Welt, die aus-
nahmslos unter falschem Namen auftra-
ten, auch wenn sie einander persönlich
kannten, nichts über ihr politisches
 Leben oder gar ihre früheren Einsätze er-
zählen durften, sondern sich die Zeit mit
Spielen, Kochkursen und dergleichen
vertrieben. Mit einem Wort, sie fühlten
sich vollständig „abgehängt“, und die
 Aktiveren unter ihnen, zu denen auch
Lehr gehörte, trachteten danach ehest
möglich eine andere Kommandierung zu
erlangen. Auch dies war im Regelfall
 jedoch unmöglich, weil man entweder
einberufen wurde oder nicht, aber jegliche
selbstständige Initiative unerwünscht war.



aufgrund ihrer Sprachkenntnisse und der
sonstigen, bereits skizzierten Dispositio-
nen für eine nachrichtendienstliche
Tätigkeit. Bei dieser Mission – es ging
dabei um den Ankauf von 50 Kampf-
flugzeugen für das republikanische Spa-
nien – begleitete Lehr den im Auftrag
des GRU tätigen Leo Katz in die USA.

Solidaritätsarbeit in Paris

Antonie Lehr kehrte am 14. März
1938, unmittelbar nach dem „Anschluss“
Österreichs, nach Paris zurück. In der
Folge war sie vor allem in der Solida-
ritätsarbeit für das republikanische Spa-
nien tätig, dessen bevorstehende Nieder-
lage sich bereits ab der zweiten Jahres-
hälfte 1938 abzeichnete. Schon in dieser
Phase wurden zehntausende spanische
Kinder nach Frankreich evakuiert und
vor allem in Südfrankreich in Heimen
untergebracht, die man als „points blan-
cs“ bezeichnete. Lehr gehörte zu einer
Gruppe, die sich um die Unterbringung,
medizinische und sonstige Betreuung
dieser Kinder kümmerte.

1938 gab es nach langer Trennung
auch ein Wiedersehen mit ihrem Lebens-
gefährten Franz Storkan. Aufgrund sei-
ner Arbeitslosigkeit war der österreichi-
sche Kommunist 1932 mit einem Fach-
arbeitertransport in die UdSSR gekom-
men und fand in Magnitogorsk eine rela-
tiv gut bezahlte Stelle als Schweißer.
Anschließend absolvierte er ein Werk-
studium an der KUNMZ (Kommunis -
tische Universität der nationalen Minder-
heiten des Westens), und war, nach
Österreich zurückgekehrt, im Unter-
grund tätig. Von Herbst 1936 bis Februar
1937 organisierte er die Schleusung von
hunderten Spanienfreiwilligen aus Öster-
reich und saß deshalb längere Zeit in
Haft. Nach dem „Anschluss“ emigrierte
er nach Frankreich und lebte zunächst in
Rouen, später in Caen.

1940, als die Deutschen Paris besetz-
ten, verschlug es Lehr und Storkan nach
Südfrankreich. Lehr war dort eine Zeit
lang im Lager Gurs unter relativ milden
Bedingungen interniert und erhielt eine
Stelle bei der Postausgabe, wodurch sie
über bessere Informationsmöglichkeiten
verfügte als das Gros der übrigen Inter-
nierten. Storkan war zuvor bei einer Pre-
stataires-Kompanie in Nevers stationiert
gewesen. Die Prestataires-Kompanien
waren eine Art Arbeitsdienst im Rahmen
der französischen Armee. Diese mi-
litärisch organisierten, unbewaffneten
Einheiten bestanden aus Ausländern (zu-
meist Emigranten), die 1940 – teils frei-
willig, teils gezwungenermaßen – zu die-
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Bei einer Vorsprache im Komintern-
Gebäude gelang es Lehr bis ins Aller -
heiligste vorzudringen, den unter OMS-
Insidern bekannten 5. Stock, wo Alexan-
der Abramov-Mirow, der OMS-Leiter,
residierte. Dazu genügte es nicht, am
Haupteingang des Komintern-Hauses
 einen Propusk (Passierschein) vorzuwei-
sen, den man nach einem Telefonat zwi-
schen der Wache und dem jeweils zu-
ständigen Komintern-Referenten erhielt.
Zusätzlich war der 5. Stock durch ein
Gitter abgesperrt, und um beim OMS-
Leiter vorzusprechen, war es erforder-
lich, einen zweiten Propusk zu erhalten.
Auf diese zwar unangenehme, aber ver-
gleichsweise harmlose Art und Weise
lernte Antonie Lehr die „bolschewis -
tische Wachsamkeit“ kennen. Die Be-
gegnung mit Abramov-Mirow ist ihr in
sehr unangenehmer Erinnerung verblie-
ben, er erweckte den Eindruck eines kal-
ten, an seinen eigenen Mitarbeitern
 völlig desinteressierten Apparatschiks.

Zufälligerweise fügte es sich, dass zu
diesem Zeitpunkt – im Februar 1935 –
der österreichische Vertreter beim Exe-
kutivkomitee der Kommunistischen In-
ternationale (EKKI), Oskar Grossmann,
eine Sekretärin benötigte. Lehr kannte
ihn bereits von ihrer eigenen legalen Par-
teitätigkeit her und nahm die Stelle sehr
gerne an. Im Sommer 1935 betreute sie
die österreichische Delegation am
7. Weltkongress der Komintern. Inner-
halb der Komintern war das Ansehen der
KPÖ seit dem Februar 1934 stark ge-
wachsen, und die Zahl der Mitglieder
hatte sich von etwa 4.000 auf 16.000 bis
Jahresende 1934 erhöht. Als Grossmann
in seiner Funktion als EKKI-Vertreter
von Ernst Fischer abgelöst wurde, fun-
gierte Lehr etwa ein halbes Jahr als des-

sen Sekretärin, bevor sie auf Empfehlung
bzw. im Einvernehmen mit Jelena Stas-
sowa (Vorsitzende der MOPR) nach
 Paris kommandiert wurde.

Über Stockholm flog sie am 8. März
1936 mit dem Pass von Rosl Klahr, der
Ehefrau des Parteitheoretikers Alfred
Klahr, in die Seine-Metropole und assi-
stierte in der Folge vor allem Malke
Schorr, die in Paris das westeuropäische
Büro der Internationalen Roten Hilfe lei-
tete. Die beiden teilten über einen länge-
ren Zeitraum auch eine gemeinsame
Wohnung. Die Bezeichnung „west -
europäisches Büro“ war in einer gewis-
sen Weise irreführend, da die Kampa-
gnen, Massenveranstaltungen, Konferen-
zen usw. vor allem eine Unterstützung
von politischen Gefangenen aus Nazi-
Deutschland und osteuropäischen Dikta-
turen umfasste. Als Schorr 1937 nach
Moskau zurückbeordert wurde, übernah-
men der Engländer Bell und der Italiener
Bonetti im Wesentlichen ihre Funktionen.

Anfang 1938 geriet Lehr in den Sog
 eines anderen sowjetischen Apparats,
nämlich des militärischen Nachrichten-
dienstes (GRU), damals auch bekannt
unter der Bezeichnung „Vierte Abteilung
des Generalstabs der Roten Armee“, un-
ter Insidern „Die Vierte“ genannt. Der
Schriftsteller Leo Katz (geboren 1892),
wie ein großer Teil der bisher genannten
Personen ein aus der Bukowina stam-
mender Jude, gehörte seit 1922 der KPÖ
an und arbeitete anschließend in Berlin
für die Parteizeitung Rote Fahne. Dem
britischen Geheimdienst MI5 zufolge,
der zwischen 1934 und 1952 ein Dossier
über Katz führte und sich dabei zum Teil
auf die unveröffentlichten Aussagen ei-
nes prominenten GRU-Überläufers
(Walter Krivitsky) stützte, war Katz seit
1931 als GRU-Agent tätig und betrieb
von Paris aus gemeinsam mit Ernest
Cruczka seit 1933 die Tarnfirma Socie-
mex.17 Der Moskauer Kaderakt von Katz
enthält diesbezüglich nur einen andeu-
tungsweisen Hinweis von Johann Kople-
nig vom 18. Dezember 1944, wonach
Katz „in einer besonderen Funktion für
das republikanische Spanien“ arbeite.18

Was hatte es damit auf sich? Der öster-
reichische Schriftsteller (Parteiname
„Leo Weiss“) war in den Ankauf von
Waffen für das republikanische Spanien
involviert, was einen längeren Aufent-
halt in den USA erforderte. Da er aus-
weislich britischer Geheimdienst-Infor-
mationen lediglich Deutsch und He-
bräisch sprach, benötigte er eine ebenso
versierte wie verschwiegene Dolmet-
scherin. Die Wahl fiel auf Antonie Lehr,

Reisepass von Antonie Lehr (RGASPI)
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sen Formationen eingezogen wurden.19

Nach der Entlassung aus der Arbeits-
kompanie bzw. aus dem Lager Gurs
konnte sich das Paar ohne bürokratische
Schikanen in Arles niederlassen, wo
Lehr und Storkan einen Bauernhof be-
trieben. Hier lernte Lehr auch die spätere
TA-Aktivistin Lisa Gavrič (geborene
Bechmann) kennen, die in ihrer Autobio-
graphie eine einfühlsame Darstellung
des sozial so ungleichen, aber dennoch
sehr harmonisch wirkenden Paars prä-
sentierte: Hier die Tochter aus liberalem
jüdischen Bürgertum, da der Schlosser-
gehilfe aus ärmlichen Verhältnissen.20

Diese autobiographische Darstellung ist
zwar in romanhafter Form gestaltet,
wirkt aber dennoch im Kontext ergän-
zender Quellen sehr authentisch. Die Ak-
teure und Akteurinnen wurden von
Gavrič ausnahmslos nur mit den Vor -
namen genannt, die betreffenden Perso-
nen konnten bis auf wenige Ausnahmen
eindeutig identifiziert werden.

Der Bauernhof in Arles diente als zeit-
weiliger Zufluchtsort für einige promi-
nente KPÖ-Funktionäre, z.B. Alfred
Klahr. Fallweise bestand eine lose Ver-
bindung zwischen Storkan/Lehr und
Vertretern der österreichischen Parteilei-
tung in Toulouse bzw. Marseille. Von
Arles aus führte Antonie Lehr noch 1941
eine Korrespondenz mit ihrem in die
USA emigrierten Bruder. Bald gesellten
sich Antifaschisten aus anderen Natio-
nen (vor allem Italiener) dazu. Diese
Konstellation bildete möglicherweise
den Hintergrund für eine überraschende
Razzia der Vichy-Polizei im Dezember
1941, bei der Franz Storkan, Ideale
Guelfi und ein französischer Kommunist
verhaftet und in das berüchtigte Internie-
rungslager Le Vernet verschleppt wur-
den. Um dieselbe Zeit begann die öster-
reichische Parteileitung im Rahmen des
Travail Allemand (TA), den Übertritt
österreichischer Kommunisten aus der
unbesetzten in die besetzte Zone zu for-
cieren, um diese Parteikader in den
 direkten  Widerstand gegen die deutsche
Besatzungsmacht zu integrieren. Auch
Toni Lehr entschied sich für eine aktive
Teilnahme an der Résistance. 

Travail Allemand 1942/43

Mit gut gefälschten französischen Per-
sonalpapieren versehen, die Heinrich
Sussmann (Marseille) hergestellt bzw.
präpariert hatte, fuhren Antonie Lehr und
Gertrude Schindel nach Chalons-sur-Saô-
ne, um die dortige Demarkationslinie zu
überschreiten und in den besetzten Teil
Frankreichs zu gelangen. Infolge einer

Panne mussten sie eine Nacht im Gefäng-
nis verbringen, konnten jedoch nach Zah-
lung einer Geldstrafe in Höhe von 1.000
Francs am 30. April 1942 weiterreisen. 

Lehrs Ankunft in Paris und die soforti-
ge Aufnahme einer vielseitigen Wider-
standstätigkeit bedeuteten eine immense
Entlastung für Franz Marek, den inhalt-
lich für illegale Propaganda und perso-
nell für ÖsterreicherInnen zuständigen
Verantwortlichen der dreiköpfigen Lei-
tung des Travail Allemand. Seine nun-
mehrige enge Mitarbeiterin war mit
 einem französischen KP-Sympathisanten
gut bekannt, der in einem deutschen
Werbebüro am Pariser Boulevard des
Italiens beschäftigt war, das erst um 14
Uhr geöffnet wurde. Er überließ ihr die
Schlüssel, und Marek und Lehr ver-
brachten fast jeden Vormittag in dieser
„Höhle des Löwen“, wo sie zunächst die
Inhalte der überwiegend von Marek ver-
fassten Artikel für den Soldat im Westen
diskutierten, die wichtigste deutschspra-
chige Untergrundzeitung im besetzten
Frankreich, von der bis Ende 1943 min-
destens 30 Ausgaben in einer Auflage
von je 60.000 Exemplaren erschienen.
Mareks Assistentin schrieb die Artikel,
mit der vor allem Wehrmachtssoldaten
über die wirkliche Frontlage und die
 Situation in der Heimat aufgeklärt wer-
den sollten, auf Matrizen, die sie an -
schließend einer französischen Verbin-
dungsagentin übergab, da das Duo an-
fänglich über keine eigenen Vervielfälti-
gungsmöglichkeiten verfügte. Einen Teil
der abgezogenen Schriften erhielt sie et-
was später retourniert, ein Teil wurde an
deutsche Kommunisten übergeben.

Lehr schilderte in Interviews die an-
fänglichen Ängste, die sie bei diesen Ma-
terialtransporten überfielen. Sie war am
ganzen Körper „vollgestopft mit illega-
len Schriften“, Razzien waren häufig und
in der Anfangsphase wurde sie regel-
mäßig von der Vorstellung heimgesucht,
jedermann könnte ihr ansehen, dass sie
etwas Gefährliches mit sich herumführte.
Die Matrizen oder fertigen Flugschriften
in einer Tasche oder einem Koffer zu
transportieren, wäre jedoch noch weitaus
riskanter gewesen, denn Gepäck-Kon-
trollen waren jederzeit zu gewärtigen,
während Leibesvisitationen in der Regel
nur bei einem begründeten Verdacht vor-
genommen wurden.

Auch im Rahmen der „mittleren“ Hier-
archie-Ebene des TA-Apparats spielte
Lehr eine wesentliche Rolle, da ihr die
regelmäßigen Kontakte mit den „inter -
regionalen Instrukteuren“ (kurz: „Inter“)
oblagen, von denen bisher elf Österrei-

cher und ein Franzose eruiert werden
konnten. Die „Inter“ agierten als eine Art
Stützpunktleiter in allen als strategisch
wichtig erachteten französischen Städ-
ten, vor allem an der Atlantikküste und
im nördlichsten Teil Frankreichs. Einer
von ihnen war Josef Meisel mit Sitz in
Bordeaux. Die Instrukteure betreuten je-
weils eine gewisse Anzahl von öster-
reichischen Widerstandskämpfern, die in
ihrem territorialen Zuständigkeitsbereich
lebten und in zivile oder militärische
Dienststellen der deutschen Besatzungs-
macht „eingebaut“ waren. Lehr nahm die
Berichte der allmonatlich in Paris an-
kommenden Instrukteure entgegen und
übergab ihnen eine größere Anzahl der
jeweils aktuellen Ausgabe des Soldat im
Westen oder anderer Flugschriften,
während Marek den „Inter“ fallweise be-
sondere Instruktionen erteilte. Auf diese
Weise kam ein relativ dichtes Kommuni-
kationsnetz zustande. 

Im Regelfall erfuhren die beteiligten
Hauptakteure nichts oder nur sehr wenig
über die „Rezeption“ der Untergrundzei-
tungen. Eine Ausnahme, die bei Marek
und Lehr ein kurzes Triumphgefühl aus-
löste, bildete eine über Radio Moskau
gesendete und abgehörte Notiz, der zu
Folge ein Wehrmachtssoldat an der Ost-
front zur Roten Armee desertiert war,
mit einem Exemplar des Soldat im Wes -
ten in der Hand!

Fallweise nahm Antonie Lehr auch
österreichische Widerstandskämpfer in
Empfang, die – wie sie selbst zuvor – die
Demarkationslinie überschritten hatten,
um sich in Paris oder anderen besetzten
Regionen Frankreichs der Résis tance an-
zuschließen, beispielsweise der Spani-
enkämpfer Hans Bily. Im Sommer 1943
gelang es einer verhafteten österreichi-
schen Widerstandskämpferin, aus dem
Gefängnis einen Kassiber zu schmug-
geln, durch den Lehr erfuhr, dass sie un-
ter Beobachtung stand. Die auf solche
Art gewarnte Mitarbeiterin Mareks
wechselte daraufhin sofort die Unter-
kunft, veränderte ihr Aussehen und stell-
te die bis dahin sehr exponierte Mitarbeit
beim Travail Allemand ein. Ihre Nach-
folge im TA-Apparat übernahm die aus
Rumänien gebürtige Irma Mico.

In der Floridsdorfer
Lokomotivfabrik 1943/1944

In weiterer Folge bewarb sich Antonie
Lehr um eine Arbeitsstelle in der „Ost-
mark“ und kam mit einem Fremdarbei-
tertransport als „Anette Lutterbach“ nach
Wien, und zwar Ende August 1943, d.h.
exakt zu jenem Zeitpunkt, als die Gesta-
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schickt. So auch Antonie Lehr, die mit
einer Gruppe von Gefangenen bei klir-
render Kälte zwei Tage und zwei Nächte
lang marschierte. „Rechts und links
 lagen die Toten, alle, die nicht mitkonn-
ten, wurden von der SS unterwegs er-
schossen.“ Sie erreichte mit letzter Kraft
das Lager Ravensbrück, wo sie als
 Typhuserkrankte in das Krankenrevier
ein geliefert wurde. Über Maria Grassin-
ger, eine inhaftierte Österreicherin, die
dem Büro der Lagerpolizei zugeteilt war,
wurde bekannt, dass jetzt, in der Endpha-
se des Krieges, drei Österreicherinnen,
darunter Antonie Lehr, hingerichtet wer-
den sollten. Die Solidarität und Ent-
schlossenheit des illegalen Lager -
komitees verhinderte diese Morde.23

„Maria Grassinger warnte aufgrund ih-
rer Position in der Lagerpolizei rechtzei-
tig vor der geplanten Hinrichtung der
drei Jüdinnen, deren Judenstern rasch
durch den roten Winkel der politischen
Häftlinge ausgetauscht wurde. Ihre Häft-
lingsnummer wurde gegen die von Toten
getauscht, organisiert durch die französi-
sche Widerstandskämpferin Marie-Clau-
de Vaillant-Couturier. […] Antonie Lehr
war meist im Revierblock oder im Lei-
chenkeller versteckt, da sie schwer an
Typhus erkrankt war. Mit Lebensmitteln
wurde sie unter anderem von Maria
 Bures und einer Polin versorgt, die beide
in der SS-Küche arbeiteten.“24

Die österreichische Widerstandskämp-
ferin Melanie (Mela) Ernst war die Vor-
sitzende dieses Lagerkomitees, das aus
Angehörigen verschiedener Nationalitä-
ten bestand. Eine Stunde vor der geplan-
ten Hinrichtung der drei Frauen rief
 Mela Ernst das illegale Internationale
Lagerkomitee zusammen, um es über die
geplanten Hinrichtungen zu informieren.
Sofort formierte sich Widerstand und das
gesamte Lagerkomitee setzte alles daran,
um die Österreicherinnen zu retten. An-
tonie Lehr: „Einmal wurde ich von einer
Französin versteckt, dann von einer

schen Personalpapie-
ren nachzuprüfen.
Umso größer das Ent-
setzen, als wenige Ta-
ge später, am 4. Juli
1944, zwei Gestapo-
Beamte im Ausländer-
lager der Lokomotiv -
fabrik Floridsdorf auf-
tauchten und nach ihr
verlangten. Auch
Franz Storkan und ca.
15 weitere Fremdar-
beiterInnen der zwei-
ten Gruppe wurden
von Anfang bis Mitte  Juli 1944 von der
Gestapo verhaftet.

Gestapo, Auschwitz,
Ravensbrück

Antonie Lehr war drei Monate im Ge-
fängnis Rossauer Lände inhaftiert. Mit-
arbeiter der Gestapoleitstelle Wien leg-
ten ihr Protokolle anderer Mithäftlinge
aus dem Umfeld der Résistance vor, um
ihr gegenüber die erheblichen Erkennt-
nisfortschritte über die Widerstandstätig-
keit in Paris zu demonstrieren und sie so
unter Druck zu setzen.21 Lehr wurde in
der Haft schwer misshandelt, gab aber
keine ihrer Kontaktpersonen preis. Eines
Tages wurde sie gezwungen, einen so
genannten „Schutzhaftlagerbefehl“ zu
unterschreiben, mit dem sie quasi be-
stätigte, „sich für die Kommunistische
Partei in hochverräterischer Absicht
betätigt zu haben“.

Am 1. November 1944 wurde sie mit
einer Gruppe von neun anderen Frank-
reich-RückkehrerInnen nach Auschwitz
deportiert, darunter Gertrude Schindel
und Edith Wexberg. Ihre beiden Mit-
streiterinnen hatten ebenso wie Antonie
Lehr in Auschwitz einen roten Punkt auf
ihrer Häftlingskleidung affichiert be-
kommen. Dieser signalisierte „Flucht -
gefahr“, so wurden jene Häftlinge mar-
kiert, die dem „Strafblock“, also dem
verschärften Regime, zugeteilt waren.
„Erst später wurde mir mitgeteilt“, resü-
mierte Toni Lehr, „dass auf dem
Schutzhaft lagerbefehl, den ich unter-
schreiben hatte müssen, stand: ,Rück-
kehr nicht erwünscht‘. Das heißt, wir
 kamen schon mit der Auflage ins Lager,
dass wir ermordet werden sollten.“22

Im Jänner 1945 rückte die Front immer
näher und das Lager wurde sukzessive
aufgelöst, die Häftlinge ermordet oder in
andere Lager gebracht. Am 18. Jänner
1945 erfolgte die Evakuierung des La-
gers Auschwitz; die verbliebenen Häft-
linge wurden auf den „Todesmarsch“ ge-

po die Kerngruppe der aus Frankreich
zurückgekehrten (als Fremdarbeiter ge-
tarnten TA-AktivistInnen) zerschlug. Es
ist äußerst unwahrscheinlich, dass Lehr
von diesen Ereignissen Kenntnis erhielt
oder in den ersten Tagen bzw. Wochen
ihrer Anwesenheit in Wien gar Kontakte
mit GenossInnen anbahnte, die bis dahin
der Verhaftung entgangen waren. 

Ähnlich wie die meisten anderen
Frankreich-Rückkehrer der „zweiten
Welle“ hatte sie keine speziellen politi-
schen Aufträge aus Paris erhalten und
betrachtete unter den gegebenen Um-
ständen Wien einfach als weniger
„heißes Pflaster“. In die Floridsdorfer
Lokomotivfabrik versetzt, kam sie ins
Ausländerlager, das etwa 1.500 Franzo-
sen umfasste, ferner Slowaken und An-
gehörige anderer Nationen. Österreicher
waren fast nur als Vorarbeiter und im
Verwaltungspersonal vertreten. Gegen -
über den „echten“ Französinnen aus
ihrem Transport konnte sie mit einigen
Attributen innerhalb kurzer Zeit einen
Bonus verbuchen. Als die Angehörigen
der Gruppe aufgerufen und gefragt wur-
den, ob jemand Deutsch spräche, meldete
sie sich als einzige mit einer akzentfreien
Aussprache. Und obwohl sie mit einer er-
fundenen Biographie auftrat, war ihr doch
der seriöse bürgerliche Hintergrund anzu-
merken; anders als bei einigen Französin-
nen, die im Gegensatz zu den Männern
generell nicht zwangsweise rekrutiert
wurden und somit auch keinen Quer-
schnitt der weiblichen Bevölkerung dar-
stellten, sondern vereinzelt einen in sozia-
ler Hinsicht deklassierten bzw. verwahr-
losten Eindruck erweckten (z.B. Prostitu-
ierte). Ein maßgeblicher Faktor war, dass
„Anette Lutterbach“ nicht als Arbeiterin,
sondern als Angestellte eingestuft wurde,
was ihr ermöglichte, nach zwei Tagen das
schmutzige, von Ungeziefer befallene Ba-
rackenlager zu verlassen und eine private
Wohnung im 18. Bezirk zu beziehen.

Nach über zwei Jahren gab es in Wien
ein Wiedersehen mit Franz Storkan, der
nach  einer Odyssee durch französische
Internierungslager und Gefängnisse im
Jänner 1944 ebenfalls in die „Ostmark“
zurückkehrte und einer Beschäftigung in
der Metallwarenfabrik Jessernigg &
 Urban in Stockerau nachging. Als die
Stadt  Orléans, Lutterbachs angeblicher
Geburtsort, von den Alliierten befreit
wurde, atmete Lehr erleichtert auf. Zwar
hatte bis dahin niemand die (falsche)
Identität der exzellenten Dolmetscherin
angezweifelt, aber nunmehr war es, so
ihre feste Überzeugung, definitiv un-
möglich, die Angaben aus ihren französi-

Gestapo-Fotos von Antonie Lehr vom 4. Juli 1944
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Ernst, Tilly Spiegel, Gertrude Schindel
und Antonie Lehr am 31. August 1945
den Rückflug nach Wien.26

In Wien arbeitete Antonie Lehr
zunächst als Sekretärin des damaligen
Vizekanzlers Johann Koplenig, danach
als Sekretärin des Österreichischen Frie-
densrats. Zuletzt war sie Mitarbeiterin
des Wiener Tagebuch und wurde in Zu-
sammenhang damit im Februar 1971 aus
der KPÖ ausgeschlossen.27 Im Doku-
mentationsarchiv des österreichischen
Widerstandes war sie viele Jahre als
 Archivarin tätig. Toni Lehr verstarb am
1. März 1997. 2019 beschloss der
 Wiener Gemeinderat, eine Straße im
Stadtentwicklungsgebiet Donaustadt
nach ihr zu benennen.
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26/ Ebd., S. 132.
27/ ZPA der KPÖ, Bezirksleitung der KPÖ Döb-
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Dr. Hans Schafranek ist am 13. Oktober
2022 nach kurzer, schwerer Krankheit
verstorben. Den vorliegenden Beitrag
hat er bereits im September 2022 einge-
reicht. Auf seiner Webseite (www.hans-
schafranek.at) ist ein Kondolenzbuch
eingerichtet.

Tschechin. Es kamen Menschen aller
möglichen Nationen zu mir, die ich über-
haupt nicht kannte, am seltensten Öster-
reicher, weil man befürchtete, dass man
am ehesten über sie versuchen würde,
uns zu finden.“ Ungefähr zwei Monate
lang verbrachte Lehr jeden Tag in einem
anderen Versteck, einmal in einem Vor-
raum des Spitals unter einem Stapel
Strohsäcke, dann auf dem Dach, einen
anderen Tag in einer Baracke, zugedeckt
mit einem schwarzen Tuch. Während
dessen suchte die SS fieberhaft nach den
drei Häftlingen. Das gesamte Lager
 musste antreten, linker Arm vorgestreckt
zur Kontrolle der in Auschwitz tätowier-
ten Häftlingsnummer. Eine aus Polen
stammende Lagerärztin schnitt Lehr ihre
Nummer heraus und verband die Wunde,
so dass es aussah, als hätte sie Abszesse.
Die Tatsache, dass sie unerkannt blieb
und von der SS nicht gefunden wurde,
schrieb sie später dem in Ravensbrück
herrschenden Chaos zu. „[…] unter ,nor-
malen‘ Verhältnissen hätten sie mich
 gefunden. Sie dürften schließlich auf -
gegeben haben.“25

Antonie Lehr versteckte sich so lange,
bis die ersten Französinnen aufgrund
 eines Abkommens zwischen Graf Berna-
dotte und Heinrich Himmler – im Aus-
tausch gegen deutsche Kriegsgefangene
– befreit wurden. Sie selber war in
 Ravensbrück wieder zur Französin ge-
worden – die illegale Lagerorganisation
hatte sie mit einer französischen Identität
(mit den Daten einer verstorbenen Fran-
zösin) und einem Winkel mit dem Buch-
staben „F“ ausgestattet. So konnte sie –
getarnt als Französin – die Reise in die
Freiheit Richtung Schweden antreten. 

Befreiung und 
Rückkehr nach Wien

Den Tag der Befreiung, den 8. Mai
1945, feierte Lehr bereits in Schweden.
Dort nahm sie nach einer längeren Phase
der Erholung von den durchlittenen Stra-
pazen Kontakte mit den nach Schweden
emigrierten österreichischen Kommunis -
ten auf, zu denen z.B. Johann Täubl
gehörte, und wurde gemeinsam mit an-
deren als „Französinnen“ deklarierten
Ravensbrück-Häftlingen zunächst nach
Paris repatriiert. Die Rückkehr nach
Österreich gestaltete sich nicht ganz ein-
fach. Die ausländischen Widerstands-
kämpferInnen wurden von Frankreich
uneingeschränkt als Mitglieder der Résis -
tance anerkannt und aus Schweden nach
Paris ausgeflogen. Die sowjetische Bot-
schaft in Paris organisierte für Franz
 Marek, Anna Grün, Walter Stein, Mela

Antonie Lehr, nach 1945
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tischen Widerstands bzw. dessen Verfol-
gung verschweigt der Bericht mehr als er
offenlegt. So tagte der Volksgerichtshof
zwischen 28. Juli und 13. August 1942
erstmals am Landesgericht für Straf -
sachen in Graz und urteilte in 13 Ver-
handlungstagen über insgesamt 65
führende Funktionäre und Zellenleiter
der Kommunistischen Partei aus der
Steiermark und dem damals angeglieder-
ten Südburgenland. Dabei wurden neben
den drei namentlich Genannten weitere
40 Personen zum Tode und „lediglich“
17 zu Zuchthausstrafen zwischen zwei
und zwölf Jahren verurteilt.

Ein Grund für die bisherige Nicht -
berichterstattung über die Prozesse des
Volksgerichthofs gegen NS-Gegner bzw.
den seltsamen, das wahre Ausmaß des
Widerstands verschweigenden Bericht
dürfte der gewesen sein, dass es nach
amtlicher Propaganda keine Gegner der
Staatsmacht mehr gab, wie dies auch der
Vizepräsident des Volksgerichtshofs
Karl Engert bei einer Besprechung vor
der ersten Tagung des Volksgerichthofs
am 27. Juli 1942 politischen Leitern der
NSDAP Steiermark gegenüber festhielt
und ergänzte – „doch das ist ein Irrtum.“3

Im Folgenden wird die erste Session
des Volksgerichtshofs in Graz näher be-
trachtet und die Opfer der sich zu diesem
Zeitpunkt radikalisierenden NS-Justiz
vorgestellt. Dem vorangestellt wird ein
knapper Einblick in die Geschichte die-
ses wohl berüchtigtsten Gerichtes
während der NS-Zeit.

Der Volksgerichtshof Berlin

Der Volksgerichtshof wurde am
24. April 1934 in Berlin errichtet. Er war
– im Unterschied zu den 1933 geschaffe-
nen Sondergerichten – vor allem für die
Aburteilung des politisch organisierten
Widerstandes, der als „Hoch- und Lan-
desverrat“ verfolgt wurde, aber auch an-
dere politische Straftaten zuständig.4 Für
Österreich wurden am 20. Juni 1938 die
österreichischen Bestimmungen über
Hoch- und Landesverrat durch die deut-
schen ersetzt5 und gleichzeitig die Zu-
ständigkeit des Volksgerichtshofes in
Berlin für Österreich festgelegt,6 wobei
nach einem Geschäftsverteilungsplan für
den Volksgerichtshof vor allem der

6. Senat für die Verfolgung des steiri-
schen Widerstandes zuständig war. So
ahndete dieser alle „Straftaten außer
Landesverrat und Defaitismus, Zer -
setzung sowie Wehrdienstentziehung in
den Reichsgauen Steiermark und Kärn-
ten, Salzburg und Tirol-Vorarlberg“. Der
5. Senat war für den „separatistischen
Hochverrat“ in der Steiermark und der
3. Senat war für „Landesverrat zu -
gunsten der UdSSR“, „Defaitismus, Zer -
setzung und vorsätzliche Wehrdienstent-
ziehung“ zuständig.7

Die Senate setzten sich aus zwei Be-
rufs- und drei Laienrichtern zusammen,
wobei letztere politische Funktionäre der
SA, der SS usw. waren, womit die NS-
Politik in die Rechtsprechung eingriff,
wie dies auch der Vizepräsident des
Volksgerichtshofs, Karl Engert, 1939 in
einem Aufsatz festhielt: „Man kann den
Volksgerichtshof wohl als ein politisches
Gericht bezeichnen, und zwar schon des-
halb, weil er das einzige Gericht in
Deutschland ist, das die schweren Hoch-
und Landesverratsverbrechen abzuurtei-
len hat. […] Darum müssen wir auch von
allen Richtern dieses Gerichtshofes und
von allen Vertretern der Anklagebehörde
verlangen, dass sie in erster Linie Politi-
ker und dann erst Richter und nicht um-
gekehrt sind.“8

Nach dem Überfall auf die Sowjet -
union im Juni 1941 erfuhr die Justiz eine
Radikalisierung. So forderte etwa der
Oberreichsanwalt beim Volksgerichtshof
Dr. Ernst Lautz nach der Besprechung
mit den Generalstaatsanwälten in Wien,
Graz und Linz Ende Mai 1942, „dass
hochverräterische Straftaten, insbeson-
dere von Kommunisten, die nach Aus-
bruch des Krieges mit der Sowjetunion
begangen oder bis in diese Zeit fort -
gesetzt worden sind, erheblich strenger
als bisher zu ahnden sind, das insbeson-
dere gegen Funktionäre, wenn auch un-
tergeordneten Grades, die Todesstrafe zu
beantragen ist“.9 Erstmals in der Steier-
mark davon betroffen waren Ende Juli
bzw. Anfang August 1942 Funktionäre
der Kommunistischen Partei sowie un-
tergeordnete Zellenleiter der Roten Hilfe
aus der Steiermark und dem Burgenland. 

Um auch den „Volksgenossen“ zu ver-
deutlichen, dass die Unterstützung des

A
m 29. August 1942 erschien in
der Grazer Tageszeitung
 Tagespost ein Bericht mit dem

Titel „Sondergericht in Graz“, in dem es
hieß: „Vor dem Sondergericht in Graz
standen eine Reihe von Angeklagten, die
sich wegen hochverräterischer Umtriebe
zu verantworten hatten. In einer Zeit, da
der deutsche Soldat die Grenzen des Rei-
ches gegen die bolschewistischen Hor-
den schützt, Leben und Gesundheit für
die Heimat einsetzt, und das deutsche
Volk im härtesten Lebenskampf um sei-
ne Zukunft steht, haben diese Volks- und
Staatsfeinde versucht, eine kommunisti-
sche Organisation aufzuziehen und so der
Front in den Rücken zu fallen. Dass jeder
derartige Versuch im Keime erstickt
wird, und sich ein Verrat wie im Welt-
kriege nicht wiederholen kann und wird,
das beweist das Urteil des Gerichtes. Die
Hauptangeklagten, darunter unter ande-
ren Karl Drews, Graz, Josef Neuhold,
Graz, Dr. Franz Weiß, Graz, wurden zum
Tode, die weiteren Beteiligten zu hohen
Zuchthausstrafen verurteilt.“1

Dieser Bericht ist in mehrfacher Hin-
sicht interessant. Zum einen wurde mehr
als drei Jahre nach dem „Anschluss“ im
März 1938 erstmals in einer steirischen
Zeitung davon berichtet, dass es politi-
sche Gegner des Nationalsozialismus
gab, die vor ein Sondergericht gestellt
wurden und von denen einige – drei wer-
den namentlich genannt – zum Tode ver-
urteilt wurden. Bis zu diesem Zeitpunkt
waren bereits an die 30 Steirerinnen und
Steirer in Berlin vom Volksgerichtshof
abgeurteilt worden, wobei einer – der
Kapfenberger Anton Buchalka2 – zum
Tode verurteilt worden war. Über keines
dieser Verfahren seit Juni 1939 war bis-
lang berichtet worden.

Zum anderen gibt dieser Bericht aber
nur ein unvollständiges Bild. Zunächst
war das erwähnte Gericht der Volks -
gerichtshof und nicht das Sondergericht,
das man in der Steiermark seit 1939
kannte und von dem man wusste, dass
vor diesem Gericht Menschen standen,
die „Feindsender“ gehört, sich abfällig
über die NSDAP oder deren Funktionäre
geäußert hatten oder weil sie so genannte
„Volksschädlinge“ und Mörder waren.
Auch über das Ausmaß des kommunis -

Die ersten Prozesse des Volksgerichtshofs
in Graz 1942 gegen Kommunisten

Heimo Halbrainer
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kommunistischen Widerstands in Form
von Spendenleistungen nicht nur Hoch-
verrat, sondern auch Begünstigung des
Feindes ist, gab das Reichspropagan-
daamt im Sommer 1942 eine 20-seitige
Broschüre mit dem Titel „Im Namen des
Volkes!“ heraus, in der es teils in Groß-
buchstaben, unterstrichen und in Fett-
schrift hieß: „Hochverrat wird mit dem
Tode bestraft! […] Im Zusammenhang
mit der Tätigkeit des Hochverrates steht
oft auch der Tatbestand des § 91 b
Reichsstrafgesetzbuch, nämlich die Be-
günstigung des Feindes. […] Nicht weni-
ger strafbar ist jegliche Form der Unter-
stützung etwa durch die Bezahlung von
Beiträgen. Hierzu gehören auch die im-
mer wieder vorkommenden Sammel -
aktionen mit dem angeblichen Ziel, An-
gehörige von inhaftierten Kommunisten
zu unterstützen. Wer für kommunistische
Ziele auch nur eine Mark bezahlt, hat
seinen Platz innerhalb der Volksgemein-
schaft verwirkt. Der notwendige uner-
bittliche Kampf gegen das Verbrechen
des Hochverrates ist aber nur dann wirk-
sam, wenn jeder Volksgenosse diesen
Kampf zu seinem eigenen macht.
Gleichgültigkeit oder bürgerliche Rück-
sichtnahme darf es nicht geben. Wer von
hochverräterischen Umtrieben weiß und
diese nicht zur Anzeige bringt, macht
sich des gleichen Verbrechens schuldig.
Der kleinste Beitrag zum Hochverrat
wiegt schwerer als Mord. Der Mord
richtet sich gegen das Leben einzelner.
Hochverrat bedroht das Leben des
ganzen Volkes!“10

Diese Verschärfung der „Rechtspre-
chung“ kann auch an Hand der Todes -
urteile des Volksgerichtshofs ab 1934
abgelesen werden. So wurden von 1934
bis 1938 insgesamt 62 Personen vom
Volksgerichtshof zum Tode verurteilt.
Diese Zahl stieg in den folgenden Jahren.

Im Jahr 1940 waren es mit 53 Todesur-
teile bereits fast so viel wie in den ersten
vier Jahren. 1941 waren es mit 102 To-
desurteilen dann schon doppelt so viele
wie im Vorjahr. Im Jahr 1942 verhängten
Volksgerichtssenate mit 1.192 bereits
mehr als zehnmal so viele wie im Jahr
zuvor. 54 Todesurteile ergingen 1942 in
Graz, davon 43 im Juli und August, elf
weitere folgten im Dezember 1942.

Erste Prozesse des 
Volksgerichtshofs in Graz 

Als der erste Prozess des Volks -
gerichtshofs in Graz am 28. Juli 1942
stattfand, saßen die Angeklagten bereits
seit 18 Monaten in Haft. Diese lange Un-
tersuchungshaft führte dazu, dass der
steirische Gauleiter Dr. Sigfried Uiber-
reither ein Schreiben an den Justizminis -
ter richtete, in dem er auf eine Beschleu-
nigung drängte, denn – wie es in dem
Schreiben hieß: „Ich bin aufgrund unse-
rer Erfahrungen aus der Kampfzeit der
tiefen Überzeugung, dass es ein gewalti-
ger Unterschied ist, ob der Verhaftung in
zwei bis drei Monaten die Justifizierung
folgt oder erst – wie es nach der bisheri-
gen Praxis als Regel angesehen werden
kann – nach anderthalb bis zwei Jahren.
Wenn der zur kommunistischen Tätig-
keit bereite Mann damit rechnen muss,
dass er schon nach Wochen nicht mehr
lebt, so ist die Abschreckung bedeutend
größer, als wenn er damit rechnen kann,
dass die Untersuchungshaft mindestens
ein bis eineinhalb Jahre dauert; er glaubt
nämlich, dass bis dahin der Bolschewis-
mus bereits gesiegt haben wird, so dass
für ihn die angedrohte  Todesstrafe den
Schrecken verliert.“11

Kurz vor diesen Prozessen hatte Hitler
anlässlich einer Reichstagsreden am
26. April 1942 Kritik an der Justiz geübt
und gedroht, er werde „Richter, die er-

sichtlich das Gebot der Stunde nicht er-
kennen, ihres Amtes entheben.“12 Dar-
aufhin intensivierten die Justizverwal-
tungen  ihre Bemühungen zur Lenkung
der Rechtspflege und gaben u.a. so ge-
nannte „Richterbriefe“ heraus.13 Zudem
wurde zu den ersten Prozessen in Graz
seitens des Reichspropagandaministeri-
ums Egon Arthur Schmidt als Beobach-
ter entsandt. Er sollte die politische
 Atmosphäre, das Verhalten der Vertreter
der Anklage, der Angeklagten und der
Verteidiger beobachten. Schmidt hielt
seine Beobachtungen in seinem Dienst-
buch fest, wo er anlässlich der Grazer
Verfahren unter anderem festhielt, dass
seitens der Verteidigung argumentiert
wurde, die Steirer seien immer schon
 Rebellen gewesen und sollen nicht zum
Tode verurteilt werden. Diese Verteidi-
gungsstrategie rief seitens der Gau -
leitung der NSDAP heftige Kritik her-
vor, weshalb Gauleiter Dr. Sigfried
 Uiberreither in einem Brief an den Leiter
des Gauschulungsamtes Dr. Heinrich
Hoffer bemerkte: „Mir wird berichtet,
dass verschiedene Rechtsanwälte bei den
jetzt zur Verhandlung kommenden Kom-
munistenprozessen in ihrer Absicht, den
Angeklagten zu helfen, zu weit gehen.
So wird mir u.a. berichtet, dass ein An-
walt erklärte, dass der Steirer auf Grund
seines Grenzlandschicksals und seiner
sich daraus ergebenden kämpferischen
Tradition immer Rebell gewesen sei, was
man auch den angeklagten Kommuni-
sten zugute halten müsse. Wir müssen
großen Wert darauf legen, dass der Be-
griff ‚steirischer Rebell‘ immer nur dann
angewendet wird, wenn es sich um einen
Protest gegen einen undeutschen Knebe-
lungsversuch […] gehandelt hat. […]
Ein Anwalt soll geäußert haben, es müs-
se verhindert werden, dass ‚bestes deut-
sches Arbeiterblut‘ vergossen wird in ei-

Vom Volksgerichtshof zum Tode veurteilte und hingerichtete Kommunisten (v.l.): Karl Drews, Josef Neuhold, Franz Weiß (Mit-
glieder der KPÖ-Leitung Graz) und Johann Wallner (Pinkafeld im Südburgenland)



Beiträge 11

4/22

ner Zeit, in der man so viele ausländische
Elemente aus Arbeitseinsatzgründen
nach Deutschland hereinnehmen muss.
Ich bin der Meinung, dass es notwendig
ist, in einer Ihnen geeignet erscheinen-
den Weise für eine gewisse Ausrichtung
der Anwälte zu sorgen, die in diesen Pro-
zessen tätig werden; vor allem erscheint
mir die Notwendigkeit aus dem Grunde
gegeben, weil viele Politische Leiter […]
und auch sonst politisch interessierte
Volksgenossen an den Prozessen teilneh-
men, die unter Umständen an einer sol-
chen Verteidigungsrede Gefallen finden
könnten und zu vollkommen falschen
Schlussfolgerungen gelangen.“14

Prozesse gegen 
steirische Kommunisten

Die erste Verhandlungswoche des
Volksgerichtshofs in Graz zwischen
27. Juli und 6. August 1942 galt den Pro-
zessen gegen die Mitglieder der Landes-
leitung der Kommunistischen Partei der
Steiermark – den drei eingangs im Zei-
tungsbericht Genannten, den Grazer Re-
gisseur Karl Drews, den Archivar Dr.
Franz Weiß, den Angestellten Josef Neu-
hold und den Kaminkehrer Anton Kröpfl
– sowie gegen die Bezirks- und Zellen-
leiter der KPÖ und der Roten Hilfe in der
Ober- und Weststeiermark. 

In zahlreichen steirischen Gemeinden
waren nach der Zerschlagung der ersten
Landesleitung der KPÖ 1939 Zellen un-
entdeckt geblieben, die in der Folge
zunächst voneinander unabhängig weiter
bestanden und vor allem Geld für die Fa-
milien der Inhaftierten sammelten. Zu ei-
nem Zusammenschluss dieser Zellen
kam es erst, nachdem der Architekt Her-
bert Eichholzer im April 1940 aus der
Türkei nach Graz zurückgekehrt war.
Dieser war im Auftrag der Exilleitung
der KPÖ nach Graz geschickt worden,
um hier die kommunistische Leitung zu
ermitteln oder falls dieses auf Grund der
Verhaftungen nicht existiere, eine neue
aufzubauen. Zudem sollten Verbindun-
gen zwischen dieser Organisation und
dem Auslandsapparat hergestellt und die
in Wien bestehenden einzelnen selbst-
ständigen Gruppen zu einer einheitlichen
Organisation zusammengefasst wer-
den.15 Mit einem ähnlichen Auftrag wur-
den im Frühjahr bzw. Dezember 1940
auch die Architektinnen Ines Victoria
Meier und Margarete Schütte-Lihotzky16

aus der Türkei nach Wien geschickt.
Nachdem Eichholzer in Graz die Gruppe
um Karl Drews angetroffen hatte, stellte
er den Kontakt mit Wien her, wobei er
zwischen Mai und Oktober 1940 selbst

mehrmals nach Wien fuhr und sich dort
mit führenden Funktionären der KPÖ
traf. Aus Wien brachte Eichholzer auch
mehrere Flugblätter mit, die in Graz ver-
vielfältigt wurden. 

Während sich Eichholzer im Oktober
1940 freiwillig zur Wehrmacht meldete,
baute die Grazer Gruppe um Drews,
Neuhold, Kröpfl und Weiß Verbindun-
gen in die Ober- und Weststeiermark und
in einige Gemeinden der Umgebung von
Graz auf, wo zahlreiche kommunistische
Zellen bestanden. Gleichzeitig verfasste
die Grazer Gruppe – vor allem Franz
Weiß – mehrere Flugschriften, so etwa
auch ein Flugblatt, das über die Morde
im Rahmen der NS-Euthanasie in Wien
und Graz informierte.17 Diese Flugblätter
sowie die vom Grazer Schriftsteller und
Lehrer Richard Zach verfasste Zeitung
Der Rote Sturmtrupp gelangten über
Drews und Neuhold, die beide als Ver -
sicherungsvertreter unterwegs waren, zu
den KPÖ-Zellen in der Steiermark. 

Diese Vernetzung, vor allem aber der
Kontakt nach Wien, sollte dem steiri-
schen Widerstand ab Februar 1941 zum
Verhängnis werden. Denn in Wien be-
gegnete Eichholzer Kurt Koppel, dem
Verbindungsmann und Vertrauten des
Inlandsfunktionärs der KPÖ, Erwin
Puschmann. Koppel war ein Spitzel der
Gestapo, der nun nicht nur die Grazer
Kontakte, sondern auch jene in die steiri-
sche Provinz kannte und diese an die Ge-
stapo weiterleitete. In Graz, in mehreren
Gemeinden im Umland von Graz, in der
Obersteiermark und den weststeirischen
Industrieorten wurden im Frühjahr 1941
einige hundert Personen verhaftet und
wegen Vorbereitung zum Hochverrat an-
geklagt. Der Volksgerichtshof in Graz
verurteilte 24 von ihnen – darunter die
drei „Hauptangeklagten“ Karl Drews,
Franz Weiß und Josef Neuhold – im Juli
und August 1942 zum Tode.

Im Anschluss an diese Prozesse wur-
den gegen weitere Mitglieder dieser
 Zellen in Wien am Volksgerichtshof
bzw. am Reichskriegsgericht in Berlin
Verfahren geführt, die mit sieben weite-
ren Todesurteilen endeten. Mehr als 170
Mitglieder der Widerstandszellen wurden
bis Mitte Mai 1943 zudem vom  Senat für
Hoch- und Landesverrat am Oberlandes-
gericht Wien, der in Graz tagte, zu Ker-
kerstrafen bis zu 15 Jahren verurteilt.18

Prozesse gegen 
burgenländische Kommunisten

In der zweiten Verhandlungswoche
vom 7. bis 12. August 1942 tagte der
Volksgerichtshof in Graz gegen Mitglie-

der der Kommunistischen Partei aus dem
Südburgenland. Das Burgenland wurde
1938 zwischen den Gauen Niederdonau
(Niederösterreich) und der Steiermark
aufgeteilt, wobei der südliche Teil, die
Bezirke Oberwart, Güssing und Jenners-
dorf, zur Steiermark kamen. Dort setzte
bereits bald nach dem „Anschluss“ der
Widerstand gegen das NS-Regime ein.
Im Herbst 1938 begann der in einem
Textilbetrieb in Pinkafeld tätige Arbeiter
Johann Wallner mit dem Wiederaufbau
der KPÖ im Süden des als Bundesland
verschwundenen Burgenlands. Dabei
wurde die Organisation in zwei Bezirks-
gruppen und mehrere Ortsgruppen ein-
geteilt, die wiederum aus mehreren Zel-
len bestanden. In den Volksgerichtshof-
prozessen in Graz wurde anhand der
 Ermittlungen durch die Gestapo fest -
gehalten, dass kommunistische Zellen in
Pinkafeld, Oberwart, Eisenzicken,
 Unterwalbauern, Grafenschachen, Ried-
lingsdorf, Neu-Bistritz, Markthodis,
Dürnbach, Rechnitz, Schachendorf,
Schandorf, Stegersbach, Bernstein,
Aschau, Tauchen, Olbendorf, Bocksdorf
und  Mariasdorf mit rund 150 KPÖ-An-
gehörigen bestehen, „meist Arbeiter,
aber auch Beamte, kleine Landwirte und
Gewerbetreibende.“ Diese Bezirks- und
Ortsgruppen wurden regelmäßig von
Funktionären der KPÖ aus Wien be-
sucht, die Vorträge hielten und Flug -
blätter und Zeitungen, wie die Rote Fah-
ne oder Weg und Ziel, lieferten.19

Bald nachdem im Februar 1941 durch
den Verrat des Spitzels Kurt Koppel die
Wiener Funktionäre und die für die bur-
genländische Provinz Verantwortlichen,

Karl Drews und Dr. Franz (nicht Karl)
Weiß wurden am 7. Oktober 1942 in
 Wien hingerichtet. 



wie der Leiter der Provinzkommission
der KPÖ, Leopold Fritzsche, sowie des-
sen Nachfolger, Theodor Pawlin, und der
Verbindungsmann zum Südburgenland,
Gustav Srch, festgenommen worden
 waren,20 setzte ab Juli 1941 auch im
 Süden des Burgenlands eine Verhaf-
tungswelle ein, von der über 100 Mit-
glieder betroffen waren. 21 wurden in
der Folge vom Oberreichsanwalt am
Volksgerichtshof wegen Vorbereitung
zum Hochverrat angeklagt, da sie entwe-
der als Orts gruppenleiter oder Bezirks-
kassier, als Zellenleiter oder Zellen -
kassier der KPÖ gegen den National -
sozialismus aktiv geworden waren.21

Zwischen 7. und 13. August 1942 ver -
urteilte der Volksgerichtshof 17 von
 ihnen zum Tode. Weitere Verfahren
 gegen Mitglieder der KPÖ im südlichen
Burgenland fanden vor dem Oberlandes -
gericht Wien zwischen Jänner und März
1943 statt und endeten mit langjährigen
Haftstrafen.

Nachwirkung

Eine der Folgen dieser Prozesse war,
dass – wie erwähnt – der steirische Gau-
leiter Sigfried Uiberreither sich über die
lange Verfahrensdauer beschwerte und
deshalb einen eigenen Volksgerichtshof
für die Steiermark forderte. Dem wurde
seitens des Justizministers nicht entspro-
chen, dafür aber am 1. Oktober 1944 ein
eigener Senat für Hoch- und Landes -
verrat am Oberlandesgericht Graz ge-
schaffen, der bis zum 22. Februar 1945
in 77 bislang festgestellten Verfahren 15
Todesurteile fällte.22 Der Volksgerichts-
hof tagte nach diesen ersten Prozessen
im Juli und August 1942 noch mehrmals
in Graz und verurteilte weitere 82 Perso-
nen zum Tode.23
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den verhängten Fenstern der Zugabteile
begannen die Misshandlungen durch die
SS-Männer. Mit den Händen auf den
Knien, den Kopf steif zur Decke gerich-
tet, mussten die Häftlinge die gesamte
Bahnfahrt über ins grelle Licht starren,
ohne sich zu rühren. Unterbrochen wur-
de diese Tortur nur durch die „Separat-
behandlung“ des Schlägerkommandos,
wie Fritz Lauscher in einem Erinne-
rungsbericht festhält: „,Wie heißt du?
Was bist du? Was warst du? Kennst du
den bayrischen Krapfen?‘ – und es folgte
ein Schlag mit der Faust auf die Nase.
Häftlinge, die blutüberströmt waren,
wurden von der SS gefragt: ‚Wieso ist
dir denn das passiert?‘ Und gleich gab es
wieder Schläge, bis wir die erste Antwort
lernten: ‚Melde gehorsamst, mir ist ein
Koffer auf den Kopf gefallen.‘“3

Mit fortlaufender Zeit wuchsen, zu-
sammen mit dem steigenden Alkohol-
spiegel, Brutalität und Kreativität der
Wachmannschaft. Immer neue Quälerei-
en ließ man sich einfallen. „Die Häftlin-
ge mussten aufspringen, die Koffer her-
abnehmen und wieder hinaufstellen, al-
les blitzschnell. Alles natürlich wieder
mit Prügeln verbunden.“4 Erst als der
Zug die bayerische Landeshauptstadt er-
reichte, fand die Tortur ihr vorläufiges
Ende. Von dort ging es auf Lastwägen
weiter in das etwa 15 Kilometer entfern-
te Konzentrationslager Dachau.

Die Lastwägen mit den Häftlingen fuh-
ren in das Areal des Dachauer Lagers
ein, vorbei an den Gebäuden der SS, bis
vor das so genannte Jourhaus, das den
westlichen Eingang zum eigentlichen
Kern des Konzentrationslagers, dem
Häftlingslager, bildete. Aus den Fahr-
zeugen geprügelt, wartete die „Salzer-
gasse“ auf sie. Einige Häftlinge hatten
bereits im Zug Bekanntschaft mit dem
Spalier von auf sie einschlagenden und
eintretenden SS-Männern gemacht.5 Be-
gleitet von militärischen Kommandos
und Anweisungen die von allen Seiten
auf sie einprasselten und mit denen die
wenigsten etwas anzufangen schienen,
hatten sie sich in Reih und Glied aufzu-
stellen. Nach einer „Begrüßungsanspra-
che“ und der Verlesung der Namen er-
folgte die erkennungsdienstliche Er -
fassung der einzelnen Gefangenen. Fra-

I
n der letzten Ausgabe dieser Zeit-
schrift standen die Jugendjahre Josef
Lauschers und sein politisches Enga-

gement bis 1938, insbesondere sein Auf-
stieg zum Obmann des Kommunistischen
Jugendverbands (KJV), im Mittelpunkt
der Darstellung. Der folgende, daran
anschließende Beitrag behandelt die
knapp siebenjährige Gefangenschaft
Lauschers in nationalsozialistischen
Konzentrationslagern bis zur Befreiung
im Jahr 1945.

Am Morgen des 14. März 1938, zwei
Tage nach dem „Anschluss“ Österreichs,
wurden Josef Lauscher und sein Bruder
Fritz von zwei deutschen Gestapo-Män-
nern und zwei österreichischen Krimi-
nalbeamten in ihrer Wohnung festge-
nommen und in die „Liesl“, das Polizei-
gefangenenhaus an der Rossauer Lände,
gebracht. Noch vier Tage zuvor war der
damals 26-jährige Josef Lauscher mit
seiner Verlobten Berta Grubhofer ins
Wiener Rathaus gegangen, um das Auf-
gebot anzumelden. Am 9. April sollte die
Hochzeit stattfinden.1

Josef Lauscher kam als erster in die
Zelle, deren Häftlinge einen Querschnitt
der damaligen politischen Struktur dar-
stellten: Unter seinen Mitgefangenen be-
fanden sich der Priester Wilhelm Hohn,
Leiter des Bonifatiuswerks in Wien, An-
ton Krogner, Generalsekretär der Öster-
reichischen Bundesbahnen, Oberst Wil-
helm Freiherr von Reichlin-Meldegg,
früherer Adjutant des Erzherzogs Eugen
von Österreich, Sektionsrat Freiherr
Eduard Tomaschek und Fritz Reuter,
Leiter des Gerichtsmedizinischen Insti-
tuts in Wien.2 Niemand von ihnen
 wusste, wie lange sie in Haft bleiben
würden, ob sie entlassen oder an einen
anderen Ort überstellt werden würden.
Josef Lauscher verbrachte letztlich über
zwei Monate im Polizeigefängnis am
Donaukanal.

Transport nach Dachau

Am 23. Mai wurden Josef und Fritz
Lauscher zum Westbahnhof gebracht,
wo sie auf einen aus Juden, „Vaterlän -
dischen“ und Linken zusammengesetz-
ten Transport aus insgesamt 170 Perso-
nen geschickt wurden. Der Zug verließ
gegen 16 Uhr den Westbahnhof. Hinter

gebögen mussten ausgefüllt werden, Fin-
gerabdrücke und Körpermaße wurden
aufgenommen und zum Abschluss wur-
de man fotografiert. Nach der mehrere
Stunden dauernden Prozedur marschierte
die Kolonne ins Häftlingslager ein.6

Im Schubraum musste alles abgegeben
werden, was man bei oder an sich trug.
Anschließend wurde den nackten Häft-
lingen der Kopf geschoren.7 Zum einen
aus hygienischen Gründen, zum anderen
sollte den Gefangenen mit dem Kopfhaar
auch ihre Würde genommen werden.
„Außerdem wird die vom Reichsführer-
SS beabsichtigte Gleichschaltung
zunächst durch nichts deutlicher vollzo-
gen als durch die Gleichschur für reich
und arm, für jung und alt, für alle Kate-
gorien der Inhaftierten“, wie der Dachau-
Häftling Viktor Matejka festhält.8 Neu
eingekleidet standen Josef und Fritz
 Lauscher mit den Übrigen des Trans-
ports auf dem Appellplatz. Die sozialen,
politischen und religiösen Unterschiede
waren ausradiert. Das Strammstehen
diente keinem Zweck, es war reine Qual,
wie Fritz Lauscher berichtet: „Zu essen
gab es nichts. In praller Sonne mussten
wir nun den ganzen Tag bis 11 Uhr
nachts stehen. Dadurch, dass man uns im
Lager die Haare geschoren hat, bekamen
manche durch die Sonneneinwirkung so
angeschwollene Köpfe, dass sie wie Kür-
bisse aussahen, manche waren vorüber-
gehend blind.“9

Entlang der breiten Lagerstraße ver-
teilten sich 30 Wohnbaracken, die so ge-
nannten Blocks, 15 auf jeder Seite. Jeder
Block bestand aus vier Stuben, die je-
weils für 52 Häftlinge konzipiert waren.
Eine Stube setzte sich aus einem Schlaf-
und einem Wohnbereich zusammen.10

Charakteristisch für das KZ Dachau war
eine penible Ordnung und Sauberkeit,
die eingehalten werden musste und Teil
des Terrors der SS war, da jeder kleinste
Verstoß harte Strafen nach sich ziehen
konnte. „Die gesamte Ordnung im Block
ist darauf ausgerichtet, den Menschen
ständig das Gefühl ihrer Bedeutungs -
losigkeit, die Notwendigkeit, sich dem
Zwang zu fügen, vor Augen zu halten.“11

In der Früh wurden die Häftlinge durch
eine dumpf dröhnende Sirene geweckt,
in den Sommermonaten mitunter schon

Josef Lauscher in den Konzentrationslagern
Dachau und Mauthausen

nikolaus Domes
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um halb fünf Uhr. Waschen, Betten bau-
en, Frühstück runter schlingen, den
Spind säubern und in die vorgeschriebe-
ne Ordnung bringen: für die Neulinge ei-
ne, in der kurzen Zeit bis zum Morgen -
appell, kaum zu bewältigende Hetzerei.
Es waren vor allem ältere Häftlinge, die
damit oft nicht zurechtkamen, das Bet-
tenbauen nicht lernten und andere dafür
bezahlen mussten, damit diese für sie ihr
Bett „bauten“. Die Währung war Brot,
das Hauptzahlungsmittel im Lager. Nach
der Einnahme des Frühstücks begannen
die Häftlinge, die an dem Tag für den
Zimmerdienst eingeteilt waren, in einer
eintrainierten Choreographie die Fenster
zu putzen, Staub zu wischen und die
Fußbodenbretter zu polieren. Danach
ging es im Gleichschritt, dabei ein Lied
singend, auf den Appellplatz. Ob auf
dem Weg zum Appell oder zur Arbeit, es
musste stets gesungen werden.12

Im Konzentrationslager herrschte ein
„Kastensystem“, d.h. jeder gehörte einer
bestimmten Gruppe an. Ein farbiges
Stoffdreieck, der „Winkel“ gab darüber
Auskunft. Die beiden Lauscher-Brüder
kamen aufgrund ihres kommunistischen
Hintergrunds als politische Häftlinge ins
Lager, das  bedeutete sie gehörten, der
Farbe des Winkels entsprechend, zu den
„Roten“. Daneben gab es u.a. noch die
„Grünen“, die kriminellen Häftlinge, die
lagerintern in Opposition zu den politi-
schen Häft lingen standen.

Solidarität unter Häftlingen

Im September 1939 wurden Josef und
Fritz Lauscher gemeinsam mit knapp
tausend anderen Häftlingen ins KZ Flos-

senbürg überstellt. Das KZ Dachau wur-
de für sechs Monate aufgelöst und Poli-
zeieinheiten bezogen das Lager. Neben
Flossenbürg wurden die Häftlinge auf
die Lager Mauthausen und Buchenwald
aufgeteilt. Die Zeit in Flossenbürg wird
von Josef Lauscher als eine der
„schlimmsten Perioden“13 beschrieben.
Zur katastrophalen Ernährungslage, ver-
bunden mit der Kälte des strengen Win-
ters von 1939/40 und der harten Arbeit
im Steinbruch von Flossenbürg, kam der
Ausbruch der „Roten Ruhr“: „Die Häft-
linge bearbeiteten Steine, die Häftlinge
schleppten Steine, und mit Steinen haben
sie sich zu Tode geschunden. Steine wa-
ren die erste Qual, Kälte und Nässe die
zweite und dann der furchtbare, ständig
quälende, sich zum Delirium steigernde
Hunger“,14 wie Fritz Lauscher berichtet.

Fritz Lauscher schildert auch, wie zwei
seiner Mithäftlinge, Alexander Eifler
und Johann Vetrovsky, in die so genann-
te „Tretmühle“ kamen, wo sie gezwun-
gen waren, in einem Schlammloch den
ganzen Tag Steine im Kreis zu schlep-
pen, während sie von SS-Männern mit
Steinen beworfen und mit kaltem Wasser
begossen wurden. Zu dieser Strafe kam
noch der Essensentzug. „Nur durch die
Solidarität der übrigen Genossen wurden
sie gerettet. Jeder gab täglich von seiner
kargen Ration eine Schnitte Brot – und
Brot war das einzige was nicht gefroren
war.“15 Im März 1940 wurden alle Häft-
linge wieder ins Konzentrationslager
Dachau transportiert.

Für das Überleben unter den sich ver-
schlechternden Haftbedingungen war die
Solidarität innerhalb einer Häftlings-
gruppe von entscheidender Bedeutung.
„Isoliert war ein Häftling verloren. Um
zu überleben, brauchte man Verbindung,
Organisation, vor allem politisches Be-
wusstsein […].“16 Entscheidend waren in
diesem Zusammenhang die Lagerfunk-
tionen. In einem Konzentrationslager
existierte neben der Organisationsstruk-
tur der SS das System der „Funktions-
häftlinge“. Ordnungs-, Kontroll- und
Verwaltungsaufgaben wurden von der
SS an die Häftlings-Selbstverwaltung
abgegeben. An der Spitze stand der La-
gerälteste. Den Wohnblocks standen
Blockälteste vor. Kapos hatten den Be-
fehl über Arbeitskommandos. Die ge-
samte innere Verwaltung des Lagers, wie
etwa die Einweisung in die Wohnblocks
oder die Verpflegungszuteilung lag in
der Hand der Schreibstube, die aussch-
ließlich von Häftlingen geführt wurde.
Ihre Bedeutung war entsprechend groß.17

So war es das Bestreben der politischen

Häftlinge, die wichtigsten Funktionen
mit Kameraden zu besetzen. In Dachau
waren anfangs ausschließlich politische
Häftlinge inhaftiert. So waren – im Un-
terschied zu anderen Lagern – in Dachau
die Lagerfunktionen über weite Strecken
in den Händen der „Roten“ und nicht der
„Berufsverbrecher“ sprich der „Grü-
nen“.18 Dies bildete die Basis für den er-
folgreichen Aufbau einer illegalen Orga-
nisation des Häftlingswiderstands.

Widerstand und 
illegale Lagerorganisation

In den ersten Jahren lässt sich mehr
von abgesprochenen Tätigkeiten als von
einer tatsächlich existierenden Wider-
standsorganisation sprechen. „Im Jahr
1941 begannen die österreichischen
Kommunisten, darunter die Genossen
Franz Freihaut und Fritz Lauscher, die
 illegale Lagerorganisation durch An-
knüpfung von Verbindungen mit ande-
ren Nationalitäten (zentral) zu organisie-
ren“, wie Fritz Lauscher festhält. Er be-
tont in diesem Zusammenhang die Rolle
der Spanienkämpfer, von denen eine ge-
schlossene Gruppe am 1. Mai 1941 in
Dachau eingeliefert wurde.19

Josef Lauscher wurde zu einer der prä-
genden Personen innerhalb der illegalen
Organisation. Nach der Rückkehr nach
Dachau im März 1940 war er zunächst
Blockschreiber. Ein Jahr später konnte er
eine der wichtigsten Häftlingsfunktionen
einnehmen, wie er selbst berichtet: „Im
Frühjahr 1941 dank der Zusammenarbeit
der illegalen Organisation zum 1. Lager-
schreiber [bzw. Lagerläufer, Anm.] be-
stellt. In dieser Eigenschaft war die Mög-
lichkeit, Häftlingen zu helfen, speziell
bei Neuzugängen noch größer, wie Ver-
sorgung mit Kleidern und Schuhen, Ver-
mittlung entsprechender Arbeit.“20

Es wurde versucht, bereits bei der An-
kunft neuer Genossen mit diesen Kon-
takt aufzubauen. „Die Lagerorganisation
war so aufgebaut, dass der Häftling
schon bei seiner Einlieferung mit der
 illegalen Bewegung in Berührung
kam.“21 So berichtet der österreichische
Kommunist und Spanienkämpfer Her-
mann Langbein über seine Begegnung
mit  Josef Lauscher kurz nach seiner An-
kunft Anfang Mai 1941 im KZ Dachau:
„Abends bekommen wir oft Besuch auf
dem Block. Es ist zwar verboten den Zu-
gangsblock zu besuchen, aber ‚Promi-
nente‘ dürfen sich darüber hinwegsetzen.
Die ‚Bindenträger‘ – Blockälteste, Stu-
benälteste, Capos – haben andere Lager-
gesetze als gewöhnliche Häftlinge. […]
Einzelne von uns haben Bekannte gefun-

Fritz Lauscher (1908–1996), Bruder von
Josef Lauscher
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Es gelang auch ein Informations -
austausch über Häftlingsorganisationen
in anderen Lagern, um die dortigen ille-
galen Widerstandsgruppen zu stärken.
Darüber berichtet etwa Hermann Lang-
bein: „Als ich im August 1942 von
Dachau nach Auschwitz überstellt wur-
de, gab mir der in der Dachauer Organi-
sation leitend tätige Wiener Josef Lau-
scher den Namen unseres Landsmanns
Ernst Burger mit auf den Weg. Ich such-
te diesen so schnell wie möglich, und die
Dachauer Erfahrungen nützten uns dann
beim Ausbau einer Organisation in
 Auschwitz sehr.“25

In jedem Lager gab es die so genannte
Politische Abteilung, die Vertretung der
Gestapo, die mit ihren Spitzeln eine stän-
dige Gefahr für die Widerstandsbestre-
bungen bedeutete. Im Juli 1941 wurde
Josef Lauscher ein erstes Mal denunziert
und daraufhin strafweise versetzt.
Zunächst kam er, eigenen Angaben zu-
folge, zum Strafkommando „Fluss -
bauamt“, dann als Werkzeugschlosser
ins „Rüstungswerk Dachau“. Später wur-
de er Blockschreiber.26

Mit dem Angriff der deutschen Wehr-
macht auf die Sowjetunion kamen tau-
sende sowjetische Kriegsgefangene ins
Lager. Im Sommer 1942 führten russi-
sche Offiziere erste Gespräche über die
Organisierung von Widerstand. In einem
Manuskript des sowjetischen Häftlings
W. Biktaschow wird explizit deren Un-
terstützung durch Josef Lauscher ge-
nannt. Dieser half die Verbindung zwi-
schen zwei sowjetischen Offizieren her-
zustellen, die auf verschiedenen Blöcken
verteilt waren: „Das übrige wurde mit
Josef Lauschers Hilfe organisiert; als
Blockschreiber war er allen Blockälte-
sten von den ,Grünen‘ bekannt. Den 19er
Block verwaltete gerade so eine Type,
die Russen hatten ihm den Spitznamen
‚Kröte‘ gegeben. Für Josef Lauscher gab
es im Lager keine verschlossenen Türen.
Er kam höchstpersönlich zu seinem
‚Kollegen‘ auf Block 19.“ Weiters be-
richtet Biktaschow, wie der – des Russi-
schen mächtige – Lauscher den gesuch-
ten Offizier auf Block 23, wo er selbst
Blockschreiber war, mitnahm und es
zum Zusammentreffen der beiden so-
wjetischen Offiziere kam: „Sie zogen
sich in die Kammer des Schreibers
zurück. Lauscher erläuterte in der ihm ei-
genen ironischen Art dem jungen russi-
schen Genossen die Situation.“27

Der Empfang und das Versenden von
Briefen war für die Häftlinge die einzige
Möglichkeit, mit der Außenwelt, auf-
grund der Zensur in beschränktem Rah-

den. So kommt der Pepi Lauscher zu
uns, ein kommunistischer Funktionär aus
Wien […]. Er trägt eine Armbinde, dar-
auf steht: ‚Lagerläufer‘. Er hat eine nie-
dere Nummer. Das ist sehr wichtig hier in
Dachau, denn unter den Häftlingen hat
sich eine Aristokratie herausgebildet. Die
‚niederen Nummern‘ schauen voll Ver-
achtung auf die ‚Zugänge‘ herab, Pepi
Lauscher allerdings hat diesen Lager -
gebrauch nicht angenommen.“22 Die Hil-
fe für andere Genossen, dazu  zählte vor
allem das Beschaffen von  Lebensmitteln
für kranke Kameraden, war eine primäre
Aufgabe. „Jetzt haben wir nämlich nach
langsamem, vorsichtigem  Tasten schon
so etwas wie eine Organisation. Jeder hat
nur die Verbindung mit zwei, drei Kame-
raden. Keiner darf mehr wissen, als er un-
bedingt wissen muss, aber wir brauchen
diese Art von Verbindung, damit wir
planmäßig helfen können.“23

Auch der deutsche kommunistische
Häftling Karl Wagner unterstreicht die
Bedeutung ehemaliger Interbrigadisten,
die in Spanien auf Seiten der Republik
gekämpft hatten, für die Entstehung
 einer Widerstandsbewegung und die
Rolle der Brüder Lauscher: „Es wurde
ein gemeinsames deutsch-österreichi-
sches Zentrum gegründet, das die ersten
Schritte zur Vereinigung der Lands-
mannschaften der Dachauer Häftlinge in
eine gemeinsame internationale Organi-
sation übernahm. Durch die Initiative der
österreichischen Kommunisten Franz
Freihaut, Josef und Fritz Lauscher, Fer-
dinand Berger und Josef Pirker existierte
eine solche Organisation schon 1941.
Und bis zum Spätherbst 1944 wurde sie
von Josef Lauscher geleitet.“24

men, zu kommunizieren. Der Wert die-
ser Verbindung zu Familie und Gelieb-
ten für die einzelnen Häftlinge kann
nicht hoch genug eingeschätzt werden.
Ein Verbot, der so genannte „Postent-
zug“, war deshalb eine äußerst harte
Strafe. Die erhaltenen Briefe Josef Lau-
schers, vor allem an seine Verlobte Ber-
ta, zeugen von der sich über fast sieben
Jahre erstreckenden Korrespondenz. Im
März 1943 wurde Berta Grubhofer we-
gen „Vorbereitung zum Hochverrat“ ver-
haftet und im Juli in das KZ Ravens-
brück überstellt. In den Briefen wird die
Schwierigkeit, die Kommunikation trotz
der Umstände aufrechtzuerhalten, sicht-
bar: „Mein Seelchen, ich kann Dir gar
nicht sagen, wie ich mich auf Deinen er-
sten handschriftlichen Brief freue. Du
mußt nämlich wissen, daß ich Deine
Schriftzüge so lieb gewonnen habe, daß
es mir nicht weniger schwer war, sie zu
entbehren, als seinerzeit Dich.“28

Todgeweiht

Im April 1944 wurde Josef Lauscher
ein weiteres Mal denunziert: „[Im] April
1944 waren schon viele ausländische
Häftlinge im KZ, auch Kinder. Der
Blockälteste unseres Blocks [Block 23,
Anm.] hat kein gutes Verhältnis gehabt
zu uns. Habe gekämpft für saubere Be-
handlung durch ihn, hat nämlich auch
Kinder geschlagen. Einmal, bei einer
solchen Prügelei bin ich ihm in den Arm
gefallen […]. Darauf denunzierte er
mich bei der SS.“29 Die Folge war seine
Versetzung in das Außenlager Augs-
burg-Pfersee zu den Messerschmitt-Wer-
ken. Dieses Außenlager sollte das durch
Bombenangriffe zerstörte Lager Haun-
stetten ersetzen.30 Lauscher berichtet,
dass er als Leiter des Arbeitseinsatzes
dorthin kam: „Suchte die Häftlinge, wa-
ren in einer Kiesgrube. Suchte neue Un-
terkunft für sie, fand solche in einer Ga-
rage notdürftig, mussten am Abend Stroh
ausbreiten, war äußerst ungünstig und
kalt.“ Er versuchte, die „positive[n]
Kräfte illegale zusammenzufassen“,
wurde allerdings wegen „Aufreizung
zum Widerstand“ erneut denunziert und
ins KZ Dachau zurückgestellt. Zur Strafe
musste er für zwei Tage in den Stehbun-
ker, eine schornsteinähnliche Kammer in
den Maßen 75 x 80 cm.31

Die Maßnahme erfolgte im Zusam-
menhang mit dem Vorgehen der SS ge-
gen politische Häftlinge in Dachau. Die
SS glaubte einer kommunistischen Ver-
schwörung auf der Spur zu sein, wie in
einem Bericht der Lagerleitung zu lesen
ist: „Im Lager Dachau ist eine ganze

Josef Lauscher (1912–1975)
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den Wienergraben in die Steinbrüche.
Dort musste jeder Steine im Gewicht von
30 bis 50 Kilogramm auf die nackten
Schultern laden. […] Der Weg über die
Todesstiege mit ihren 186 Stufen, die wir
oft laufend unter Knüppelhieben hinauf
mussten, ist der grauenvollste, den Men-
schen je gegangen sind. An manchen
 Tagen ging es vierundzwanzigmal hin
und zurück. Wer zusammenbrach, blieb
liegen, erlag den Hieben des SS-Capo
Boxer. Viele stürzten ab.“33

Mauthausen war ein von „Grünen“ do-
miniertes Lager, nur der Häftlingskran-
kenbau war „rot“. Es hatte sich aber auch
in Mauthausen – ausgehend von inter-
nierten Spaniern – Widerstandsgruppen
gebildet. „Sobald ein internationaler Zu-
sammenhalt geschaffen werden konnte,
wurden österreichische Gefangene mit
leitenden Aufgaben betraut.“34 Ziel war
es auch hier, die „Grünen“ aus den Häft-
lingsfunktionen zu drängen. Josef Lau-
scher kam nach seiner Ankunft in Ver-
bindung mit der „illegalen Leitung“, mit
den Kommunisten Hans Maršálek und
Josef (Pepi) Kohl, „die sofort soweit
möglich unsere Betreuung aufnahmen;
besseres Schuhwerk statt der Holzpan-
toffel, zusätzliches Essen“.35 Mit Hilfe
eines gefälschten Attestes, welches der
tschechoslowakische Häftlings-Chefarzt
Josef Podlaha ausstellte, gelang es, ihn
Ende September auf das Krankenrevier,
in den Infektionsblock, zu überstellen
und ihn so vor dem Tod in der Straf -
kompanie zu retten.

Flucht aus dem Außenlager

Im Sommer 1944 wurde unter den
Häftlingen bekannt, dass in den Saurer-
Werken in Wien-Simmering ein Außen-
lager errichtet werden soll. Der kommu-

Gruppe von kommunistischen Funk-
tionären, die trotz zehn- und elfjähriger
Haft in Zuchthäusern und Konzentra -
tionslagern ihr alte Gesinnung nicht auf-
gegeben haben. Organisatorische Vorbe-
reitungen für eine Revolte können zwar
nicht festgestellt werden, doch ist mit
Bestimmtheit anzunehmen, dass durch
sie über die von ihnen besetzten Lager-
funktionen, wie Arbeitseinsatz, Schreib-
stube, Capos […] ein zersetzender Ein-
fluss ausgeübt. Eine allgemeine Locke-
rung der Disziplin, das Fernbleiben von
der Arbeitsstelle und die sich immer
mehr häufenden Sabotageakte in der
 Rüstungsindustrie sind die Folgen. Ihr
freundschaftliches Verhältnis den Aus-
ländern gegenüber und der Zusammen-
halt der politischen deutschen [dazu
zählen auch die österreichischen, Anm.]
Häftlinge unter sich gibt zur Befürchtung
Anlass, dass die Ruhe und Ordnung im
Lager nicht mehr gewährleistet ist.“ Die
Häftlinge sollten nun in kleine Gruppen
in andere Lager aufgeteilt und dort er-
mordet werden. Die langjährigen Funk -
tionshäftlinge, die bei ihren Kameraden
großes Ansehen hatten, sollten nicht in
Dachau hingerichtet werden.32

Am 19. Juni 1944 wurden neun Häft-
linge nach Mauthausen überstellt, darun-
ter auch Josef Lauscher. Dort wurde er
der Strafkompanie zugeteilt. „Wir galten
bei allen als Todeskandidaten. Die Stein-
trägerkolonne hatte damals 45 Mann:
russische Offiziere, polnische Intelli-
genzler und einen Geistlichen.“ Über die
so genannte „Todesstiege“, welche das
KZ mit dem Steinbruch Wiener Graben
verband, berichtete Lauscher im Jahr
1947: „Mit Holzschuhen, ohne Strümp-
fe, mit nacktem Oberkörper ging es im
Laufschritt unter den Schlägen der SS in

nistische Mauthausen-Häftling Franz
Kalteis berichtet, dass er von der illega-
len Häftlingsorganisation den Auftrag
erhalten habe, als Lagerältester für dieses
Außenlager nach Wien zu fahren. „In
 einer Zusammenkunft der Leitung der il-
legalen Häftlingsorganisation wurde
 beschlossen, das Lager Saurer-Werke so
zu organisieren, dass einer Anzahl später
dorthin geschleuster Häftlinge die Mög-
lichkeit geboten wurde, die organisierte
Flucht zu ergreifen.“ Kalteis beschreibt
weiter, wie er nach seiner Ankunft ver-
suchte, die wichtigsten Lagerfunktionen
mit verlässlichen politischen Häftlingen
zu besetzen und in weiterer Folge ein
 illegales Lagerkomitee zu bilden, alles in
Hinblick auf die eigentliche Aufgabe,
„nämlich Voraussetzungen für die Flucht
der vom Lager Mauthausen herunter -
geschickten Kameraden zu schaffen“.36

Ende Oktober 1944 wurde Josef Lau-
scher ins Quarantäne-Lager überstellt,
wo seine Flucht vorbereitet wurde. Da er
von Beruf Automechaniker war, wurde
beschlossen, ihn nach Wien, in die Sau-
rer-Werke, wo Panzerschlepper gefertigt
wurden, zu überstellen. Hans Maršálek,
der in der Lagerschreibstube von Maut-
hausen tätig war, half maßgeblich mit,
die Flucht zu organisieren. Dazu musste
die Karteikarte Lauschers gefälscht und
ein anderer Wohnort eingetragen wer-
den, da Häftlinge nicht in ein Außenlager
verlegt werden durften, das in ihrem
 eigenen Heimatort lag. So wurde die
Eintragung Wien in Wiener Neustadt
geändert. „Eine für die Flucht geeignete
Häftlingskleidung (Zivilanzug mit nur
lose aufgenähten Häftlingskleidungs -
resten […]), 300 RM und einige Wert -
gegenstände, die man zu Geld machen
konnte, ein Kode für die Korrespondenz
mit der illegalen Lagerorganisation war
von mir ausgearbeitet worden; ein Ge-
nosse im Lager war bestimmt worden,
den ich anschreiben sollte. Dazu kam
 eine Rasierklinge, mit deren Hilfe ich die
Häftlingsstoffstreifen abtrennen konnte.
Dann drei Adressen von Mithäftlingen
aus Wien, der Umgebung des Neben -
lagers, fest in meinem Kopf eingeprägt,
wo ich nach gelungener Flucht anlaufen
konnte.“37

Am 29. Jänner 1945 wurde Josef Lau-
scher gemeinsam mit 160 anderen Häft-
lingen nach Wien ins Außenlager trans-
portiert. Zu unorganisierten Fluchtver -
suchen war es in den Saurer-Werken be-
reits gekommen. Für die illegale Lager-
organisation in Simmering war dies ein
Problem, bedeutete es doch, dass immer
neue „Löcher“ gefunden werden mus-

Josef Lauscher als aktiver Sportler nach 1945
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Fischer, die aus dem Moskauer Exil nach
Österreich zurückgekehrt waren, zusam-
men. Zwei Tage später fand im Ver-
bandshaus der Buchdruckergewerkschaft
in der Seidengasse im 7. Wiener Ge-
meindebezirk die erste  legale Parteikon-
ferenz der KPÖ unter dem Vorsitz von
Lauscher statt.42

Fritz Lauscher, Josefs Bruder, wurde
Ende April 1945 im KZ Dachau befreit
und war nach 1945 ein führender KPÖ-
Funktionär in Niederösterreich. Von
1954 bis 1959 war er Abgeordneter zum
Niederösterreichischen Landtag. Berta
Grubhofer, die Verlobte von Josef Lau-
scher, war bis April 1945 im KZ Ravens-
brück inhaftiert und konnte sich nach ih-
rer Flucht nach Wien durchschlagen. Am
30. Juni 1945 heirateten die beiden,
nachdem sie sieben Jahre lang getrennt
gewesen waren.
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sten. Franz Kalteis schildert, dass es ihre
Organisation nur ein einziges Mal Anteil
an einer Flucht hatte: „Es war die Flucht
des heutigen Wiener Gemeinderates und
Landtagsabgeordneten Josef Lau-
scher.“38 In einem Brief an den damali-
gen KPD- und späteren SED-Funktionär
Franz Dahlem schildert Josef Lauscher
seine Flucht am 3. Februar 1945: Um 9
Uhr in der Früh schloss er sich zwei
Häftlingen an, die in Begleitung von
zwei SS-Posten Postsäcke zum Bezirks-
postamt bringen sollten. Da sich einer
der beiden SS-Männer verspätete und
der andere Posten nicht warten wollte
brach die Gruppe nur zu viert auf.
 Eigentlich war geplant, dass sich Lau-
scher nur mit der Örtlichkeit vertraut
 machen sollte. Doch als der SS-Mann
mit den drei Häftlingen in ein Tabak -
geschäft ging ergriff er nach einigem Zö-
gern die Chance und rannte aus dem Ge-
schäft. Der SS-Mann gab drei Schüsse
auf ihn ab. Er gelangte in einen Gemein-
debau wo ihn die Hauswartin in ihre
Wohnung ließ. Während nach ihm ge-
sucht wurde konnte er dort die Häftlings-
stoffstreifen abtrennen. Unbehelligt ge-
langte er zu einer der Anlaufadressen,
wo ihm Unterschlupf gewährt wurde. In
Folge konnte er mit weiteren Genossen
in Wien Kontakt aufnehmen und „ein
Netz von illegalen Gruppen aufbauen,
das sich über ganz Wien verteilte“.39

Eine entscheidende Verbindung, die
 Josef Lauscher aufbauen konnte, war zu
einer Gruppe bewaffneter russischer
Zwangsarbeiter im 14. Bezirk. Über die-
se kam er in Kontakt zur illegalen anti -
faschistischen Organisation um „Bestra-
schnij“ (auf Deutsch „Furchtloser“). Da-
bei handelte es sich um den bereits 1942
zur politischen Arbeit nach Wien einge-
schleusten Mitja Gutow. Weitere Kon-
takte wurden zu „revolutionären
Sozialis ten und Katholiken“ hergestellt.
Ziel war die „Organisierung von Sabo -
tageakten, die Zersetzung der Wehrkraft
und die Organisierung des Widerstandes
gegen eine eventuelle Verteidigung
 Wiens“.40 Lauscher berichtet, dass es
sich dabei um kleine Widerstandsgrup-
pen und nicht um  eine Massenbewegung
handelte. Als Erfolg nennt er die Verhin-
derung von Brandstiftungen und Spren-
gungen, etwa des Allgemeinen Kranken-
hauses und der Gasometer.41 Josef Lau-
scher zählte zu den wichtigsten Köpfen
des kommunis tischen Widerstands in
Wien dieser Zeit. Bereits am 12. April,
als in Wien noch gekämpft wurde, traf
Josef Lauscher mit den führenden KPÖ-
Funktionären  Johann Koplenig und Ernst

Berta Lauscher, geb. Grubhofer (1913–
1984), Frau von Josef Lauscher
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V
on 22. bis 30. Mai 1972 war Rich-
ard Nixon auf Staatsbesuch in
Moskau. Er war damit der erste

Präsident der USA, der die Sowjetunion
besuchte. Auf dem Weg dorthin machten
der Präsident und seine Delegation am
20. Mai Zwischenstation in Salzburg.
Bundeskanzler Bruno Kreisky hatte den
amerikanischen Präsidenten eingeladen,
nach dem anstrengenden Transatlan-
tikflug im Schloss Kleßheim, das damals
als Gästehaus der Republik diente, zu
übernachten. Der amerikanische Präsi-
dent sollte ausgeruht nach Moskau wei-
terfliegen können.

„Gleichgewicht des Schreckens“

Nixons Besuch in Moskau war der
 erste Höhepunkt in dem Jahrzehnt der
Entspannung zwischen den beiden
 militärischen Blöcken der NATO und
der Staaten des Warschauer Pakts. Den
Beginn dieses hoffnungsvollen Prozes-
ses hatte die Aufnahme der so genannten
SALT-Verhandlungen zur Begrenzung
der strategischen Rüstung im November
1969 markiert, die zweieinhalb Jahre
lang abwechselnd in Helsinki und Wien
geführt wurden, bevor in Moskau das er-
ste Abkommen unterschrieben wurde.
SALT ist die Abkürzung für Strategic
Arms Limitation Talks. Entscheidend ist
der Begriff „strategisch“. Im Gegensatz
zu „taktischen“, d.h. auf dem Gefechts-
feld eines möglichen Krieges einzu -
setzenden Waffen waren damit die mit
Atomsprengköpfen ausgerüsteten und
gegen die jeweilige Hauptstadt des Geg-
ners gerichteten Interkontinentalraketen
der beiden Großmächte gemeint.

In dem am 28. Mai 1972 in Moskau
unterzeichneten ABM-Vertrag wurde die
Anzahl der zur Verteidigung der beiden
Hauptstädte bereitstehenden Abwehr -
raketen begrenzt. Diese Abwehrraketen
werden im Englischen ABM, d.h. Anti-
Ballistic Missiles, genannt, weil sie die
Rakete des Angreifers bereits auf ihrer
Flugbahn, vor dem Erreichen ihres Ziels,
abfangen. Der ABM-Vertrag zementierte
das, was damals als „Gleichgewicht des
Schreckens“ bezeichnet wurde. Mit die-
ser Politik hatten sich auf beiden Seiten
jene durchgesetzt, die davon ausgingen,
dass die wirksamste Garantie gegen
 einen nuklearen Angriff der Gegenseite

die Gewissheit war, dass in einem Atom-
krieg der Angreifer einen Automatismus
in Gang setzte, der auch ihn selbst ver-
nichten würde. Es blieb dem amerikani-
schen Präsidenten George W. Bush vor-
behalten, 30 Jahre später, nämlich wenige
Monate nach dem Terroranschlag vom
11. September 2001, diesen Vertrag auf-
zukündigen. Der Kampf gegen jeg liche
Beschränkung des Rüstungs wahnsinns
war in den Jahren zuvor zu  einem der we-
sentlichen politischen Ziele der Republi-
kanischen Partei in den USA geworden.

Bezüglich der Angriffswaffen wurde
in Moskau zwischen den beiden Atom-
mächten nur ein Interimsabkommen ab-
geschlossen, d.h. diese Waffensysteme
blieben während der fünfjährigen Gel-
tungsdauer des Abkommens auf dem
 Niveau von 1972 eingefroren. Im welt-
weiten Ringen um atomare Abrüstung,
das gesellschaftliche Gruppen ganz un-
terschiedlicher politischer und weltan-
schaulicher Ausrichtung zusammenge-
führt hatte, um die drohende Selbstver-
nichtung der Menschheit zu verhindern,
war das im Mai 1972 in Moskau unter-
zeichnete so genannte SALT-I-Abkom-
men trotzdem ein erster Erfolg. Nixons
Sicherheitsberater Henry Kissinger gab
in seinen Memoiren einen Einblick in die
Motive der amerikanischen Seite, sich
nach 130 vergeblichen Gesprächsrunden
auf eine solche Beschränkung einzu -
lassen: Im Wettrüsten zwischen den bei-
den Supermächten hatte die Sowjetunion
bei ihren Nuklearwaffen einen Vor-
sprung erzielt, den sie durch diesen Ver-
trag weitgehend aufgab, während die
USA durch das Einfrieren auf fünf Jahre
die Gelegenheit erhielten, ihren Rück-
stand aufzuholen.

Nixon in Moskau

Doch Nixons Moskau-Besuch war
nicht nur eine wichtige Etappe in den
Bemühungen zur Begrenzung des ato-
maren Rüstungswettlaufs, sondern auch
ein ernsthafter Versuch, die Beziehungen
zwischen den beiden Staaten nach Jahr-
zehnten des Kalten Krieges auf eine neue
Basis zu stellen. Zehn Jahre zuvor, in der
Kuba-Krise im Oktober 1962, wäre diese
Konfrontation beinahe zu einem Atom-
krieg eskaliert. Die nunmehr angestrebte
Entspannung in den internationalen

 Beziehungen betraf nicht nur den atoma-
ren Rüstungswettlauf.

Am 29. Mai, dem Tag nach Abschluss
des ABM-Vertrags, unterzeichneten der
amerikanische Präsident und der Gene-
ralsekretär des ZK der KPdSU, Leonid
Breschnew, eine zwölf Punkte umfassen-
de Erklärung über „Grundsätze für die
Beziehungen zwischen den Vereinigten
Staaten von Amerika und der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken“. Die-
se erste gemeinsame Erklärung seit dem
Zerbrechen der Anti-Hitler-Koalition be-
reitete den Weg für das „Abkommen zur
Verhinderung eines Atomkriegs“ vom
22. Juni 1973. Dieses Abkommen
schlossen die beiden Atommächte bei
Breschnews Gegenbesuch im Jahr darauf
in Washington ab.

Nixon hatte sich aus dem Moskauer
Kreml über das sowjetische Fernsehen
direkt an die Bevölkerung der UdSSR
gewandt. In diese Rede erinnerte Nixon
daran, dass er nicht zum ersten Mal in
der Sowjetunion war – schon als Vize-
präsident unter Dwight D. Eisenhower
(1953 bis 1961) hatte er den Gegner im
Kalten Krieg mehrmals besucht. In
 seiner fast 20-minütigen Ansprache
brachte er seine Überzeugung zum Aus-
druck, es könne „in einem unkontrollier-
ten Rüstungswettlauf zwischen zwei
großen Nationen [...] keinen Sieger ge-
ben, nur Verlierer“. 

Dass solche Worte ausgerechnet von
Richard Nixon kamen, einen „Kommu-
nistenfresser alter Schule“ (so die Süd-
deutsche Zeitung), mag verwundern.
Doch setzte Nixon damit nur fort, was er
bereits drei Monate zuvor, bei einem Be-
such in der Volksrepublik China, begon-
nen hatte. Denn der atomare Rüstungs-
wettlauf mit der Sowjetunion war nicht
die einzige globale Konfliktzone, in wel-
che die USA in den späten 1960er und
frühen 1970en Jahren involviert  waren.
Die mit großem Abstand grausamste
kriegerische Auseinandersetzung jener
Zeit fand in Südostasien statt – auf dem
„Indochina“ genannten Gebiet der ehe-
maligen französischen Kolonien
 Vietnam, Laos und Kambodscha. Die
Hauptakteure dieses Krieges waren –
 neben Nord- und Südvietnam – die USA
als Verbündete des antikommunistischen
Südens (mit einer sukzessive ausgewei-

Nixons Zwischenstopp in Salzburg
Heißer Empfang für einen Kriegsverbrecher auf dem Weg zum Abrüstungsgipfel

WinfrieD r. GarscHa
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d.h. das südvietnamesische Regime dazu
zu befähigen, ohne amerikanische Solda-
ten weiterzukämpfen. Zu diesem Zweck
griff die US-Luftwaffe die durch Laos
und Südvietnam führenden Nachschub-
wege der Nationalen Befreiungsfront,
den so genannten „Ho Chi Minh Pfad“,
an. Das dabei eingesetzte dioxinhaltige
Entlaubungsmittel Agent Orange führte
zu schweren Schädigungen des Erbgutes
der einheimischen Bevölkerung. Noch
heute werden missgestaltete Babys ge -
boren – damals gingen die Bilder von
Kindern um die Welt, denen Gliedmaßen
fehlten, deren Köpfe missgebildet waren
und Ähnliches. Erst als amerikanische
Soldaten, die mit dem Gift in Berührung
gekommen waren, vor amerikanischen
Gerichten Entschädigungen erkämpften,
beendete das amerikanische Militär den
Einsatz des Gifts.

Solidarität mit Vietnam

Es waren diese Bilder sowie Berichte
aus den Foltergefängnissen des südviet-
namesischen Regimes, die eine weltweite
Protestbewegung provozierten. Auch in
Österreich. Nixons Zwischenstopp in
Salzburg war eine Gelegenheit, in einer
Weise gegen die von der Nixon-Regie-
rung zu verantwortenden Verbrechen zu
protestieren, die auch von den internatio-
nalen Medien beachtet wurde.

Es würde sich natürlich anbieten, hier
mit der Protestbewegung gegen den
 Vietnamkrieg in Österreich und interna-
tional fortzusetzen – insbesondere in den
USA selbst, wo seit 1971 die Veröffent-
lichung der so genannten Pentagon-
 Papiere über die amerikanische Ein -
mischung in diesen Krieg bewies, dass
die Regierungen die Öffentlichkeit jahr-

zehntelang belogen hatte. Das würde
aber zu weit führen. Diese Enthüllungen
müssen trotzdem erwähnt werden, weil
sie Teil der weltweiten De-Legitimie-
rung der USA und ihrer Verbündeten im
Kalten Krieg waren. Und das war eine
der Voraussetzungen für den Auf-
schwung der Linken, die das Thema un-
seres heutigen Symposiums ist.

Die Protestbewegung in Österreich
ging weit über die studentische Linke
hinaus, die noch die wesentliche Trägerin
der (in Österreich sehr schwachen) Aus-
läufer der 1968er-Bewegung gewesen
war. Die Kommunistische Partei, deren
Tageszeitung Volksstimme regelmäßig
über den Vietnamkrieg berichtete, war
 eine der Organisatorinnen der Demonstra-
tion in Salzburg. Eine der Galionsfiguren
des Protests war der Publizist Günter
Nenning, mit dabei war aber auch Peter
Kreisky, der Sohn des Bundeskanzlers.

Ein großer Teil der Demonstrierenden
zog von der Stadt weiter zum Flughafen,
um dort – für die internationalen Medien
sichtbar – gegen Nixon zu demonstrieren
und ein Gegengewicht gegen die mit
 Autobussen aus Deutschland herange-
karrten „Jubelamerikaner“ zu bilden. Die
Polizei, die sich im Stadtinneren zurück-
gehalten hatte, veranstaltete eine Prügel -
orgie. Der Salzburger Universitätsprofes-
sor Fritz Fellner schrieb in einem Brief an
SPÖ-Justizminister Christian Broda, er
„habe in Österreich seit den 30er Jahren
keine solche Orgie an Brutalität gesehen“.

Abschließend möchte ich darauf einge-
hen, wie ich selbst den 20. Mai 1972 in
Salzburg erlebt habe. Vorausschicken
möchte ich, dass mich der eigentliche
Zweck der Reise von Präsident Nixon –
die Verhandlungen über eine Rüstungs-

teten amerikanischen Truppenpräsenz in
Südostasien) sowie die Volksrepublik
China und die UdSSR als Verbündete
des kommunistischen Nordens. Die USA
griffen in diesen Krieg mit Hundert -
tausenden Soldaten ein.

Vietnamkrieg

Wie kamen die Amerikaner nach Viet-
nam? Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte
Frankreich versucht, sein Kolonialreich
wiederzuerrichten, erlitt aber 1954 in der
Schlacht von Dien Bien Phu eine ver-
nichtende Niederlage. Für die USA stell-
te das französische Debakel einen Erfolg
der Sowjetunion und ihrer Verbündeten
im Kalten Krieg dar, dem unbedingt
 etwas entgegen gesetzt werden musste.

Seit 1964, seit dem von den USA er-
fundenen Tonkin-Zwischenfall vor der
Küste Nordvietnams, führten die USA
offiziell Krieg gegen die Demokratische
Republik Vietnam (d.h. Nordvietnam)
und bombardierten zivile Ziele. Im
 Süden errang die Nationale Befreiungs-
front militärische Erfolge gegen das pro-
amerikanische Marionettenregime in
Saigon, worauf die USA mit einer Wie-
deraufnahme des Bombenkriegs gegen
Nordvietnam reagierten. Schon bei der
ersten Welle der Bombardements, Mitte
der 1960er Jahre, hatten US-Militärs an-
gekündigt, man werde Vietnam „in die
Steinzeit zurück bomben“.

Die seit den späten 1960er Jahren sich
rapide verschlechternden sowjetisch-chi-
nesischen Beziehungen verkomplizierten
die Situation für die Demokratische Re-
publik Vietnam, da Ho Chi Minh einer-
seits seit Jahrzehnten ein gutes persönli-
ches Verhältnis zu Mao Zedong hatte,
andererseits die der chinesischen Militär-
hilfe technologisch überlegene sowjeti-
sche Unterstützung benötigte.

Von 21. bis 28. Februar 1972 besuchte
Richard Nixon die Volksrepublik China.
Die Erwartung der amerikanischen Re-
gierung, von Peking ein Nachlassen der
Unterstützung für die Demokratische
Republik Vietnam zu erreichen, erwies
sich als Illusion. Doch auch durch die
Entspannung ihrer Beziehungen zur
UdSSR erreichten die USA keine Ver-
ringerung der sowjetischen Unterstüt-
zung. In der amerikanischen Regierung
setzte sich die Erkenntnis durch, dass
dieser im eigenen Land extrem un -
populäre Krieg nicht zu gewinnen war.
Präsident Nixon wollte sich Ende 1972
der Wiederwahl stellen. Als eine Mög-
lichkeit, ohne allzu großen Gesichtsver-
lust aus dem Krieg auszusteigen, sah
Nixon es an, ihn zu „vietnamisieren“,

Demonstration in Salzburg anlässlich des Besuchs von US-Präsident Richard
Nixon am 20. Mai 1972
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beschränkung zwischen den USA und der
Sowjetunion – nicht interessiert hat. Ich
wusste zwar, dass Salzburg nur ein Zwi-
schenstopp auf dem Weg von Washing-
ton nach Moskau war, aber ein möglicher
Atomkrieg war nichts, was mich als
Zwanzigjährigem besonders beunruhigte.
Das, was mir tatsächlich naheging, war
der amerikanische Bombenterror gegen
die vietnamesische Zivilbevölkerung.

Die Empörung über die Verbrechen
der USA und ihrer südvietnamesischen
Verbündeten in diesem Krieg hatte mich
wieder politisiert, nachdem mich die Er-
eignisse des Jahres 1968 in eine Art poli-
tische Apathie versetzt hatten. Für mich,
als 16-Jährigem, waren das Scheitern der
Studentenrevolte in Paris und anderswo
im Mai 1968 und die sowjetische Inter-
vention in der Tschechoslowakei im Au-
gust 1968 der Beweis dafür gewesen,
dass Versuche, die erstarrten politischen
Strukturen in Ost und West zu erschüt-
tern, an der Logik des Kalten Krieges
scheitern mussten und dass man sich
Enttäuschungen ersparte, wenn man sich
von politischem Engagement fernhielt.
Angesichts dessen, was ich nach und
nach über den Vietnamkrieg erfuhr, wur-
de eine solche Haltung für mich aber
schon aus moralischen Gründen zuneh-
mend unmöglich.

Von Krems nach Salzburg

Ab dem Frühjahr 1972 war ich, nach
Absolvierung des Wehrdienstes, Erzie-
her in einem katholischen Internat, im
Stift Göttweig. Das „Publikum“, dem ich
meine Informationen über den Krieg in
Indochina mitteilte, waren 15- bis 18-
jährige Buben. Ihnen erzählte ich, dass
ich vorhatte, am Pfingstsamstag (das war
der 20. Mai) von Wien aus nach Salz-
burg zu fahren, weil ich erfahren hatte,
dass die Marxistisch-Leninistische Stu-
dentenorganisation (MLS) einen Bus
nach Salzburg organisiere. Meine Buben
fragten mich, wieso ich den Umweg über
Wien nehmen wolle, wo doch auch die

dafür war eine provokante Wort -
meldung, wonach es besser gewesen
 wäre, wir sechs- bis achttausend Men-
schen, die nach Salzburg gekommen wa-
ren, um gegen den Vietnamkrieg zu pro-
testierten, hätten keinen Demonstrations-
zug veranstaltet, sondern wären mit
 Informationsflugblättern von Haus zu
Haus gegangen, um die Salzburger Be-
völkerung darüber zu informieren, wen
die Stadt da als  Ehrengast beherbergte.

Ein Betriebsrat der Hütte Krems wand-
te dagegen ein, dass unsere Demonstra -
tion Teil einer weltweiten Solidaritäts -
bewegung sei. Er gab zu bedenken, dass
es doch sein könne, dass vietnamesische
Kämpfer irgendwo im Untergrund in der
Zeitung lesen, dass es auch in Salzburg
im fernen Europa einen „heißen Em -
pfang“ für den amerikanischen Präsiden-
ten gegeben hätte, weil Menschen in
Österreich sich mit dem Kampf gegen
die USA und ihre Lakaien solidarisieren.

Für mich war diese Diskussion eine
Offenbarung. Ich kam schließlich aus der
zutiefst autoritären katholischen Kirche.
Und ich hatte erwartet, dass in der KPÖ
der Parteivorsitzende Franz Muhri die
Linie vorgibt und es nichts daran zu rüt-
teln gebe. Und dann erlebte ich, wie der-
jenige, der die überzeugenderen Argu-
mente hatte, sich durchgesetzt hat. Das –
und das von mir als verantwortungsvoll
empfundene Herangehen an die Frage
der Beteiligung am Marsch zum Flug -
hafen – veränderte mein Bild der KPÖ
gründlich. Im darauffolgenden Herbst
half ich mit, Plakatständer für den
 Gemeinderatswahlkampf in Krems auf -
zustellen.

Quellen und Literatur:
Zu den amerikanischen Motiven für die Begren-
zung der Atomrüstung: Henry A. Kissinger:
 Memoiren 1973–1974, Bd. 2. München 1982,
S. 304–312.
Text der amerikanisch-sowjetischen Grundsatz -
erklärung vom 29. Mai 1972: http://www.ameri-
kahaus-archiv.de/exhibits/show/grundsatzerkla-
erung/grundsatzerklaerung-story.
Amerikanisch-sowjetischer Vertrag vom 22. Ju-
ni 1973: https://dewiki.de/Lexikon/Abkommen_
zur_Verhinderung_eines_Atomkriegs
Zur Rede Nixons im sowjetischen Fernsehen:
https://www.nixonfoundation.org/2016/12/mos-
cow-1972-address-soviet-people; https://www.
youtube.com/watch?v=oantwy7crzk.
Der Brief Fritz Fellners an Christian Broda vom
24. Mai 1972 ist abgedruckt in: Gerhard Ober-
kofler: „Heute wie damals kommt die Gewalt
von rechts“, in: Zeitung der Arbeit, 14.5.2021
(https://zeitungderarbeit.at/feuilleton/heute-wie-
damals-kommt-die-gewalt-kommt-von-rechts).

KPÖ Krems nach Salzburg fahre. Meine
Verwunderung war groß, doch sie er-
zählten mir freimütig, dass sie an
 Wochenenden gern den Klub der Kom-
munistischen Jugend im KPÖ-Lokal in
der Kremser Landstraße besuchten –
 wegen der guten Musik (und natürlich
wegen der Mädchen dort). Am Freitag
vor Pfingsten stand ich vor der Tür des
KPÖ-Lokals und überlegte lange, ob ich
an läuten sollte; es beschlich mich ein
Gefühl, dass aus diesem ersten Kontakt
vielleicht mehr werden könnte, und ich
war mir nicht sicher, ob ich das wirklich
wollte. Was folgte, war allerdings ziem-
lich ernüchternd. Ein mürrischer Herr,
der sich als Disc Jockey des KJÖ-Klubs
vorstellte, brummte etwas von „kann
schon sein“ (dass ich mitfahren könne)
und „um sieben wahrscheinlich“ (über
die Abfahrtszeit des Busses), aber
 immerhin stellten sich seine Informatio-
nen als richtig heraus.

Salzburg machte einen gespenstischen
Eindruck, als ob sich die Stadt gegen den
drohenden Einfall fremder Horden ver-
barrikadieren müsse. Viele Geschäfte,
aber auch Fensterläden waren geschlos-
sen. Außer der Polizei, hatte ich den Ein-
druck, hört niemand die Losungen, die
wir riefen. Stolz war ich, dass ich gefragt
wurde, ob ich ganz vorne mit einer Fah-
ne der KPÖ mitmarschieren wolle. Zum
Flughafen wollte ich eigentlich nicht
marschieren, weil ich gehört hatte, dass
geplant sei, das Rollfeld zu blockieren.
Das schien mir sinnlos, weil ein Umdre-
hen der Maschine des amerikanischen
Präsidenten, wenn sie nicht landen konn-
te, ja keinerlei Einfluss auf den Vietnam-
krieg haben würde. Außerdem malte ich
mir aus, was die Polizei dort veranstalten
würde. Ich hatte keine Lust, mich verprü-
geln zu lassen. Als ich mitkriegte, dass
die KPÖ bei der Blockade des Rollfeldes
nicht mitmachte, war ich erleichtert.

Auf der Heimfahrt wurde aber weniger
darüber diskutiert als über die Sinnhaf-
tigkeit der Demonstration selbst. Anstoß

Transparent bei der Demonstration in Salzburg gegen Nixon am 20. Mai 1972
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umfassende Regulierung kapitalistischer
Reproduktion und damit eine herausra-
gende Rolle des Staates in Wirtschaft
und Gesellschaft erforderte. Und zwei-
tens, dass die Entwicklung zum Staats-
monopolistischen Kapitalismus auf der
Grundlage des Imperialismus und damit
unter der Herrschaft des Monopolkapi-
tals erfolgte.

Antimonopolistische 
Demokratie

Bezug genommen wurde dabei auf
 Artikel Lenins in den Jahren 1916 und
1917, in denen er die Kriegswirtschaft in
den kriegführenden Ländern im Gegen-
satz zu den sozialdemokratischen Ideolo-
gen, die vom Kriegssozialismus spra-
chen, eben als Staatsmonopolistischen
Kapitalismus bezeichnete. Dieser sei, so
Lenin, das höchste Entwicklungsstadium
des Imperialismus, die umfassendste
ökonomische Vorbereitung des Sozialis-
mus, denn Sozialismus sei nichts anderes
als staatskapitalistisches Monopol, das
zum Nutzen des ganzen Volkes ange-
wandt werde und deshalb aufgehört ha-
be, kapitalistisches Monopol zu sein.
Voraussetzung dafür sei der Übergang
zu neuen politischen und gesellschaft -
lichen Kräfteverhältnissen, zu einem
 revolutionär-demokratischen Staat, der
den bürgerlichen ablöst bzw. ersetzt.

Diese strategische Orientierung, die
Lenin kurz vor der Oktoberrevolution
entwarf, wurde nun in die Theorie des
Staatsmonopolistischen Kapitalismus
der 1960er und 1970er Jahre als strategi-
sche Schlussfolgerung integriert und un-
ter der Formel „antimonopolistische De-
mokratie“ als nächstes zu erkämpfendes
Etappenziel bezeichnet, das von einem
breiten Bündnis, bestehend aus allen
 antimonopolistischen Klassen und
Schichten der Bevölkerung erkämpft
werden könnte. Diese strategische Orien-
tierung löste damit die unmittelbar nach
dem Zweiten Weltkrieg verfolgte Orien-
tierung auf  eine antifaschistisch-demo-
kratische Ordnung ab.

Ich kann hier nicht auf die unterschied-
lichen Herangehensweisen der sowjeti-
schen, ost- und westdeutschen und fran-
zösischen Untersuchungen eingehen.
Ebenso wenig auf die heftigen Diskus-
sionen unter den marxistischen und

 ihnen nahestehenden ÖkonomInnen und
SozialwissenschafterInnen, die bis in die
1980er Jahre andauerten. Diese drehten
sich im wesentlichen um den Monopol-
begriff, um das Verhältnis zwischen den
Monopolen und dem Staat, dem Grad der
Verflechtung und/oder Verschmelzung
der Macht der Monopole mit der Macht
des Staates, die Entwicklung einer staats-
monopolistischen Oligarchie und ihre
Zusammensetzung, die Rolle internatio-
naler Regulierungsinstitutionen und wie
weit staatliche Regulierung überhaupt im
Kapitalismus Bestand haben kann, letzt-
lich um das Verhältnis zwischen Ökono-
mie und Politik und damit auch um viele
strategische Fragen.

Konsolidierung der KPÖ

Was hatte nun dieser internationale
Diskussionsprozess mit der KPÖ zu tun?
Die Partei hatte im Gefolge der Ausein-
andersetzungen über die Niederschla-
gung des Prager Frühlings im August
1968 eine schwere Krise durchgemacht,
die zu heftigen fraktionellen Auseinan-
dersetzungen, Spaltungen und Aus-
schlüssen führte, die auch die Gewerk-
schaftsfraktion, die Jugendorganisatio-
nen und viele Intellektuelle betrafen.

Die nach diesem Aderlass gewählte
Parteiführung war deshalb bemüht, einen
politischen und ideologischen Konsoli-
dierungsprozess einzuleiten. Dem dien-
ten unter anderen eine Reihe – insgesamt
sieben – theoretischer Konferenzen, die
zwischen 1970 und 1977 Grundfragen
der Politik der KPÖ aufgriffen und deren
theoretische Grundlagen thematisierten.
Die Konferenzen wurden protokolliert
und jeweils als Broschüren herausgege-
ben. Man darf nicht vergessen, dass die
KPÖ kaum je eine theorielastige Partei
gewesen war. Insofern war dieses Heran-
gehen tatsächlich neu.

Die erste Konferenz stand 1970 unter
dem Titel „Die SPÖ als Regierungs -
partei“. In diesem Jahr stellte die SPÖ mit
Bruno Kreisky erstmals den Regierungs -
chef. 1971 folgte eine Konferenz zur
 Gewerkschaftspolitik und am 29. Jänner
1972 die Konferenz zum staatsmonopolis -
tischen Kapitalismus in Österreich.

Der Begriff „Staatsmonopolistischer
Kapitalismus“ war bis dahin in der Par-
tei, auch in der Führung, kaum bekannt.

N
ach dem Zweiten Weltkrieg ent-
wickelte sich der Kapitalismus
wesentlich anders als nach dem

Ersten Weltkrieg. Für die kommunis -
tischen Parteien entstand die Notwendig-
keit, diese Entwicklung aufzuarbeiten,
auf ihre Ursachen zurückzuführen, Ste-
reotype der Analyse im Zusammenhang
mit der Formel von der „Allgemeinen
Krise des Kapitalismus“ zu überwinden
und Schlussfolgerungen für Strategie
und Politik zu formulieren. Diese Analy-
sen setzten in den 1960er Jahren ein.
Führend waren die gesellschaftswissen-
schaftlichen Institute der Sowjetunion,
der DDR und der Kommunistischen Par-
tei Frankreichs. Zwischen 1967 und
1972 erschienen mehrere grundlegende
Monographien: In der Sowjetunion das
Werk „Politische Ökonomie des heuti-
gen Monopolkapitalismus“ eines Auto-
renkollektivs der Akademie der Wissen-
schaften und das Buch des sowjetischen
Ökonomen S. L. Wygodski „Der gegen-
wärtige Kapitalismus“. In der DDR
 kamen die Bücher „Der Imperialismus
der BRD“ und „Zur Theorie des Staats-
monopolistischen Kapitalismus“ heraus,
in Frankreich erschien die Arbeit „Der
Staatsmonopolis tische Kapitalismus“
 eines Autoren kollektivs unter Leitung
von Paul Boccara. Die Bücher aus der So-
wjetunion und Frankreich wurden in der
DDR übersetzt und herausgegeben. In der
BRD war es das Institut für marxis tische
Studien und Forschungen (IMSF), das in
den 1970er Jahren im Umfeld der DKP
die Theorieentwicklung vorantrieb.

Die zentrale Frage, mit der sich alle
diese Untersuchungen beschäftigten war,
welche neue Rolle der Staat im kapitalis -
tischen ökonomischen Produktions- und
gesellschaftlichen Reproduktionsprozess
zu spielen begonnen hatte und die, so die
Analysen, zu einer neuen Formation des
Kapitalismus führte – eben zum Staats-
monopolistischen Kapitalismus, wie die-
se Entwicklungsstufe übereinstimmend
begrifflich gefasst wurde.

Übereinstimmung bestand dabei in
zwei wesentlichen Fragen: Erstens, dass
das neue Kräfteverhältnis nach dem
Zweiten Weltkrieg durch das Entstehen
eines sozialistischen Lagers zu An -
passungen in der Funktionsweise des
Kapitalismus gezwungen hattte, die eine

Stamokap in Österreich
Eine theoretische Konferenz der KPÖ im Jänner 1972

micHael Graber
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In den vorhergehenden Konferenzen
tauchte er nur vereinzelt und eher bei -
läufig in Diskussionsbeiträgen auf, ob-
wohl er am vorangegangenen Parteitag
erstmals Eingang in eine Resolution ge-
funden hatte. Die Konferenz, an der wie
damals üblich auch Vertreter der
Schwes terparteien SED und DKP und
insgesamt immerhin 250 Personen teil-
nahmen, fand im Saal der niederöster-
reichischen Arbeiterkammer in Wien
statt und wurde durch ein umfangreiches
Referat von Hans Kalt, damals Mitglied
des Politischen Büros und Chefredakteur
der Volksstimme, eingeleitet.

Das Protokoll verzeichnet 26 Diskussi-
onsbeiträge. Das wesentlich Neue des
Beitrags von Kalt war die Analyse der
Besonderheiten des staatsmonopolis -
tischen Herrschaftssystems in Öster-
reich. Dazu zählten das breit gestreute
öffentliche Eigentum in der Industrie, im
Energie- und Finanzsystem mit dem
Kern der verstaatlichten Industrie und
den verstaatlichten Banken, weiters die
herausragende Rolle der institutionali-
sierten und informellen Sozialpartner-
schaft als staatsmonopolistisches Regu-
lierungssystem mit den gesetzlichen In-
teressenvertretungen, der Gewerkschaft
und der Industrie. Kalt musste in diesem
Zusammenhang zugeben, dass es die
KPÖ bis dahin versäumt hatte, das kon-
krete Herrschaftssystem in Österreich zu
analysieren, was sich in politischen
Schwankungen und Fehlentscheidungen
auswirkte. Die Konferenzen mündeten
schließlich in ein programmatisches Do-
kument: die „Politisch-ideologischen
Leitsätze“, die am 22. Parteitag im Jän-
ner 1974 beschlossen wurden.

Hat die Übernahme der Theorie des
Staatsmonopolistischen Kapitalismus
zum Aufschwung der Linken in Öster-

Infrastrukturen der Theorieproduktion in
Ost und West wurden aufgelöst. Es ver-
schwand aber auch die sich als Illusion
erwiesene Annahme der historischen
Nähe zum Sozialismus, wie das die
SMK-Theorie behauptete. So meinte
 etwa Ernst Wimmer, damals der führen-
de Ideologe der Partei, auf der Konferenz
im Jahr 1972: „Für uns bedeutet die Ver-
wendung dieses Begriffs [des SMK],
dass wir ungeachtet aller Schwierigkei-
ten die historische Nähe zum Sozialis-
mus begreifen.“ Und die antimonopolis -
tische Demokratie, bezogen auf die
 nationale Ebene als Etappenziel zum
 Sozialismus, hatte im Subtext die Vor-
aussetzung, dass sie auf die Unterstüt-
zung der sozialistischen Länder würde
bauen können.

Allerdings erfuhr der Kapitalismus seit
den 1980er Jahren durch das neoliberale
Regime eine neuerliche Umwandlung,
die mit den Kategorien der Theorie des
Staatsmonopolistischen Kapitalismus
nicht mehr adäquat erfasst wurden. Der
Staat spielt zwar weiterhin eine wesent -
liche Rolle in Ökonomie und Gesell-
schaft und verteilt in den OECD-Län-
dern bis zu 50 Prozent des BIP in erster
Linie zu ngunsten der Konzerne um, do-
minierend ist aber heute das Finanzkapi-
tal. Privatisierungen und Deregulierun-
gen haben neue Eigentumsverhältnisse
geschaffen, die sich von jenen drama-
tisch unterscheiden, auf die die staats -
monopolistische Regulierung basierte.
Dazu gehörten
auch das Ende
des Fordismus,
die Abkehr
keynesiani-
scher, nachfra-
georientierter
Wirtschaftspo-
litik, die durch
die europäi-
sche Integrati-
on vereinheit-
lichte Währungs- und Zinspolitik u.v.m.
Den Kapitalismus der nach-
staatsmonopolis tischen-Phase zu analy-
sieren und daraus alternative Wege auf
der Höhe der Zeit abzuleiten, bleibt eine
aktuelle Herausforderung.

Weitere Referate am Symposium der
 Alfred Klahr Gesellschaft zum Thema
„1972 – Österreichs Linke im Auf-
schwung“, das am 8. Oktober 2022 in
Wien stattgefunden hat, werden in der
kommenden Ausgabe der „Mitteilungen
der Alfred Klahr Gesellschaft“ ver -
öffentlicht werden.

reich in den 1970er Jahren beigetragen?
Ja und nein. Ja, weil mit den Begrifflich-
keiten der Theorie des Stamokap die Ka-
pitalismuskritik auf eine neue Basis ge-
hoben wurde und damit einen Auf-
schwung nahm. Aus der damaligen Sicht
einer scheinbar realistischen Perspektive
für eine revolutionäre Orientierung ge-
wann die KPÖ unter jungen Menschen
neue Attraktivität. Gerade der neu ge-
gründete Kommunistische Studenten -
verband (KSV) stellte sein Programm
auf diese neue Basis. Dies allerdings we-
niger in Anlehnung an die KPÖ, sondern
wegen der Attraktivität des in der BRD
ein Jahr zuvor gegründeten MSB Spar-
takus, der sich rasch zu einer marxisti-
schen studentischen Massenorganisation
entwickelte. Auch linke Sozialdemokra-
ten, vor allem die Jugendorganisationen,
formulierten ihre Kapitalismuskritik auf
der theoretischen Basis des SMK. Es ent-
standen „Stamokap-Fraktionen“ bei den
Jusos und im Sozialdemokratischen
Hochschulbund (SHB) in Westdeutsch-
land und bei der Sozialistischen Jugend
in Österreich. Jedoch auch Nein, weil die
KPÖ den mit der Übernahme der Stamo-
kap-Theorie eingeleiteten Konsolidie-
rungsprozess nach anfänglichen Erfolgen
bei Betriebsratswahlen, unter
 Jugendlichen und Kulturschaffenden
nicht zu einem grund legenden Wachstum
der Partei und in die Gewinnung neuer
Wählerschichten ummünzen konnte.

Vom Stamokap zum
 Finanzkapitalismus

Mit dem Ende des realen Sozialismus
und dem Niedergang kommunistischer
Parteien verschwanden mit vielen Theo-
riesträngen auch die Diskurse und Be-
grifflichkeiten des SMK aus der linken
Öffentlichkeit. Linke und marxistische

Theoretische Konferenz der KPÖ zum staatsmonopolistischen Kapitalismus in Öster-
reich im Saal der niederösterreichischen Arbeiterkammer in Wien am 29. Jänner 1972
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schen Viertel von New York nieder. Dort
übernahm er Verantwortung für eine
mehrheitlich puertoricanische Pfarre,
lernte Spanisch und bereiste regelmäßig
die karibische Insel, wo er sich dem
Land und seinen Leuten näherte, aber
auch mit den Bischöfen in Konflikt ge-
riet. 1956 schließlich zum Vizerektor der
Katholischen Universität von Puerto Ri-
co ernannt, argumentierte er offen gegen
die Ächtung von Verhütungsmitteln
durch die örtlichen weißen Kirchenobe-
ren und wurde 1959 wieder abgesetzt. Er
praktizierte darauf bewusst nicht mehr
als Pfarrer und verstand sich zunehmend
in einer politischen Rolle, die für ihn mit
der Priesterschaft unvereinbar war – ein
wichtiger Unterscheidungspunkt zwi-
schen Illichs Engagement und der auf-
kommenden Befreiungstheologie in der
„katholischen Linken“.

Illich reiste einige Monate durch Süda-
merika und erlebte die dortige Kirche
immer stärker in Komplizenschaft mit
dem aufkommenden und relativ neuen
Phänomen der Entwicklungshilfe. Der
Begriff der „Entwicklung“ war schon
1949 vom US-Präsidenten Truman in
den politischen Diskurs eingeführt wor-
den, aber erst Anfang der 1960er erkann-
te man dessen volles praktisches Potenzi-
al und gründete unter John F. Kennedy
Institutionen wie das US-„Peace Corps“
(„Friedenscorps“) oder die „United States
Agency for International Development“
(USAID, „US-Behörde für internationale
Entwicklung“). Gleichzeitig verfasste
Papst Johannes XXIII. eine Pastorale,
nach der die nordamerikanische Kirche
ein Zehntel ihrer MitarbeiterInnen nach
Südamerika schicken solle, um den Kon-
tinent „vom Kommunismus zu retten“.3

Illich, dem das Problemfeld der Ent-
wicklungspolitik als Ideologie, in deren
Schlepptau sich Tausende Freiwillige in
„unterentwickelte“ Länder begaben, um
diese zu „unterstützen“, immer stärker
ins Bewusstsein trat, suchte nach einer
Möglichkeit, in bescheidenem Maße da-
gegen zu intervenieren. Gemeinsam mit
Kollegen gründete er in der mexikani-
schen Stadt Cuernavaca ein ab 1966 un-
ter dem Namen Centro intercultural de
documentación (CIDOC, Interkulturelles
Zentrum für Dokumentation) firmieren-
des Institut für Spanischunterricht. Ziel-

publikum waren sowohl die katholischen
Missionare als auch Freiwillige des Frie-
denscorps’, die durch den viermonatigen
Sprachunterricht als Vorbereitung auf
die eigene Freiwilligentätigkeit geködert,
in Cuernavaca mit subversiven Inhalten
gegen die Entwicklungsideologie kon-
frontiert werden sollten. CIDOC war
durch das hohe Niveau des Unterrichts
ein gezieltes Instrument, um im Bereich
der Entwicklung zukünftig führende
 Figuren herauszufiltern und ideologisch
auf sie einzuwirken. Gleichzeitig publi-
zierte man entwicklungskritische Litera-
tur und lancierte Kampagnen, die nicht
selten auf harsche Kritik stießen. „Wir
wollten auch Menschen ermutigen, die
das Gefühl hatten, dass sie ‚diesen Grin-
go wirklich nicht brauchten‘, indem man
ihnen gute Argumente gab. Das wurde
dann als Anti-Amerikanismus interpre-
tiert, was es nicht war, oder als Kommu-
nismus, was es offensichtlich nicht war,
oder als Wahnsinn, was ich dem Urteil
der Psychiater überlasse.“4

Wider den Industrialismus

Durch die „Schule“ von Cuernavaca
gingen nach Angaben Illichs in etwa
10.000 Menschen. Bekannte Intellektu-
elle wie Erich Fromm, Paul Goodman,
Susan Sontag, André Gorz oder Paulo
Freire verkehrten dort, bis Illich das Zen-
trum nach einem Jahrzehnt wieder
schloss. In diesen zehn Jahren hatte es –
u.a. überwacht vom CIA – Angriffen der
mexikanischen Rechten, diverser gewalt-
tätiger Attentate und einem Bann der ka-
tholischen Kirche Stand gehalten.
Gleichzeitig war Illich mit drei Streit-
schriften hervorgetreten, die kontrovers
diskutiert wurden und den theoretischen
Grundstein für seine Entwicklungskritik
legten: „Deschooling Society“ (1971,
„Entschulung der Gesellschaft“), „Tools
for Conviviality“ (1973, „Selbstbegren-
zung“) oder „Medical Nemesis“ (1975,
„Die Enteignung der Gesundheit“).

Illichs Entwicklungskritik, die sich in
Auseinandersetzung mit Südamerika
entwickelte, bald aber von ihm auf einen
allgemeinen Begriff von „Fortschritt“
ausgedehnt wurde,5 wurzelt zu einem
guten Teil in jener Kritik an Arbeits -
prozessen und Lebensbedingungen, wie
sie schon im Sozialismus des 19. Jahr-

D
er große Wert von Ivan Illichs
Schriften scheint mir gerade dar-
in zu liegen, dass sie dem radika-

len Humanismus im weitesten und phan-
tasievollsten Sinne Ausdruck verleihen.
[…] Sein ganzes Denken gründet sich
auf seine Sorge um die Entfaltung des
Menschen – körperlich, seelisch und geis -
tig“, schreibt Erich Fromm 1970 in sei-
ner Einleitung zu Illichs „Klarstellun-
gen“.1 Sorge um die Entfaltung des Men-
schen, um die conditio humana: treff -
licher lässt sich Illichs intellektuelle
Grundhaltung kaum fassen. Der aus
 Wien stammende Philosoph und Theolo-
ge gehörte zu den global best vernetzten
Intellektuellen der 1970er Jahre und
machte sich als radikaler Kritiker einer
unhinterfragten technischen, ökonomi-
schen und sozialen Entwicklungslogik
einen Namen. Er starb vor 20 Jahren, am
2. Dezember 2002, in Bremen.

Illichs Lebensweg ist physisch wie in-
tellektuell der eines Heimatlosen, eines
„Pilgers durch die Zeitläufe“.2 1926 ge-
boren, wuchs er als Kind einer konver-
tierten sephardischen Jüdin und eines ka-
tholischen Kroaten bei seinen bald ge-
trennt lebenden Eltern im bürgerlichen
Wien (u.a. in der bekannten Villa Regen-
streif in Pötzleinsdorf), in Dalmatien und
Frankreich auf. Selbst katholisch getauft,
musste er Ende 1942 als Halbjude mit
seiner Mutter und den zwei Brüdern
nach Italien emigrieren. In Florenz
schrieb er sich an der Universität ein und
ging nach Kriegsende nach Salzburg, wo
er über Arnold J. Toynbee, den damals
noch lebenden „letzten großen Univer-
salhistoriker“, promovierte.

Von New York über 
Puerto Rico  nach Cuernavaca

Etwa zur gleichen Zeit nahm er die
Priesterausbildung am Collegium Capra-
nica in Rom auf, beschäftigte sich tiefge-
hend mit Fragen der Ekklesiologie, der
Lehre von der Gemeinschaft der Chri-
sten, und belegte Seminare beim franzö-
sischen Thomisten Jacques Maritain
(1882–1972). Nach der Priesterweihe
1951 und seiner ersten Messe, die er in
Anlehnung an die frühchristliche Ge-
meinde in den römischen Katakomben
feierte, ging Illich in die Vereinigten
Staaten und ließ sich im puertoricani-

Conditiones contra humanum
Zum 20. Todestag von Ivan Illich

alexanDer Hartl
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hunderts formuliert wurde und in der
Nachkriegszeit als Entfremdungsdebatte,
z.B. bei Herbert Marcuse oder Erich
Fromm, wiederkehrte. In „Selbstbegren-
zung“ bilanziert Illich jedoch: „Die mar-
xistischen Ansätze sind zwar nützlich für
das Aufdecken der Widersprüche der ka-
pitalistischen Gesellschaft. Doch sie bie-
ten nicht den Rahmen, in dem es möglich
wäre, die Krise der industriellen Produk-
tionsweise selber zu analysieren.“6 An
Lewis Mumford anschließend formuliert
er weiter: „Es gibt eine Art des Ge-
brauchs wissenschaftlich errungenen
Wissens, die zur Spezialisierung unper-
sönlicher Ziele, zur Institutionalisierung
der Werte, zur Zentralisierung der Macht
führt. Wenn diese Anwendung über-
wiegt, wird der Mensch zum Anhängsel
der Mega-Maschine, zum Rädchen im
Getriebe der Bürokratie.“7 Entwicklung
ist in einer von solchen Anwendungen
geprägten Gesellschaft notwendigerwei-
se Fetisch und Verblendungszusammen-
hang, ohne den sich keine Zukunft mehr
denken lässt. Noch grundlegender als der
englische Theoretiker Mark Fisher, der
in seinem 2009 erschienenen Büchlein
„Capitalist Realism“ attestierte, dass es
mittlerweile leichter wäre, sich ein Ende
der Welt vorzustellen als ein Ende des
Kapitalismus,8 weist Illich darauf hin,
dass Fortschritt und Entwicklung nicht
ausschließlich kapitalistisch, sondern
vor allem ausschließlich industriell und
auf Basis von Massenproduktion gedacht
werden: „Auf Massenproduktion ver-
zichten, das heißt für die meisten von
uns, in die Fesseln der Vergangenheit
zurückkehren oder die Utopie vom guten
Wilden wieder hervorzuholen.“9 Fort-
schritt ohne industrielle Entwicklung er-
scheint als absurder Selbstwiderspruch.

Mit der Diagnose einer korrumpierten
Fortschrittsgläubigkeit, die eigentlich ein
(kapitalistisch-)industrieller Entwick-
lungswahn ist und kein menschen- und
lebensgerechtes Maß kennt, schuf Illich
die Grundprämisse für sein radikales
Durchdenken zeitgenössischer gesell-
schaftlicher Determinanten und Institu-
tionen. Der freie, autonome Mensch, wie
ihn der Gedanke der Liberalität vorsieht,
ist eine – vielleicht nicht ewige, aber
doch gegenwärtige – Fiktion: „Das
Werkzeug hat sich vom Menschen gelöst
und hat den Menschen in die Hand be-
kommen. Wir haben versucht, die Ma-
schine für den Menschen arbeiten zu las-
sen, und den Menschen zum Dienst an
der Maschine zu erziehen. Der Versuch
ist gescheitert. Die Hypothese der welt-
weiten Experimente war, den Sklaven

te Art von kollektivem Wissen nützlich
für ein „besseres“ Leben sei; viel eher ist
sie (zugleich) Produzent ihrer eigenen
Legitimation, indem sie auf Krisen aus-
schließlich mit Eskalation zu reagieren
vermag. Illich entdeckt damit eine Grund-
struktur der angewandten Moderne, die
bei der Einpassung „unterentwickelter“
Gesellschaften in die industriestaatliche
Entwicklungslogik zwangsläufig tiefe
 gesellschaftliche und individuelle Kon-
flikte erzeugt und die dortige subsistenz-
geprägte Lebensform sukzessive und auf
„wohltätige“ Weise zerstört.

„Entschulung“, eine Streitschrift, die
freilich auch missverstanden werden
kann und die Illich später mit den ande-
ren frühen Texten als „tot“ verwerfen
wird,15 soll – so das erklärte Vorhaben –
gezielt zur „Entmythologisierung“ von
Schule und Universität bzw. zur „Entzau-
berung eines gesellschaftlichen Rituals“
beitragen. Zentrale Mythen wie die Mess -
barkeit von „persönlichem Wachstum“
oder die Annahme, dass „der Wert des
Lernens mit der Dosis an Input steige“,
sind zugleich logische Voraussetzungen
und reflexive Rechtfertigungen des
Schulsystems.16 Für den am Ideal einer
„anderen“ Welt orientierten Menschen ist
die von Illich geforderte kritische Ent -
larvung der Mythologeme der modernen
Welt ebenso unerlässlich wie die morali-
sche Erkenntnis von Ungerechtigkeit, um
überhaupt „konkrete Utopien“ im Sinne
Ernst Blochs zu entwickeln. Erst im Zu-
sammenspiel beider Praxen verwandelt
sich die Idee der Verbesserung und des
Besseren in eine Auffassung des Guten.

So wie bei „Entschulung“ der his -
torische Zeitpunkt und Standort der Ver-
öffentlichung mitbedacht werden muss,
ist auch bei „Nemesis“, Illichs Buch über
das Gesundheitssystem, eine geschicht -
liche Einordnung geboten. Er versucht
sich darin an einer jüngst pandemie -
bedingt wieder aufgeflammten und von
Illich in den 1970er Jahren signifikant
befeuerten Debatte über die Fragen sinn-
voller Grenzen der Medikalisierung
einschließlich der von ihm attestierten
klinischen, sozialen und strukturellen
„Iatrogenesis“. Zusammengesetzt aus
 iatrós (griech. Arzt) und génesis (Ur-
sprung) wird hierunter eine schädliche
Wirkung ärztlichen Handelns bzw. im
Falle Illichs die allgemeine negative
Auswirkung des industriellen Gesund-
heitssystems gefasst. Illichs Zugang war
keineswegs neu: Schon Anfang der
1960er verband Michel Foucault – als
nachhaltigster Beitrag zur Theorie -
bildung – das klinische Milieu in „Nais-

durch den Motor zu ersetzen. Nun ist es
offenbar, daß das zu diesem Zweck ein-
gesetzte Werkzeug den Menschen zu sei-
nem Sklaven macht. Die Diktatur des
Proletariats und die Freizeit-Zivilisation
sind zwei politische Varianten der Be-
herrschung durch einen in dauernder Ex-
pansion begriffenen industriellen Appa-
rat.“10 Als Gegenmodell entwarf Illich
eine Politik der „Konvivialität“, eine
Entlehnung aus dem mexikanischen Spa-
nisch, „wo convivencialidad die Fülle
des Miteinanderlebens bedeutet“.11 Sie
eignet sich als Begriff, mit dem Entwick-
lungen be- und hinterfragt werden kön-
nen, und bezeichnet „die individuelle
Freiheit, die sich in einem Produktions-
verhältnis realisiert, das in eine mit wirk-
samen Werkzeugen ausgestattete Gesell-
schaft eingebettet ist“.12

Entwicklungskritik 
als Institutionenkritik

Illich wählte in seiner Kritik stets meh-
rere Blickwinkel. Seine Texte sind weni-
ger als große argumentativ widerlegende
Systematiken konzipiert, sondern viel-
mehr essayistisch, im Stil assertiv, je-
doch voller feinsinniger und folgenrei-
cher Beobachtungen von phänomenolo-
gischer Qualität. So stellt er in „Entschu-
lung der Gesellschaft“ fest, dass „[d]en
größten Teil dessen, was wir wissen, […]
wir alle außerhalb der Schule gelernt
[haben]. Schüler lernen das meiste ohne
ihre Lehrer und häufig trotz diesen.“13

Umso bedeutsamer ist es, dass Schule,
indem sie klar zu erfüllende, normierte
Zielvorstellungen festsetzt, für viele ein
Ort des Scheiterns, oft gar eines lebens-
begleitenden Traumas der Erniedrigung
und Quelle starker Minderwertigkeitsge-
fühle ist. Im Kontext einer westlichen
Entwicklungsnorm erscheinen die nega-
tiven Kollateralschäden der Schule, die
sich als totalitäre Anforderung auch auf
die Gesellschaftsschichten ausdehnen,
die gar nicht zur Schule gehen können,
tiefgreifend und allumfassend: „Die
Hälfte der Weltbevölkerung hat niemals
eine Schule betreten. […] Trotzdem ler-
nen auch sie ziemlich gründlich, was die
Institution Schule lehrt: daß sie mehr und
noch mehr Schule brauchen. Die Schule
unterweist sie in ihrer Unterlegenheit, ob
durch das Finanzamt, das sie dafür Steu-
ern zahlen läßt, oder durch den Demago-
gen, der ihre Erwartungen in die Höhe
schraubt, oder durch die eigenen Kinder,
wenn diese erst einmal von der Schule
eingefangen worden sind.“14 Schule ist,
so Illichs These, nicht einfach Konse-
quenz der Erkenntnis, dass ein bestimm-
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lich voraussetzt, dass auch etwas zu ver-
lieren war. Der marxistische Mittelalter-
Historiker Ludolf Kuchenbuch erläutert
das Genus bei Illich als Begriff, der „auf
so hohem Abstraktionsniveau gebildet
[ist], daß er für jede Kultur ‚Realitätsgel-
tung‘ beansprucht – bis auf eine Ausnah-
me: die Sexus-bestimmten Industrie -
gesellschaften, egal welcher Form. Inso-
fern ist Genus ein Kontrast-Begriff, der
unter bestimmten Gesichtspunkten mul-
tiversale und partikulare Geschichtsfor-
men und -wege humaner Kulturen einer
Universalgeschichte der Menschheit
 gegenüberstellt.“20

Nach Illich geht der Übergang von
 einer Genus-dominierten zu einer Sexus-
dominierten Gesellschaft mit „Unisex-
Postulaten“ einher, welche aus der Ab-
straktion des arbeitenden Menschen als
Arbeitskraft entspringen, die wiederum
auf einem ökonomischen Regime der
Knappheit aufbauen. Erst die Ideologie
der generellen Knappheit der Güter, die
alle modernen Institutionen – Schule
ebenso wie Familie – kennzeichnet, setzt
die vernakulären, in verschiedenen Kul-
turen unterschiedlich ausgestalteten Ge-
nus-Sphären in Konkurrenz zueinander,
etwa auf dem Arbeitsmarkt. Paradoxer-
weise nährt gerade diese Vernichtung
des Geschlechtlichen in seinem sozial-
konstitutiven Sinn die Entstehung sexis -
tischer Ideologie: Wenn Genus im Mit-
telalter noch rein sozial bestimmt war
und eine Dualität beschrieb, „die […] zu
selbstverständlich war, um bewußt und
benannt zu werden“, etablierte sich unter
dem Knappheitsregime des Industrie -
kapitalismus ein Mythos des soziobiolo-
gischen Sexus, also eine „Polarisierung
allgemein menschlicher Merkmale, die
[...] allen menschlichen Lebewesen zu-
geschrieben werden“.21

Denken nach Illich

Mit „Genus“, das noch in einem
großen Verlag erschien, begann das
schleichende Ende der öffentlichen
Wahrnehmung Illichs.22 Über die Grün-
de dafür kann man spekulieren. Es mag
sein, dass das Unbehagen, das Illich am
Fortschrittsmythos der 1960er und
1970er Jahre geäußert hatte, schlicht
nicht mehr in das Klima der Zeit passte.
Bis zu einem gewissen Grad lag es auch
daran, dass er in seiner scharfen Front-
stellung zu den großen Institutionen
schlicht keine nachhaltige Position im
akademischen Diskurs erringen konnte,
da dieser – wie alle Diskursräume – sich
effektiv vor der Irritation seiner Grund-
prämissen schützt.

Für Illich selbst war die abnehmende
Aufmerksamkeit keineswegs negativ
und er nutzte die Zeit, um intellektuelle
Freundschaften, die er stets als zentral
für seine Arbeit ansah, zu pflegen und zu
vertiefen. Als Person muss Illich, so ist
zumindest aus den unterschiedlichsten
Berichten solcher Freundschaften zu
schließen, von einer außergewöhnlich in-
tensiven Aura umgeben gewesen sein,
die sich bei den Weggefährten in unver-
brüchlicher Treue zu seinem Werk nie-
derschlug. Vor allem die 2013 gegründe-
te Stiftung Convivial ist Produkt dieser
Freundschaften. 2021 veröffentlichte
David Cayley, der mit Illich in den
1980er und 1990er Jahren zahlreiche
(Radio-)Gespräche geführt hatte, eine
umfassende Biografie,23 in welcher vor
allem der Frage nach der christlichen
 Dimension seines Denkens Raum gege-
ben wird, die in den frühen politischen
Schriften nur als Hoffnung-trotz-allem
und Grundglaube an den Menschen her-
vorblitzt. Das Christliche spielte für
 Illich sicherlich eine tragende Rolle, es
prägte vor allem aber auch seine Auffas-
sung der progressivistischen abendländi-
schen Zivilisation: „Ich glaube also nicht
wie manch andere, dass wir es mit einer
nach-christlichen Welt zu tun haben. […]
Ich glaube […], dass es sich um eine
apokalyptische Welt handelt.“24 Der Ge-
danke der Apokalypse, d.h. der Enthül-
lung – man könnte auch sagen: der histo-
rischen Wasserscheide oder der Krisis
als Ruf zur Entscheidung –, ermöglicht
ein historisches Nachsinnen über Gegen-
wart, mit dem Illich nicht allein stand.
Einiges verbindet ihn mit eindringlichen
Denkern wie Günther Anders oder Hans
Jonas – ebenfalls vom Faschismus Ver-

sance de la clinique“ („Die Geburt der
Klinik“, 1963) mit machtanalytischen
Perspektiven; auch die Antipsychiatrie-
Bewegung hatte regen Zulauf. Illich, der
sich u.a. auf Foucaults „meisterhafte“
Studie stützt,17 begreift den medizini-
schen Komplex analog zur Schule als ein
sich selbst erhaltendes und eskalierendes
System, das parallel zur „Verschulung“
eine medizinische Kolonisierung des
 Lebens betreibe.

Der „späte“ Illich

Nach den Erfahrungen von Cuernava-
ca und der Phase politischer Institutio-
nenkritik, arbeitete Illich in den 1980er
Jahren verstärkt an kulturhistorisch orien-
tierten Abhandlungen, wie z.B. „Shadow
Work“ (1980, „Schattenarbeit“), „Gen-
der“ (1982, „Genus“) oder „In the
 Vineyard of the Text“ (1993, in Übers.
bereits 1991, „Im Weingarten des Tex-
tes“). Insbesondere „Schattenarbeit“ und
„Genus“ sind Texte, die heute zu Unrecht
vergessen sind und Signifikantes zur De-
batte über Reproduktionsarbeit und Sexis-
mus beitragen könnten. Es war nicht zu-
letzt die heute für die Körper- und Ge-
schlechtergeschichte kanonisch geworde-
ne Feministin Barbara Duden,18 die an der
Übersetzung von Illich ins Deutsche mit-
wirkte und mit ihm eng befreundet war.

Bei „Genus“, aber auch schon bei
„Schattenarbeit“, entdeckte Illich die
enorme theoretische Produktivität der his -
torischen Perspektive für sich und stellt
die Frage nach der Bedeutung des
Bruchs zwischen vorindustrieller und in-
dustrieller Arbeit für die affirmative und
essentialistische Exklusion bestimmter
Gesellschaftsgruppen als Form „ökono-
mischer Apartheit“. In den Gesellschaf-
ten des Mittelalters hätten, so Illich, Ge-
nus (im engl. Original gender) – und mit
ihm auch Arbeit im weitesten Sinne –
 einen vernakulären, d.h. einen gewachse-
nen Charakter gehabt. Das Spezifikum
des Vernakulären ist dabei die Dominanz
der Praxis, Vermittlung und Speziali-
stentum seien ihm fremd. Vielmehr
ähnelt es im Erwerb der formenden Wir-
kung der Muttersprachen und deren
Identität von Sprechen und Denken.19

Vernakuläres Genus, das mit der Indu-
strialisierung durch den Sexus abgelöst
wurde, ist für Illich kein Ersatz für Be-
griffe wie Weiblichkeit und Männlich-
keit. Ebenso wenig verbindet er damit
ein „reaktionäres“ Plädoyer für mehr Ur-
sprünglichkeit in den Geschlechterver-
hältnissen, gleichwohl seine Abhandlung
von einer zivilisationskritischen Rheto-
rik des Verlusts dominiert wird, was frei-

Ivan Illich (1926–2002)
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triebene. Er gehört zu jenen außerhalb
des Kanons stehenden Denkern des
20. Jahrhunderts, die mit scharfen Ap-
pellen davor warnten, nicht zu vorschnell
auf die Richtigkeit des blind eingeschla-
genen Pfades zu bauen, noch einmal
zurückzublicken und zu überlegen, ob
ein Verlassen des Weges nicht doch die
bessere Entscheidung wäre. Es lohnt,
sich auf diese Überlegung einzulassen.
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In diesem Beitrag ist mehrfach von der
„Österreichischen Literatur der

 Arbeitswelt“ die Rede. Ein Begriff, der
zumeist ganz selbstverständlich verwen-
det wird – glücklicherweise wie fataler-
weise. Glücklicherweise deswegen, weil
sich daraus vermeintlich ein aus der
deutschen Literaturgeschichte bekanntes
Bild als Vergleichsschablone heranzie-
hen lässt, der Begriff verständlich wird
und wir alle glauben, wir sprächen vom
selben. Fatalerweise, weil dieser Begriff
in der Forschung nicht unumstritten ist.

Aber gehen wir zur Kontextualisierung
einen Schritt zurück: Zu Beginn der
1970er Jahre setzte in Österreich eine
Dekade sozialdemokratischer Hegemo-
nie ein. Mit der „Kreisky-Ära“ begann
auch eine Zeit des kulturellen und gesell-
schaftlichen Linksrucks. Zu den auch für
die Masse der arbeitenden Menschen
spürbaren Verbesserungen zählten nicht
nur Infrastrukturprojekte etwa in Tirol,
sondern auch die Öffnung der Hochschu-
len: Kinder aus proletarischen und bäu-
erlichen Familien nutzten die Möglich-
keit, kostenlos zu studieren, und stürm-
ten, jedenfalls im Vergleich zu vorheri-
gen Jahrzehnten, die Universitäten. Zu
diesen Unterschichtunistürmern zählen
auch die beiden hier behandelten Auto-
ren Gernot Wolfgruber und Franz Inner-
hofer. Ab Mitte der 1970er Jahre erschi-
en eine ganze Reihe von Romanen aus
eben jenen Schichten, nicht selten beim
Salzburger Residenz-Verlag. Etwas völ-
lig Neues; Literatur von denen da unten
über die da unten.

„Schöne Tage“ und 
„Herrenjahre“

Mit Blick auf Deutschland war die
noch recht junge österreichische Natio-
nalliteraturgeschichtsschreibung im Ver-
bund mit Feuilletonisten schnell der An-
sicht, es handle sich dabei um die öster-
reichische Variante der Literatur der
 Arbeitswelt. Die von da unten würden ja
immerhin über die Arbeit da unten
schreiben. Liest man die Romane Wolf-
grubers oder die drei autobiographischen
Werke von Innerhofer, dann bemerkt
man jedoch, dass das so nicht ganz
stimmt: So wichtig Arbeit auch sein
mag, so werden doch primär Milieu und
Milieuwechsel geschildert.

Franz Innerhofers Protagonist Holl aus
seinem Roman „Schöne Tage“ etwa ent-
wickelt sich vom Leibeigenen am Bau-
ernhof zum Proletarier, zum Schlosser,
schafft es schließlich an das Abend -
gymnasium sowie letztlich an die Univer-
sität. Liest man nachfolgende Romane
ebenfalls autobiographisch, könnte man
sogar sagen, dass der verwandelte Holl
schließlich sogar zum Schriftsteller wird
und damit nicht gerade glücklich ist. Mit
dem Milieuwechsel nämlich geht auch die
Aufforderung eines Habituswechsels ein-
her. Ein Student benimmt sich nicht wie
ein Bauernkind. Innerhofers Figuren zer-
brechen letztlich, wie auch Figuren von
Wolfgruber, an diesen Anforderungen.
Sie wollen zurück, können aber nicht.

Genau dieser Umstand, dass hier nicht
primär Arbeit, Arbeitswelt und Arbeits -
prozesse beschrieben werden – sieht man
etwa von Innerhofers „Innenansichten
 eines beginnenden Arbeitstages“ ab –
machte den Begriff der „Österreichischen
Literatur der Arbeitswelt“ für viele un-
brauchbar. Hinzu kommt, dass Innerhofer
zwar in „Schöne Tage“ viel, ja sogar
hauptsächlich über Arbeit respektive Ar-
beitsvorgänge und die Arbeitswelt als Un-
terdrückungswelt schreibt, Wolfgruber al-
lerdings bereits in „Herrenjahre“ das Gros
seiner Handlung in der Pause entwickelt
und er die Arbeit bestenfalls nebenbei in
wenigen Stichworten erwähnt.

Verwirrung der Begriffe

Andere Begriffe wurden gesucht. Mit
Blick auf den italienischen Neorealismo
und den Sozialistischen Realismus, der
damals auch in Österreich rezipiert wur-
de, entstand der Begriff des Neuen Rea-
lismus. So ein Begriff hätte neben Franz
Innerhofer, Gernot Wolfgruber, Michael
Scharang und Helmut Zenker auch die
frühe Elfriede Jelinek und Barbara Fri-
schmuth eingeschlossen.

Einige meinten einfach nur Antiheima-
tromane zu erkennen, nannte das also die
österreichische Antiheimatliteratur und
stellten so auch Thomas Bernhard in eine
Reihe mit den zuvor genannten. Mit Be-
zug auf den schweren Milieuwechsel
wurde auch schon der Begriff der „Lite-
ratur des gebrochenen Habitus“ geprägt
und Franz Innerhofer meinte, das wäre
alles „Realismus der Werktätigen“.

Wo wird erzählt?
Über das Verhältnis von Arbeit und Pause 

bei Franz Innerhofer und Gernot Wolfgruber



Beiträge 27

4/22

logischem Muster: Tag, Nacht, Frühling,
Sommer, Herbst und Winter. Eine mo-
derne Chronologie und Zeitmessung gab
es nicht wirklich.

Dazu mag auch die Anekdote passen,
dass dieser geschilderte Hof, den es ja
wirklich gab, sich beharrlich weigerte
die Zeitumstellung mitzumachen. Die
Uhren tickten am Bauernhof anders als
jene der restlichen Welt. Die Pause ist
bei Innerhofer nach der im Roman auch
explizit artikulierten Definition alles,
was nicht Arbeit ist und alles, was nicht
Arbeit ist, muss heimlich gemacht wer-
den. Dabei fällt auf, dass der topogra-
phisch definierte Raum der Arbeit aller-
dings auch in der Pause von den Leibei-
genen niemals verlassen wird.

Auch Wolfgruber definiert Pause als
das, was ist, wenn nicht gearbeitet wird,
wenn sein Erzähler meint: „Der Beruf ist
eine Oberfläche, darunter ist der
Mensch“ und er hernach ergänzt, der
Protagonist befürchte, sein Leben ziehe
an ihm vorbei, während er arbeite. Wolf-
grubers in „Herrenjahre“ auftauchender
Protagonist Melzer ist Proletarier, kein
Leibeigener, und hat daher gesetzlich ge-
sicherte Pausenzeiten. Er nutzt sie für so-
ziale Interaktion, kolloquial gesagt für
Sauftouren und Aufrisse, sowie dazu,
sich selbst eine andere Identität um-
zuhängen, nicht mehr der Arbeiter, der
Tischler zu sein. Ein kurzzeitiger ver-
meintlicher Milieuwechsel also in eine
Welt, die durch amerikanische Filme ge-
prägt ist. Die Handlung bei Wolfgruber,
das Leben von Melzer, entwickelt sich in
der Pause, in topologischen und topogra-
phischen Räumen der Nicht-Arbeit.
Nicht in der Tischlerei, sondern in Loka-
len, in Gasthöfen, im Kino, in seinem
Auto und auf der weiten Straße. Die Ar-
beit selbst, die genauer Arbeitsschritte,
sie werden nur dann geschildert, wenn
sie Wesentliches zur außerhalb der Ar-
beit entwickelten Handlung beitragen.
Auffallend allerdings ist, dass die in der
Arbeitszeit erfahrenen Macht- und Ge-

waltstrukturen sich bei Melzer auch in
die Zeit der Nicht-Arbeit reproduzieren.
Hier ist es allerdings Melzer, der plötz-
lich zum Taktgeber seiner weiblichen
Bekanntschaften wird. Der Unterdrückte
wird zum Unterdrücker.

Es bleibt abschließend festzuhalten,
dass sowohl bei Innerhofer als auch bei
Wolfgruber die Pause in den Romanen
als das, was ist, wenn man nicht arbeitet,
definiert wird und sich Strukturen aus
der Arbeit auch in der Pause fortsetzen.
Bei Innerhofer durch die völlige Kon-
trolle der Pause durch die Arbeit bzw.
den Arbeitgeber, also Herren und Bau-
ern, bei Wolfgruber dadurch, dass Mel-
zer die in der Arbeit erfahrene Erniedri-
gung durch andere, ihm vorgesetzte Per-
sonen, in seiner Pause reproduziert. Für
die gemeinhin als solche titulierte
„Österreichische Literatur der Arbeits-
welt“ bedeuten diese Beobachtungen
 allerdings, dass hier anders, als diese Be-
zeichnung glauben machen will, nicht
primär die Arbeitswelt literarisiert wird,
sondern die Welt der Arbeitenden, die
Welt derer da unten. Die völlig unter-
schiedlichen Erzähltechniken von Inner-
hofer und Wolfgruber lassen überdies
die Frage aufkommen, ob hier – rein nar-
ratologisch betrachtet – überhaupt von
einer konsistenten literarischen Bewe-
gung zu sprechen ist. Der Untersu-
chungsgegenstand wäre auszuweiten.
Erst so lässt die Frage danach beantwor-
ten, welche Bezeichnung für diese Lite-
ratur zutreffender sein könnte, insofern
hier überhaupt von einer Form von Lite-
ratur gesprochen werden kann.

cHristian kaserer

Franz Innerhofer: Schöne Tage. Roman.
Roman. Salzburg: Residenz-Verlag 1974
Gernot Wolfgruber: Herrenjahre.
 Roman. Salzburg: Residenz-Verlag 1976

Vortrag beim Symposium „Pause“ der
Sommerakademie des Fritz-Hüser-
 Ins tituts in Dortmund im Juni 2022.

Es herrscht sozusagen eine Verwirrung
der Begriffe, und als gelernter Österrei-
cher ist man faul und greift auf eine be-
währte Methode zurück: In den Schul-
büchern bleibt es bei der Literatur der Ar-
beitswelt; ansonsten sagen alle dazu, wie
sie wollen, und alle sind damit (un)glück-
lich. Davon zeugt auch ein Aufsatz des
Germanisten Roland Innerhofer aus dem
Jahr 2015 über die Rolle der Arbeit in der
österreichischen Literatur, in welchem er
gleich mehrere dieser Bezeichnungen
 ohne eine dezidiert formulierte Unter-
scheidung simultan verwendet.

Die Frage nach einer Benennung dieser
vermeintlich als zusammengehörig emp-
fundenen Literatur hängt auch stark da-
von ab, wo und worüber erzählt wird,
weshalb ich der Frage nachgehen möchte,
welchen Raum Arbeit und Pause einneh-
men, wo Handlung stattfindet und wie
Strukturen der Arbeit sich in der Pause
finden, wie bzw. ob beide in einem dia-
lektischen Verhältnis zueinander stehen.

Pause ist, wenn man 
nicht arbeitet

Innerhofers Holl ist Knecht am Hofe
seines Vaters und dort nahezu ununter-
brochen arbeitender Quasi-Leibeigener.
Pausen sind strukturiert, man sitzt mit
dem Bauern in der guten Stube, lauscht
seinen Geschichten und so fort. Andrea
Kunne nahm dies 1991 in ihrer Disserta-
tion „Heimat im Roman. Last oder
Lust?“ zum Anlass zu behaupten, der
Roman wäre karg an Handlung, denn es
wird ja nur gearbeitet. Andere, welche
Kunne zustimmten, fügten hinzu, Holl
würde ja nicht einmal die schöne Land-
schaft genießen und es fehle an einer er-
kennbaren Chronologie – der Roman sei
eine strukturlose Ansammlung von Ar-
beitsbeschreibungen. Dem ist anzumer-
ken, dass dort zu arbeiten, wo andere Ur-
laub machen, in der Regel besser klingt,
als es denn wirklich ist. Außerdem lebten
die damaligen Bauern völlig nach der
Chronologie der Natur, nach biochrono-

Franz Innerhofer (1944–2002) Gernot Wolfgruber (geb. 1944)
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A
m 30. September und 1. Oktober
dieses Jahres fand in Bozen eine
Tagung mit dem Titel „Hundert

Jahre nach der Macht ergreifung:
 Faschismus zwischen Geschichte und
Erinnerung“ statt, organisiert von der
1997 gegründeten Freien Universität Bo-
zen gemeinsam mit der Stadt Bozen. Am
27. Oktober 1922 begann der von Benito
Mussolini initiierte „Marsch auf Rom“,
der am 31. Oktober mit der Übergabe der
Regierungsgewalt an ihn und seine
 faschistische „Bewegung“ durch König
Vittorio Emanuele III. endete. (Musso -
lini selbst war mit dem Zug von Mailand
nach Rom angereist.) Vier Wochen zu-
vor, am 1./2. Oktober, hatten die Faschi-
sten den insbesondere gegen die deutsch-
sprachige Volksgruppe gerichteten
„Marsch auf Bozen“ organisiert.

Die Faschisten hätten, so der Südtiro-
ler Landeshauptmann Arno Kompat-
scher in seiner Begrüßung zu Beginn der
Tagung, in Süd tirol wenige Anhänger
gehabt. „Viele blickten stattdessen nach
Norden“ – womit er vermutlich Inns-
bruck meinte, während manche vielleicht
auch an München dachten. Dass in
Österreich ein Landeshauptmann wie
Kompatscher die Teilnehmer eines Sym-
posiums mit dem Hannah Arendt-Satz
begrüßt „Kein Mensch hat das Recht zu
gehorchen“, ist eher unwahrscheinlich.
Allerdings erfordert dies in Bozen weni-
ger Mut, wird doch mit diesem Satz ein
monumentales faschis tisches Relief
(„Mussolini-Fries“) überdeckt, das
 justament am triumphalis tischen Gebäu-
de des früher nach dem Bruder Mussoli-
nis benannten Gerichtsplatzes ange-
bracht ist. Die Südtiroler Realität hat
auch einen Teil des politischen Personals
von dem früher weiter verbreiteten Völ-
kischen weggeführt und einen weltoffe-
neren Blick auf die Realität befördert,
sodass Kompatscher bei der  Erwähnung
der gegen die deutschsprachigen Süd -
tiroler gerichteten Politik der  Faschisten
nicht vergaß, auch deren gewaltsame Po-
litik gegenüber der slowenischen Bevöl-
kerung schon vor der faschis tischen
Machtübernahme, zum Beispiel durch
das Niederbrennen des „Narodni dom“
in Triest 1920, zu erwähnen.

Forscherinnen und Forscher aus Bo-
zen, Bristol, Bruneck, Cagliari, Ferrara,

Sieg im Ersten Weltkrieg erinnernd und
die Herrschaft über Südtirol glorifizie-
rend, ist inzwischen nicht nur für faschis -
tische oder nationalistische Kundgebun-
gen ziemlich unbrauchbar gemacht –
eingezäunt und durch einen großzügigen
Kreisverkehr und einen von Bäumen
durchdrungenen Park verbarrikadiert.
Vor allem aber birgt sein Inneres bzw.
Unteres seit 2014 eine beachtliche Aus-
stellung über den Faschismus und den
Kampf gegen ihn. Die faschistischen
„Heldensprüche“ in der ursprünglich als
kultischer Weiheraum gestalteten „Kryp-
ta“ werden durch ein Lichtband in meh-
reren Sprachen überdeckt, mit Sätzen
wie: „Unglücklich das Land, das Helden
nötig hat“ (Bertolt Brecht) oder: „Die
Pflicht eines Patrioten ist, sein Land vor
seiner eigenen Regierung zu beschützen“
(Thomas Paine).

Bemerkenswert waren die Hinweise
des Historikers der Universität Padua
 Filippo Focardi, der auf eine fundamen-
tale Änderung des Blicks auf die Ver-
gangenheit nach dem Ende der Sowjet-
union hinwies, weit über Italien hinaus:
Das Gegensatzpaar Faschismus – Anti -
faschismus sei in zweierlei Erzählungen
aufgespalten worden. Einerseits die Sho-
ah-Erinnerung, andererseits die Totalita-
rismus-Fixierung. Dadurch gerate unter
anderem der italienische Faschismus ins
mediale und erinnerungspolitische Ab-
seits, weil sich alle Blicke auf den
gleichgesetzten „Totalitarismus“ des
 Nationalsozialismus und des Kommunis-
mus bzw. der Sowjetunion richteten.
Den vorläufigen Höhepunkt dieser Revi-
sion stelle die Resolution des EU-Parla-
ments vom Jahr 2019 dar, die neben Hit-
lerdeutschland justament die Sowjet -
union für die Entfesselung des Zweiten
Weltkriegs verantwortlich macht.

Leerstellen

Unterbelichtet blieben beim Bozener
Symposium zwei Themenbereiche: Be-
kanntlich war das faschistische Italien
nicht nur ein wesentlicher Förderer und
Bündnispartner des Austrofaschismus;
ja, der schon 1949 veröffentlichte und
vor zwei Jahrzehnten erneut publizierte
Briefwechsel zwischen Benito Mussolini
und Kanzler Engelbert Dollfuß aus den
Jahren 1933/34 beweist unmissverständ-

Florenz, Frankfurt am Main, Ljubljana,
Mailand, Padua, Rom und Triest ver-
suchten, sich den Voraussetzungen,
 Eigenheiten, Problemen und Wirkungs-
weisen des italienischen Faschismus und
seinen Konsequenzen für die Zeit danach
zu nähern. Beispielsweise wurde der
Terror der Schwarzhemden (Squadris-
mus) vor und nach der Machtergreifung
thematisiert und dabei auch der „Marsch
auf Bozen“, der dem „Marsch auf Rom“
Ende Oktober vorausging, einer plausi-
blen Einordnung unterzogen. In Bozen
habe es im Unterschied zu anderen ins -
besondere italienischen Orten in diesen
Herbstwochen des Jahres 1922 keinerlei
Gewaltopfer gegeben, da Mussolini seine
für kurz danach geplante Machtüber -
nahme nicht durch antideutsche Exzesse
gefährden wollte.

Neben einem Referat über die Vorbild-
wirkung Mussolinis für Hitler untersuch-
te ein anderer Vortrag den „unterschied-
lichen faschistischen Blick“ auf „die An-
deren“: Die Beurteilung und Behandlung
der Südtiroler im Unterschied zu jener
der Slowenen und Kroaten oder gar der
Libyer und Äthiopier wurde aus ver-
schiedenen Perspektiven anschaulich
 gemacht. So bezeichnete beispielsweise
der am 4. Oktober 1922 nach der Abset-
zung des Tiroler Bürgermeisters Julius
Perathoner eingesetzte faschistische
Stadtverwalter von Bozen Augusto
Guerriero in einer Kundmachung Tiroler
und Italiener als „Angehörige der zwei
edlen Volks stämme, welche in dieser
Stadt zusammenleben“. Im Unterschied
dazu hatten die okkupierten Slowenen
und Kroaten mit Lagerhaft oder Vertrei-
bung zu rechnen, und die Bevölkerung
der Kolonialgebiete war völlig rechtlos.
Allerdings wurde dem zweiten „edlen
Volksstamm“ bald danach die deutsche
Muttersprache verboten und die Unter-
drückung verstärkt.

Veränderter Blick 
auf die Vergangenheit

Thematisiert wurde auch, dass in ganz
Italien faschistische Erinnerungszeichen
ohne jede Kontextualisierung oder Kritik
fortleben. Umso bemerkenswerter er-
scheinen mir manche Zeichen in Bozen.
Das in der faschistischen Zeit errichtete
„Siegesdenkmal“, monumental an den

100 Jahre „Marsch auf Bozen“ und „Marsch auf Rom“
Eine Tagung in Bozen über die Machtergreifung des italienischen Faschismus

karl Wimmler
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Organisation erforderte und als die Herr-
schenden das Bedürfnis nach einer sol-
chen Planung in ihre Kanäle ableiteten.
Sie nahmen die gesamte Gesellschaft un-
ter ihre Kontrolle, nicht, um die Bedürf-
nisse der Gesellschaft zu befriedigen, de-
nen sie Lippenbekenntnisse entgegen-
brachten, sondern um ihre eigenen parti-
kularen Interessen zu befriedigen.“ Dass
zudem der Faschismus an der Macht da-
zu tendiert, sich als Exekutivgewalt zu
verselbstständigen und sich bei Bedarf
auch gegen Teile der bürgerlichen Klas-
se zu richten, wird bei der theoretischen
Durchdringung dieses Phänomens ent-
weder kaum oder nur isoliert betrachtet.

Völkischer Ausklang

In der Südtiroler Sonntagszeitung „Z“
konnte man am 2. Oktober über Bozen
lesen: „Gut 2000 Gleichgesinnte aus al-
len Teilen des historischen Tirols erin-
nerten gestern Abend in der Landes-
hauptstadt an den ‚Marsch auf Bozen‘
vor 100 Jahren. Dazu geladen hatten
Schützenbund und Heimatbund, die mit
diesem Gedenken ein Zeichen für die
Heimat und gegen den Faschismus set-
zen wollten.“

Es war mehr als nur „Erinnerung“.
Von „Gedenken“ schon gar keine Rede,
denn in diesem Fall hätte auch etwas mit
Denken dabei sein müssen. War es aber
nicht. Mit Fackeln bewaffnet marschierte
der in Tiroler Tracht aus dem 19. Jahr-
hundert kostümierte Zug am Abend des
1. Oktober durch die Innenstadt von
 Bozen. Die mitgetragenen Transparente
waren gespickt mit Ressentiments und
Phrasen: „Vereint gegen Faschismus –
Für Tirol!“, „Mut zur Wahrheit – auch
nach 100 Jahren nicht vergessen!“,
„Braucht ihr Mussolini?“, „Südtiroler
wacht endlich auf!“, „Vereint gegen Fa-
schismus – Für Tirol!“, „Geht nicht

gibt’s nicht!“, „Volksabstimmung!“,
„Wir blicken in Richtung Zukunft!“,
„Gerechtigkeit verfehlt!“ Auf einem
Transparent wurde sogar bewiesen, wie
sehr die Deutschkenntnisse durch Assi-
milierung ruiniert worden sind: „Auto-
nomiekonvent seit langem scheintod“.

Bei der Dante-Alighieri-Schule hielt
der Zug an. 100 Jahre zuvor hatten die
Faschisten die damals nach der Kaiserin
Elisabeth („Sisi“) benannte Schule be-
setzt und in „Scuola Regina Elena“ um-
benannt, nach der damaligen „Königin
von Italien und Albanien und Kaiserin
von Äthiopien“. Die Umbenennung im
Jahr 1955 nach dem vor fast tausend Jah-
ren geborenen Dichter und Philosophen
Dante Alighieri ist offenbar so gar nicht
nach dem Geschmack der völkischen
Südtiroler. Eine „Ehren wache“ stellte
sich vor der Schule mit einem mehr als
ein Meter hohen Schild mit Doppeladler
auf, mit der Aufschrift: „Knaben-,Volks-
und Bürgerschule Kaiserin Elisabeth“.

Nach einer „Andacht“ folgte der Wei-
termarsch zum Rathausplatz, wo die Ab-
schlusskundgebung stattfand. Eine Rede
nach der anderen, zumeist desselben
 Inhalts, manchmal mit denselben Formu-
lierungen – ohne eine einzige konkrete
Forderung, wie auf den Transparenten
erneut nur Ressentiments und Phrasen.
Schließlich am Ende: „Faschismus raus!
Tirol rein! Schützen heil!“ – Wer, wie
die neue faschistoid-neoliberale Regie-
rung Roms, solche Gegner hat, wird das
zu nützen wissen. Da passte es gut, dass
am Ende der Kundgebung auch noch die
Südtiroler Fascho-Rocker von „Frei-
wild“ auf der Leinwand aufspielten.
Vielleicht sollte die Universität Inns-
bruck eine Tagung über die nord- und
südtiroler Völkischen veranstalten – da-
zu aber auch italienische Forscherinnen
und Forscher einladen.

lich, wie sehr Mussolini auf die „Ausrot-
tung des Marxismus“ und die Errichtung
einer faschistischen Diktatur in Öster-
reich gedrängt und das austrofaschis -
tische Regime unterstützt hat.

Diese Leerstelle hätte vermieden wer-
den können, wenn einerseits die öster-
reichische Geschichtswissenschaft diese
Tagung beachtet bzw. andererseits sich
die Veranstalter um diese Thematik
gekümmert hätten. Ob sie sich die Orga-
nisatoren um die Einbeziehung öster-
reichischer Historikerinnen und Histori-
ker bemüht haben, entzieht sich meiner
Kenntnis. An den italienischen Veran-
staltern allein kann deren Fehlen nicht
gelegen haben; auch im Publikum konn-
te ich keine an österreichischen Univer-
sitäten Forschenden oder Lehrenden aus-
machen. Dabei wusste sogar der ORF
 Tirol Bescheid und sendete ein Interview
mit dem Brunecker Lehrer und Histori-
ker Stefan Lechner, der bei der Tagung
über den „Marsch auf Bozen“ referiert
und die von manchen Südtirolern gerne
gehörte These von der „Generalprobe für
den ‚Marsch auf Rom‘“ zurückwies:
„Das ist nicht haltbar und schlichtweg
übertrieben.“ Allerdings beschränkte
sich der ORF-Bericht in „Südtirol heute“
auf den Bozener Marsch statt auch über
die wissenschaftliche Tagung zu berich-
ten. Ganz abgesehen davon, dass für den
überregionalen ORF niemand eine
 Reportage über das Jubiläum der Mühe
wert fand. Eine Borniertheit.

Die Fokussierung der Vortragsthemen
auf bestimmte Teilaspekte des italieni-
schen Faschismus brachte den Nachteil
mit sich, dass die Verständigung darü-
ber, was das Wesen des nicht nur italie-
nischen, sondern des europäischen
 Faschismus der 1920er bis 1940er Jahre
ausmachte, unterlassen wurde bzw. ober-
flächlich blieb. Heute wird oft überse-
hen, dass nach dem Ersten Weltkrieg in
fast allen europäischen Staaten politische
Bewegungen entstanden, die durch die
radikale Ablehnung der parlamentari-
schen Demokratie, der organisierten Ar-
beiterbewegung und der politischen
Theorie des Marxismus, sowie durch na-
tionalistische Ideologie und antikapitalis -
tische Rhetorik gekennzeichnet waren;
der Faschismus daher als europäische
Erscheinung aus der jeweiligen Natio-
nalgeschichte allein nicht erklärbar ist.

In dieser Hinsicht fiel die Tagung da-
her hinter die Erkenntnis Max Horkhei-
mers zurück, der 1949 feststellte: „Die
Erfahrung hat gelehrt, dass der Faschis-
mus aufkam, als die alle Bereiche erfas-
sende ökonomische Situation geplante

100 Jahre „Marsch auf Bozen“ am 1. Oktober 2022 in der Südtiroler Landeshauptstadt
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Hans Kalt war nach 1945 ein führen-
den Funktionär, Journalist, Ökonom

und Publizist der KPÖ. Geboren am
17. Dezember 1922 in Baden, wuchs
Kalt in einer Familie auf, in der er früh
mit den Grundgedanken des Sozialismus
und des Marxismus vertraut wurde. Sein
Vater Julius war in der Sozialdemokrati-
schen Arbeiterpartei (SDAP) aktiv und
baute in den 1930er Jahren für die Kon-
sumgenossenschaft ein breites Filialnetz
im Süden Niederösterreichs auf. 1934
wurde er vom austrofaschistischen Regi-
me als Konsumdirektor abgesetzt und im
Anhaltelager Wöllersdorf inhaftiert.
Nach seiner Freilassung eröffnete Julius
Kalt ein kleines Geschäft in Wiener Neu-
stadt. Als Jude musste er vor den Nazis
flüchten und überlebte die Nazidiktatur
in der Emigration in England.

Der Sohn Hans, der in Österreich
zurückblieb, konnte nicht mehr weiter-
studieren, weil er – in der Diktion der
 faschistischen Herrscher – als „Halb -
jude“ keine Bildungseinrichtung besu-
chen durfte. 1941 scharte er als 19-Jähri-
ger in Wiener Neustadt einen illegalen
kommunistischen Zirkel um sich und
hielt trotz aller Gefahren Kontakt sowohl
zu den illegalen Widerstandskreisen im
süd lichen Niederösterreich als auch zu
zentralen Parteistellen in Wien.

Landtagsabgeordneter 
in Kärnten

Hans Kalt überlebte Krieg und
 Faschismus und spielte nach der Befrei-
ung im Jahr 1945 als Sekretär ihrer
Stadt- und Bezirksleitung eine wichtige
Rolle beim Wiederaufbau der KPÖ in
Wiener Neustadt. Bald wurde die
Parteiführung auf den belesenen jungen
Mann aufmerksam und entsandte ihn
1946 nach Kärnten, wo er die Leitung
der dortigen KPÖ-Tageszeitung Volks-
wille und ab 1958 die Funktion des Lan-
desparteisekretärs übernahm. Hans Kalt
blieb 24 Jahre in Kärnten, wo er auch
seine Frau Lydia kennenlernte. Sie grün-
deten eine Familie, 1956 wurde eine
Tochter, 1962 ein Sohn geboren.

Von 1964 (nach dem Tod von Johann
Kazianka) bis 1970 übernahm Hans Kalt
das Mandat der KPÖ im Kärntner Land-
tag, das bis zu den Wahlen im Jahr 1971
verteidigt werden konnte. Seit dem

er auf einer theoretischen Konferenz der
Partei zur Entwicklung des staatsmono-
polistischen Kapitalismus in Österreich.
Früh erkannte er die Bedeutung neuer
Entwicklungen im Kapitalismus seit den
1970er Jahren. Seine diesbezüglichen
Studien veröffentlichte er 1985 unter
dem Titel „Das Finanzkapital in Öster-
reich“ und zehn Jahr später in einer 120-
seitigen Broschüre mit dem Titel „Der
große Raubzug. Die strategische Wende
des österreichischen Finanzkapitals“.
Beide Publikationen wurden von der
KPÖ herausgegeben.

Nach dem Zusammenbruch der
 Sowjetunion und der sozialistischen
Länder Europas widmete sich Hans Kalt
auch der Aufarbeitung der ökonomi-
schen und anderer Ursachen des Zusam-
menbruchs. Kritische Anmerkungen zur
Lage des „realen Sozialismus“ hatte er,
angeregt von der krisenhaften Entwick-
lung in Polen, bereits 1980 in einem
 Memorandum über  ökonomische Fehl-
entwicklungen geäußert, das er intern
 sowjetischen Stellen übermittelte, bei
diesen jedoch unbeachtet blieb. Für ihn
und seine Generation von KommunistIn-
nen blieben die Loyalität zur Sowjet -
union und ihre unbedingte Verteidigung
nach außen wichtiger als alle kritischen
Einwände.

Hans Kalt resignierte nicht. 1993 bzw.
1994 erschienen seine Bücher „Neu -
beginnen mit Marx“ und „Stalins langer
Schatten. Das Scheitern des  sowjetischen
Modells“ im Kölner PapyRossa-Verlag.
Eine seiner Schlussfolgerungen bestand
darin, gegen eine politische Kultur in
Partei und Gesellschaft aufzutreten und
sie zu überwinden, die den wissenschaft-
lichen Meinungsstreit politischer Zweck-
mäßigkeit unterordnet. Ebenso im Papy-
Rossa-Verlag erschien 1993 sein Buch
„Ist die Wirtschaft noch zu steuern?
Anatomie der Krise“.

Fragen der Demokratie maß Hans Kalt
für eine künftige sozialistische Entwick-
lung zentrale Bedeutung bei: „Demokra-
tie und persönliche Freiheitsrechte“,
schrieb er, „sind nicht nur eine allgemei-
ne humanistische Errungenschaft, nicht
einmal nur eine gleich wichtige Voraus-
setzung für die Entwicklung einer sozia-
listischen Gesellschaft wie die Ver -
gesellschaftung der wichtigen Produk -

18. Parteitag im Jahr 1961 gehörte er
dem Zentralkomitee der KPÖ an, das ihn
im Jänner 1969 zunächst als ZK-Sekretär
und in das Politische Büro wählte und
1970 zum Chefredakteur des Zentral -
organs Volksstimme bestellte, was die
Übersiedelung der Familie nach Wien
zur Folge hatte. Man muss dazu nicht nur
aus heutiger Sicht sagen: Es war nicht
zuletzt auch die traditionelle Arbeitstei-
lung in der Familie, die in dieser Zeit
auch für die meisten kommunistischen
Funktionäre und ihre Frauen selbst -
verständlich war und mit der die Partei
rechnete und rechnen konnte. Auch Hans
Kalt konnte sich darauf verlassen, dass
seine Frau Lydia den Haushalt führte
und die Kinder erzog.

Chefredakteur 
der „Volksstimme“

Mit Franz Muhri, Erwin Scharf, Ernst
Wimmer, Anton Hofer und anderen
gehörte Hans Kalt jener Generation in
der Führung der KPÖ an, die nach den
fraktionellen Auseinandersetzungen der
Jahre 1968/69, die auf den Einmarsch
der Warschauer Paktstaaten in die
Tschechoslowakei folgten, eine Konsoli-
dierung der Partei und ihres Einflusses in
der österreichischen ArbeiterInnenklasse
herbeizuführen versuchte.

In der Redaktion der Volksstimme
pflegte Hans Kalt einen kollegialen
Führungsstil, der nicht nur unterschied -
liche Meinungen gelten ließ, sondern
auch ausgleichend zwischen den journa-
listischen Persönlichkeiten und deren oft
kantiger Individualität wirkte. Unter sei-
ner Leitung kamen auch junge Redakteu-
rInnen zum Zug, die mit der Zeit auch
unterschiedliche Auffassungen von der
Funktion einer kommunistischen Tages-
zeitung entwickelten.

1982 übernahm Hans Kalt die Leitung
der Finanzkommission der KPÖ, die die
Wirtschaftstätigkeit der Partei kontrol-
lierte, und schied deshalb als Chefredak-
teur der Parteizeitung aus. Bis 1990
gehörte er weiter dem Zentralkomitee
und dem Politischen Büro der KPÖ an.

Der Ökonom

Seit den 1970er Jahren befasste sich
Hans Kalt mit grundsätzlichen ökonomi-
schen Studien. Im Jänner 1972 referierte

Hans Kalt (1922–2009)
Zum 100. Geburtstag des Journalisten, kommunistischen Funktionärs 

und marxistischen Ökonomen
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 Finanzierung der KPÖ und österreichi-
schen Wirtschaftsinteressen diente.

Ein Beispiel: In den 1980er Jahren kre-
ditierte die KPÖ die DDR mit großen
Beträgen aus eigenem Vermögen, was
den österreichischen Handel mit der
DDR gegenüber der westdeutschen Kon-
kurrenz nicht unbeträchtlich förderte.
Dieser Kredit wurde von der KPÖ trotz
des Widerstands der DDR zurückgefor-
dert und von dieser auch zurückgezahlt.
Es war dies eine souveräne Entscheidung
der KPÖ – eine Entscheidung, an der
Hans Kalt wesentlich beteiligt war und
die die deutschen Richter mit besonderer
Arroganz wegwischten.

Nicht zuletzt seine beeindruckende
Sachkenntnis in den Vernehmungen und
Zeugenaussagen vor dem deutschen Ge-
richt und die Integrität seiner Persönlich-
keit veranlasste schließlich das Ober -
verwaltungsgericht in Berlin in seinem
ideologisch und von Rachsucht motivier-
ten, allein der deutschen Staatsräson un-
tergeordneten Urteil, auf die von Kalt
dargelegten Fakten nicht einzugehen, auf
jede sachliche und juristisch haltbare Be-
gründung zu verzichten und die von An-
fang an beabsichtigte Enteignung der
KPÖ mit Fiktionen zu unterlegen.

Hans Kalt starb am 1. März 2009 in
Wien. Kalts Leben war – in allen Phasen
– seiner Partei sowie der österreichi-
schen und internationalen ArbeiterInnen-
bewegung gewidmet, und er hielt an der
Überzeugung fest, dass diese die Fähig-
keit habe, die Gesellschaft trotz aller
Rückschritte schließlich in eine sozialis -
tische Richtung zu verändern.

micHael Graber

Johann Bacher/Waltraud Kannonier-
Finster/Meinrad Ziegler (Hg.):
 Akteneinsicht. Marie Jahoda in Haft.
 Innsbruck, Wien: StudienVerlag 2021
(transblick, Bd. 16), 256 S., 26,90 Euro

Die Sozialpsychologin Marie Jahoda
(1907–2001) saß in den Jahren

1936/37 insgesamt neun Monate in Haft.
Die ihr vorgeworfene Straftat bestand
darin, als Revolutionäre Sozialistin die
Diktatur des Dollfuß-Schuschnigg-Regi-
mes bekämpft zu haben. Bei den Ver-
hören und vor Gericht hielt sich Jahoda
strikt an eine Regel der konspirativen
Untergrundarbeit: Gib nur zu, was nicht
mehr bestritten werden kann, und belaste
andere nicht. Ausgehend vom rund 450
Seiten umfassenden Gerichtsakt und von
Selbstzeugnissen Jahodas beschäftigt
sich das anzuzeigende Buch mit der poli-
tischen Arbeit Jahodas zwischen 1933
und 1938, im Kern mit ihrem Widerstand
in der Haft. 

Das Werk erschien im Rahmen des seit
2017 laufenden Projekts einer historisch
kontextualisierten Neuausgabe von
Schriften der österreichischen Sozialfor-
scherin, die von Johann Bacher (Leiter
der Abteilung für empirische Sozial -
forschung am Institut für Soziologie der
Universität Linz), Meinrad Ziegler (Lin-
zer Universitätsprofessor für Soziologie
im Ruhestand) und Waltraud Kannonier-
Finster (Soziologin und ehemalige Assi-
stenzprofessorin an der Universität Inns-
bruck) betreut und herausgegeben wird.
Das Projekt soll – so die Einleitung der
HerausgeberInnen – die Arbeit Marie
Jahodas über die allgemein bekannte, ge-
meinsam mit ihrem Ehemann Paul La-
zarsfeld verfasste Studie „Die Arbeitslo-
sen von Marienthal“ hinaus bekannt ma-
chen und ihre Person in Erinnerung ru-
fen. Auf die Dissertation Jahodas aus
1932 („Lebensgeschichtliche Protokolle
der arbeitenden Klassen 1850–1930“)
und einem zweibändigen Schuber mit
verschiedenen Arbeiten Jahodas („Ar-
beitslose bei der Arbeit & Aufsätze und
Essays“) folgt nun also ein Band, in dem
nicht in erster Linie Jahoda sich uns mit-
teilt, sondern ihr politischer Kampf im
Austrofaschismus u.a. anhand der Ge-
richtsakten geschildert, aber auch ihre
Beteiligung an der sozialdemokratischen
Bewegung im „Roten Wien“ sowie in
der Illegalität bei den Revolutionären
Sozialisten beschrieben wird.

Das Buch besteht aus drei Aufsätzen.
Der erste, von Horst Schreiber und
Meinrad Ziegler verfasste Beitrag be-
schreibt schon im Titel „Den Tatbestand

tionsmittel. Sie ist deren Lebenselement,
ohne die eine sozialistische Entwicklung
schließlich unmöglich wird.“

Ohne direkt in die damaligen program-
matischen Debatten über eine Erneue-
rung der KPÖ einzugreifen, bildeten
Hans Kalts Publikationen in den 1990er
Jahren doch wichtige Beiträge zur Neu -
orientierung und für die Überwindung
dogmatischer Denkmuster. In der Flug-
schriftenreihe der Marxistischen Blätter,
der theoretischen Zeitschrift der DKP,
erschien im Jahr 2000 eine kleine Studie
von Hans Kalt über „Das Phänomen Jörg
Haider“. Auch in den Jahren, als Kalt
schon von Krankheit gezeichnet war,
schrieb er weiter ausführliche Artikel
über die Entwicklung der EU, über die
Krise der katholischen Kirche, über den
neuen Antisemitismus und über die sich
anbahnende Weltfinanz- und Wirt-
schaftskrise.

Gegen den Raubzug der BRD

Schon schwer krank, stellte sich Hans
Kalt dem Raubzug der deutschen Regie-
rung auf das Vermögen der KPÖ entge-
gen. Er widersprach und widerlegte in
stundenlangen Vernehmungen den von
den deutschen Behörden aufgestellten
bösartigen und auch über die Medien
verbreiteten Verleumdungen und Unter-
stellungen über die Wirtschaftstätigkeit
der KPÖ im Handel mit der DDR und
anderen sozialistischen Ländern. Er wies
nach, dass die Wirtschaftstätigkeit der
KPÖ nicht, wie die deutschen Behörden
unterstellten, im Auftrag der SED, son-
dern ausschließlich im Auftrag der Partei
selbst erfolgte und dass sie allein der

Hans Kalt als Chefredakteur der „Volksstimme“
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leugnen, nicht aber die Gesinnung“ die
Grundhaltung der in der politischen Ille-
galität arbeitenden Personen gegenüber
vernehmenden Polizeibeamten und Ge-
richtspersonen. Es geht dabei vor allem
um die Geschehnisse von der Verhaftung
Jahodas im November 1936 bis zum Pro-
zess am Landesgericht für Strafsachen
Wien im Juli 1937, die anhand des Ge-
richtsaktes und autobiografischer Texte
sowie von Interviews aus den 1980er
und 1990er Jahren untersucht werden. 

Marie Jahoda war damals in der von
ihrem Ehegatten Paul Lazarsfeld gegrün-
deten Wirtschaftspsychologischen For-
schungsstelle tätig, die am 27. November
1936 von der Polizei gestürmt und
durchsucht wurde. Jahoda und andere
MitarbeiterInnen wurden verhaftet. Man
erhoffte sich den Nachweis, dass sie
nicht nur dem Zentralkomitee der Revo-
lutionären Sozialisten, sondern auch dem
Exekutivkomitee dieser Partei angehörte.
In der Tat war Jahoda, die mit illegaler
Tätigkeit über die Gruppe Funke, einer
Abspaltung der deutschen Widerstands-
gruppe gegen die Nazis Neu Beginnen, in
Berührung gekommen war, bei den Re-
volutionären Sozialisten in mehrfacher
Funktion tätig: das Institut diente auf-
grund seiner internationalen Kontakte als
mehr oder minder unauffälliger Brief -
kasten für politische Postsendungen. Zu-
dem war sie Mitglied des Schulungs -
komitees sowie eine der zentralen Kon-
taktpersonen zum Leiter der RS, Joseph
Buttinger, der vollständig in der Illega-
lität leben musste. Bei der Durchsuchung
fand man u.a. ausländische politische
Zeitungen und Exemplare der illegalen
Arbeiterzeitung. Die Fülle des „verdäch-
tigen“ Materials, das bei diversen Durch-
suchungen zum Vorschein kam, kontra-
stierte mit den beabsichtigt verharmlo-
senden Erklärungen Jahodas, die bei
ihren Vernehmungen vorgab, dieses Ma-
terial für die Bearbeitung diverser wis-
senschaftlichen Fragestellungen und
Projekte zu benötigen. Der Aufsatz bietet
auf der Basis der Aussagen von Jahoda,
aber auch anderer verhafteter Personen,
einen guten Überblick sowohl über die
illegale Arbeit, als auch vor allem über
die vielfältigen Methoden ihrer Tarnung. 

Letztlich wurde Jahoda ein von ihr
eröffnetes Banksafe bei der Länderbank
zum Verhängnis, das die Polizei alsbald
ermittelt hatte, und in dem sie sozialisti-
sches Schriftgut fand. Dank ihrer leug-
nenden Verantwortung musste die
Staatsanwaltschaft jedoch die Anklage
wegen Hochverrats fallen lassen. Übrig
blieb ein Delikt nach § 5 Staatsschutz -

Kämpfe“ beschreibt den Kontext der
Verfolgung und die Verteidigungsstrate-
gien von Marie Jahoda, konkret den
Kampf von Polizei und Justiz gegen die
(illegale) Opposition im Zeitraum von
1934 bis 1938. Der Beitrag ist das her-
ausragende Kernstück des vorliegenden
Sammelbandes. Der Autor entwirft ein
beeindruckendes Panorama von Justiz
und Polizei zur Zeit des Austrofaschis-
mus, in das er die Verfolgung von Jaho-
da und ihrer Umgebung einbettet, insbe-
sondere auch die Anklage gegen Frie-
drich Otto Keller (ebenfalls Mitarbeiter
der Forschungsstelle). Anhand dieses
Falles stellt der Autor die Methoden der
Verfolgung durch den „Ständestaat“ der
Behandlung der Opfer nach 1945 im
Rahmen ihrer Anträge nach dem Opfer-
fürsorgegesetz gegenüber, worüber wir
seit Brigitte Bailer-Galandas Habilitati-
onsschrift „Wiedergutmachung kein The-
ma“ aus 1993 das Wesentliche wissen. Es
ist schwer zu ertragen, wenn man liest,
wie im Nachkriegsösterreich die Verfol-
gungsgründe der Nationalsozialis ten, wie
die Zuschreibungen „Zigeuner“, „asozial“
oder „kriminell“ eins zu eins übernom-
men und die Betroffenen für viele Jahr-
zehnte von allen Wiedergutmachungs -
leistungen ausgeschlossen blieben. 

Auch Kranebitter schildert detailreich
das Ineinandergreifen der schon erwähn-
ten „Trias“ der Verfolgung mit dem Ziel,
die Betroffenen „bestmöglich wegzu-
sperren, kombiniert mit repressiven Ein-
schränkungen der Meinungsfreiheit
durch Wiedereinführung der Vorzensur
für Druckwerke. Ab 1935 war sogar der
Besitz von Schallplatten, Filmen oder
Stehbildern „staatsfeindlichen Inhalts“
untersagt. Die Wiedereinführung der To-
desstrafe im stand gerichtlichen Verfah-
ren 1933 als latente Bedrohung der ille-
galen Opposition und deren furchtbare
Umsetzung durch die Einführung des
Standrechts im Zusammenhang mit den
Februarereignissen 1934 war der Höhe-
punkt der justiziellen Repression im
Austrofaschismus. Diese wurde u.a.
durch den Richter Alois Osio, dem Vor-
sitzenden der meisten Prozesse gegen
RegimegegnerInnen, u.a. gegen die na-
tionalsozialistischen Juli-Putschisten
1934 oder im Sozialistenprozess 1936,
verkörpert, der auch eine Reihe von
 Todesurteilen verhängte. Letzteres und
seine jüdische Abstammung wurden die-
sem später zum Verhängnis: Er kam als
Nr. 52 der Gestapo-Liste mit dem ersten
Transport im März 1938 nach Dachau
und kam im Jänner 1939 im KZ Bu-
chenwald ums Leben.

gesetz. Jahoda wurde (nur) zu drei Mo-
naten Kerker verurteilt. Anschließend an
die Gerichtshaft kam sie in Polizeihaft.
Der so genannte „Ständestaat“ wollte sie
aber vor dem Hintergrund internationaler
Proteste aus Frankreich, der Schweiz und
Großbritannien loswerden: man stellte
ihre Entlassung in Aussicht unter der Be-
dingung, dass sie daraufhin das Land zu
verlassen habe, und bürgerte sie an -
schließend mit Bescheid aus. Sie begab
sich als Staatenlose aufgrund einer Ein-
ladung nach England.

Ein informatives Bild wird von der
„Trias“ der politischen Verfolgung in der
austrofaschistischen Zeit geliefert: fest-
genommene Aktivisten wurden zuerst
mehrere Monate im Anhaltelager Wöl-
lersdorf (Frauen im Polizeigefangenen-
haus Elisabethpromenade) nach der An-
halteverordnung (BGBl. 431/1933) bzw.
nach Erlassung der „ständestaatlichen“
Verfassung (BGBl. 1/1934) ab Septem-
ber 1934 nach dem Anhaltegesetz (BG-
Bl. 253/1934) inhaftiert. Dieses Gesetz
richtete sich gegen „Personen, die im be-
gründeten Verdachte stehen, staatsfeind-
liche oder sonstige die öffentliche Si-
cherheit gefährdende Handlungen vorzu-
bereiten oder die Begehung oder die
Vorbereitung solcher Handlungen zu be-
günstigen, zu fördern oder dazu zu ermu-
tigen“; diese sollten „zwecks Hintanhal-
tung von Störungen der öffentlichen Ru-
he, Ordnung und Sicherheit zum Aufent-
halte in einem bestimmten Orte oder Ge-
biete“ verhalten werden. Zusätzlich wur-
de in der Regel eine Primärarreststrafe
wegen der begangenen Verwaltungs -
übertretung der Störung der öffentlichen
Ruhe und Ordnung verhängt. Drittens
kam eine Haftstrafe hinzu, die vom
Strafgericht in der Regel wegen Hoch-
verrats nach § 58 StG (der u.a. eine ge-
plante gewaltsame Änderung der Regie-
rungsform umfasste) oder wegen anderer
politischer Delikte verhängt wurde, wie
sie aufgrund der – wie sich herausstellte
– schwierigen Beweislage beim Hoch-
verrat zusätzlich im Staatsschutzgesetz
1936 vorgesehen waren. Die Technik
dieser Mehrfachbestrafung brachte es mit
sich, dass es ungeachtet des Ausspruchs
des Gerichts in den Händen der Polizei
lag, für welche Dauer man insgesamt in
Haft genommen wurde. Die Rechtsmittel
gegen einen Anhalte bescheid waren ein-
geschränkt, Berufung konnte nur bei
Haftdauer von mehr als drei Monaten er-
hoben und der Bundes gerichtshof konnte
nicht angerufen werden.

Der zweite Aufsatz von Andreas Kra-
nebitter mit dem Titel „Anhaltende
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Insgesamt liefert der vierte Band der
Marie-Jahoda-Ausgabe nicht nur ein le-
bendiges und vielgestaltiges Bild der Mit-
autorin der „Arbeitslosen von Marien -
thal“, sondern auch ein anschauliches
Bild des Repressionssystems des Austro-
faschismus. Die Publikation ist für histo-
risch und politisch Interessierte sehr zu
empfehlen.

ruDolf müller

Ernst Strouhal: Vier Schwestern. Fernes
Wien, fremde Welt. Wien, Paul Zsolnay
Verlag 2022., 416 S., 29,50 Euro

Moriz Benedikt (1849–1920) war ein
mächtiger Mann. Seit 1880 war er

Mitherausgeber und dann Eigentümer
der Neuen Freien Presse, die sich unter
seiner Herrschaft zur einflussreichsten
Zeitung der Donaumonarchie entwickel-
te. Der despotische Tyrann war auch ein
reicher Mann, und der ältere der beiden
Söhne, Karl (1877–1905), war sadistisch
geprügelt zum Nachfolger bestimmt.
Karl widersetzte sich, wollte lieber zum
Theater und starb völlig überraschend
auf seiner Hochzeitsreise. Es lag nun am
jüngeren Bruder Ernst (1882–1973), der,
gegen seinen Willen, ab 1920 das
schwierige Erbe zu übernehmen hatte.

In der Himmelstraße in Grinzing, Villa
„Himmel 55“, schuf sich Ernst Benedikt
mit seiner Frau Irma (1879–1969) ein
kulturverliebtes Privatimperium, mit vie-
len Hausangestellten und Chauffeur, in
dem vier Töchter kleinlich und sparsam
großgezogen wurden. Gerda (1915–
1970), Friedl (1916–1953), Ilse (1918–
1969) und Susanne (1923–2014), die in
intensiver Schwesternliebe geeint – ein
möglicher Bruder ist inmitten der Dyna-
mik schwer vorstellbar – gespielt und ge-
stritten haben, die in „Schwesternsehn-
sucht“ lebenslang in Verbindung blie-
ben, trotz der je unterschiedlichen
 Lebensentwürfe. Die jüdische Herkunft
spielte keine Rolle, bis Hitler die Familie
zu Juden machte, sie enteignete, die
 Villa arisierte und sie alle vertrieb – nach
Paris, New York, Zürich, London und
Stockholm. Ilse ist die einzige, die
 unmittelbar nach dem Krieg nach Wien
zurückkehrte. 

Ilse ist die Mutter des Autors, dem mit
diesem, mit seinem Buch etwas Außer-
gewöhnliches gelungen ist. Einerseits
 rekonstruiert Ernst Strouhal berührend,
einfühlsam einen aufregenden Familien-
roman, der doch auch sein eigener ist.
Selten lässt er seine Involvierung auf -
blitzen, wenn etwa der neunjährige Ernst
(noch) über das Gelächter rätselt, als die

älteste Schwester Gerda bei Ilse in Wien
zu Besuch war und meinte „alles hat sich
immer um die Zeitung gedreht – die
Scheiß Zeitung“ und die Mutter lachend
antwortete: „Scheiß-Inquart, Scheiß-
 Zeitung, Scheiß-Zeit“.

Andererseits ist die Rekonstruktion an
sich beachtlich, dass der Autor in der Fül-
le des Materials nicht unterging. Die Qual
der Auswahl ist förmlich zu spüren, denn
die Benedikts waren eine schreibende
 Familie, die zigtausende Seiten an Brie-
fen, Tagebüchern, Notizen, Artikeln, Bro-
schüren, Romanen hinterließen. Strouhals
Zurückhaltung ist verständlich, trotzdem
wäre es interessant, mehr über den dyna-
mischen Prozess zu erfahren, der „seiner
biographischen Wahrheit“ zugrunde lag.
Vielleicht in der zweiten Auflage.

Die Lektüre des Buches ist ein Erleb-
nis. Strouhal gelingt es, die Briefstelle-
rinnen zu bändigen, indem er die sorg-
sam ausgewählten Passagen kontextua -
lisiert und damit ein einzigartiges Fami-
liendrama offenlegt, das von den vier
Schwestern selbstbewusst gelebt und
 beschrieben wurde. 

Gerda, die älteste der Schwestern, lebte
Freiheiten vor – wollte schon als 16-Jähri-
ge Künstlerin werden, verließ das Gym-
nasium und wurde zu einer Art Sekretärin
des Vaters. Früh schrieb sie erste Erzäh-
lungen, blieb jedoch noch ohne Orientie-
rung. Es folgten zahlreiche Liebhaber,
Streit und elterliche Ohrfeigen, worauf sie
in Verbannung zur jüngeren Schwester
Friedl nach London geschickt wurde.
Dort lernte sie ihren späteren Mann ken-
nen, mit dem sie 1939 nach New York
emigrierte. Er wurde Psychoanalytiker,
Gerda übernahm Übersetzungsaufträge,
machte selbst eine Psychoanalyse und
entwickelte sich zu einer schreibenden
und malenden Sozialarbeiterin.

Friedl, die wie Gerda das Gymnasium
frühzeitig verließ, wollte Schauspielerin
werden, war bald verheiratet und geschie-
den. In unmittelbarer Himmelstraße-
Nachbarschaft wohnte Elias Canetti mit
seiner Frau Veza, der ihr hörig geliebter
Schreiblehrer werden sollte. „Ich möchte
so schrecklich gerne genau so werden
wie Du willst“, schrieb sie in  einem der
rund 1500 erhaltenen Briefe an den
„Menschenfresser“ Canetti. Schon vor
dem „Anschluss“ im März 1938 ist
Friedl viel auf Reisen, ließ sich in Lon-
don nieder und machte sich einen Namen
als englische Autorin und Schriftstellerin
Anna Sebastian. Erstaunlich die Lebens-
energie und der Tatendrang, der allen
Schwestern eigen ist und von Friedl auf
den Punkt beschrieben wird: „[…] es ist

Kranebitter erläutert die Verteidi-
gungsstrategien der Erfindung von unbe-
kannten Dritten namens „Mitzi“,
„Franzl“ oder „Gustl“ anhand anschau -
licher Beispiele. Daran erkennt man,
dass sich Marie Jahoda diesbezüglich auf
bekanntem Terrain bewegt hat. Interes-
sant ist die vom Autor herausgearbeitete
Geschlechterdimension dieser Strate -
gien: während sich Männer den Habitus
unpolitischer Techniker gaben, nutzten
weibliche Angeklagte das bestehende
Geschlechtsstereotyp des „ungefähr -
lichen und unpolitischen Geschlechts“. 

Unter dem Titel „Schobers Kinder“
gibt Kranebitter zudem einen Überblick
über das Personal von Justiz und Polizei,
teilweise mit deren Nachkriegskarrieren.
Die Schätzungen der illegalen National-
sozialisten in der Polizei des Stände-
staats belaufen sich auf etwa 60 Prozent.
85 Prozent der aus Österreich stammen-
den Gestapoangehörigen kamen aus dem
Polizeidienst. Die Präventivmaßnahmen
des Staatsapparats bezeichnet Kranebit-
ter als Bürgerkrieg mit anderen Mitteln. 

In einem Epilog geht Kranebitter
schließlich auf die nicht minder interes-
sante Frage ein, inwiefern Sozialdemo-
kratInnen sich als für die Illegalität un-
brauchbar erwiesen hatten und inwieweit
sich dieses Phänomen nach 1945 mit
umgekehrten Vorzeichen wiederholte:
die nunmehr staatstragenden und -auf-
bauenden SozialdemokratInnen waren
an der Rückholung der ehemals Illegalen
aus der Emigration, darunter auch Marie
Jahoda, wenig bis gar nicht interessiert.

Der dritte Teil des Buches („Politisch
engagiert, am Beispiel Marie Jahodas“)
behandelt gemäß seinem Untertitel die
„Entwicklung einer Weltsicht und For-
men von Aktivismus in drei politischen
Kulturen“. Christian Fleck, Fellow am
IHS, will darin – nach eigenem Bekun-
den – „das Leben Jahodas unter dem Ge-
sichtspunkt ihrer politischen Aktivitä-
ten“ vorgestellt wissen und es soll „in
Ansehung der Fülle des Engagements
die systematische Frage diskutiert wer-
den, was denn mit dem Ausdruck ‚poli-
tisch engagiert‘ gemeint sein kann“. Er
wählt aus den Zeugnissen von und über
Jahoda jene aus, die für politisches Enga-
gement sprechen und versucht diese in
einen größeren Zusammenhang einer all-
gemeinen Theorie zu stellen. Insoweit
bleibt manches notgedrungen spekulativ
und der Text fällt nach der Lektüre des
mitreißenden Beitrags von Andreas Kra-
nebitter einigermaßen ab. An der Poli-
tikwissenschaft Interessierte werden aber
auch diesen Beitrag mit Gewinn lesen.
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mir ein ungeheures Bedürfnis aus dieser
Zeit, aus dieser Emigrantenzeit etwas
Ordentliches, Anständiges zu machen
und besonders erfolgreich zu sein.“

Schwester Ilse maturierte 1936 und in-
skribierte Medizin. Politisiert durch die
Ereignisse im Februar 1934 – eine „Ra-
dikalisierung ohne Umwege“ – engagier-
te sie sich im illegalen kommunistischen
Roten Studentenverband. Zehn Tage
nach dem „Einmarsch“ saß sie im Zug
nach Zürich, wo sie ihr Medizinstudium
fortsetzte und 1942 beendete. Ihre politi-
schen Aktivitäten fanden naturgemäß in
den Briefen keine Erwähnung. Sie leitete
die kommunistische Fraktion in der
 Bewegung Freies Österreich und war für
einige Genossen illegale Anlaufstelle,
wie etwa für Theodor („Turl“) Maller
und den bewunderten Alfred Klahr, mit
dem sie weiter in Briefkontakt blieb (drei
Briefe sind im Buch abgedruckt). Nach
dem Krieg wird sie als einzige der
Schwestern nach Wien zurückkehren, in
den Goethehof ziehen und ebendort eine
Praxis eröffnen. In der KPÖ fand Ilse mit
ihrem Mann Emil Huk eine soziale und
politische Heimat, um im nachfaschis -
tischen Wien bestehen zu können. Allein
die Lektüre des Abschnitts über ihren
Kampf um die Rückstellung der arisier-
ten Villa, der sechs quälende Jahre an-
dauerte, ist mehr als beklemmend. Ilse
war mit Leib und Seele Ärztin, schrei-
bende Ärztin, die neben einer Auf-
klärungsbroschüre, ein Theaterstück und
Gedichte verfasste.

Die jüngste Schwester Susanne wurde
nach Abschluss der vierten Klasse Gym-
nasium von einer Tante im Sommer
1938 aus Wien abgeholt und nach Hel-
sinki gebracht. Erst Ende 1940 wird sie
wieder mit den Eltern in Stockholm zu-
sammentreffen, wo sie 1942 maturierte
und die Laufbahn zur Journalistin ein-
schlug. Über den Daily Telegraph und
CBS landete sie beim antikommunis -
tischen Sender Radio Free Europe (ab
1952 in Paris) und damit quasi auf der
Gegenseite der kommunistischen
Schwester Ilse. Susanne überlebte die
Schwestern um Jahrzehnte und war so-
mit die einzige aus dem Familien -
verband, mit der der Autor eine erwach-
sene Begegnung erleben durfte.

Im Jahre 1963 kehrten die Eltern Bene-
dikt aus Schweden zurück nach Wien
und lebten – das Ersparte war aufge-
braucht – in bescheidenen Verhältnissen.
Der Vater Ernst machte weiter, was er
am besten konnte: er schrieb und schrieb.
Zeitungsartikel, Gedichte, historische
Dramen über Perikles oder Grillparzer

unseren Blick auf die 1960er und 1970er
Jahre. Trotz oder wegen vieler Um-
brüche, Verwerfungen, einem vorläufi-
gen Ende der Geschichte, was sich bloß
als ein Atemholen des Kapitalismus ent-
puppte, blieben sie ihrer Haltung treu.
Nicht dazuzugehören zur besseren Ge-
sellschaft, großgeworden mit einem
Abort, einem Plumpsklo, das ist der Aus-
gangspunkt. Karl Wimmler beginnt seine
Geschichte mit dem Titel „Das Plumsklo
im globalen Dorf“. In den Erzählungen
von Annie Ernaux ist derselbe Abort ein
Fixpunkt, der sowohl in den Romanen
„Der Platz“, „Das andere Mädchen“,
„Die Jahre“, „Das Ereignis“ und „Die
Scham“ erwähnt wird. Während Ernaux
ihre Entwicklung und ihren Körper ana-
lysiert, gerät das Persönliche bei Wimm-
ler etwas kurz. So würden etwa die
 Familienverhältnisse ebenso stärker in-
teressieren wie die Benennung der eige-
nen politischen Zugehörigkeit. So wird
zwar vom Kommunistischen Bund ge-
sprochen, aber erst später erläutert, dass
dies die „Maoisten“ waren.

Wimmlers Buch ist spannend zu lesen,
weil die Geschichte und die Ereignisse
aus einer Perspektive betrachtet und be-
schrieben werden – der Autor würde
Wert legen auf: „analysiert“ werden. Al-
les wird wider den Strich und die öffent-
liche und veröffentlichte Meinung ge-
bürstet. Dies passiert mit einer emotiona-
len Grundhaltung, der die Wut anzumer-
ken ist und die einem aus vielen Sätzen
entgegenspringt. Dies ist dem Autor
wohl auch selbst aufgefallen, denn er zi-
tiert gegen Ende des Buches quasi als
Entschuldigung oder Erklärung den Be-
ginn von Homers „Ilias“, wo es heißt:
„Singe den Zorn“. Ausgehend davon ent-
wickelt Wimmler sein Credo: „Die Ver-
nunft kann sich mit größerer Wucht dem
Bösen entgegenstellen, wenn der Zorn ihr
dienstbar zu Hand ist.“ Angesichts der
Ungerechtigkeit der Welt ist Zorn ver-
ständlich, er führt aber dazu, dass oftmals
„Dampfplauderer“ am Werk sind oder
einfach nur „gequasselt“ wird. Die feine
Klinge ist nicht Wimmlers Instrument, er
präferiert eher den Schlaghammer, was
die Lektüre des Buches erschwert.

Ein Problem, das mich als Leser zu-
weilen beschlich, ist die Herkunft man-
cher unausgewiesener Zitate, denn wie
heißt es so schön: Glauben ist gut, aber
Wissen ist besser. Auch ist bei mir der
Eindruck entstanden, dass mit anderen
scharf bis zu Verächtlichmachung ins
Gericht gegangen wird und sich dabei so
genannte Lieblingsfeinde wie zum Bei-
spiel Hans Rauscher, Otto Schulmeister

und Biographien über Napoleon, Alex-
ander den Großen oder Don Quichote,
die er seiner Frau Irma diktierte. Die
letzten Jahre verbrachte er allein im Al-
tersheim für Künstler in Baden bei Wien.

Strouhals  Buch ist voller eindrückli-
cher schriftlicher Erlebnisberichte, Erin-
nerungen, Visionen, Klagen, Liebesbe-
teuerungen usw., und nicht nur einmal
regt sich das Bedürfnis, doch das un-
gekürzte Schreiben lesen zu können.
 Etwa das einzigartige Dokument aus der
Feder des Vaters, Ernst Benedikt, nach-
dem er am Tag des Novemberpogroms,
am 10. November 1938, aus der Him-
melstraße abgeholt und fünf Tage inhaf-
tiert wurde. Seine Entwürdigung, Miss -
handlung, Traumatisierung beschrieb er
in einem fast fünfzig Seiten (!) langen
Brief (er wird ausführlich zitiert) an sei-
ne Töchter. Er fand eine Sprache für die
„Bruchstelle in der Geschichte der Fami-
lie Benedikt.“ Eine Bruchstelle, die das
schwesterliche Sehnsuchts-Quartett mit
ihrer einzigartigen Korrespondenz zu
überbrücken imstande war, denn nach
der Vertreibung waren die vier Schwe-
stern nie wieder gemeinsam zusammen-
getroffen. Strouhal lässt uns durch seine
empathische historisch und redaktionelle
Arbeit an diesem außergewöhnlichen
Brückenschlag teilhaben, wie die vier
vertriebenen Frauen schriftlich vereint
blieben, die in den historischen Tragö -
dien nicht untergingen, sondern selbst -
bewusst jede für sich, mit trotzigem
Elan, eine eigene Karriere erarbeiteten.

karl fallenD

Karl Wimmler: Kein Spiel. Als Öster-
reichischer Linker in den 1970er-Jahren.
Wien: Promedia 2022, 176 S., 22 Euro

Mit der Schilderung der eigenen Ge-
schichte ist es möglich, sogar den

Literaturnobelpreis zu gewinnen. Annie
Ernaux, die Preisträgerin dieses Jahres,
hat viele schmale Bücher vorgelegt, aber
eigentlich nur eine einzige Geschichte
geschrieben: ihre Geschichte und die ih-
rer Familie und dabei auch einen schar-
fen Blick für das soziale und politische
Geschehen entwickelt.

Bildungsbiographien haben etwas An-
regendes und erlauben, das eigene Leben
mit dem Geschilderten zu vergleichen.
Es mag vermessen sein, Annie Ernaux
und Karl Wimmler in einem Atemzug zu
nennen, denn sie trennen doch Welten:
sie Schriftstellerin, er Historiker und Ge-
schichtsarbeiter. Und doch gibt es Ver-
bindendes: Beide hat die Entwicklung
politisch nach links getrieben, sie lenken
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Die Briefe blieben unbeachtet, bis seine
Tochter Jeanette wieder darin stöberte –
anlässlich der Ehrung ihrer Mutter Ida
Margulies, die ebenfalls Widerstands-
kämpferin war, und nach der im Jahr 2017
im 4. Wiener Gemeindebezirk ein Platz
benannt wurde. Sie erkannte deren
 Bedeutung und veröffentlichte nun die
Briefe in einem im Mandelbaum Verlag
erschienenen Buch.

Die elf Briefe halten den Lebensweg
von Moritz Margulies fest, eines Lebens,
das ihn in die Reihen der KPÖ führte,
nach deren Verbot in den Untergrund
zwang und schließlich in den Widerstand
gegen den deutschen Faschismus mün-
dete. Margulies lernte, wie er selbst
schreibt, 14 Gefängnisse und Lager ken-
nen, konnte mehrmals flüchten und ent-
ging oft nur durch Zufälle dem drohen-
den Tod.

Margulies kam 1927 als 17-Jähriger im
Jahr des Justizpalastbrandes nach Wien,
löste sich vom zionistischen Einfluss sei-
ner Jugend, fand Anschluss an die Arbei-
terInnenbewegung und trat 1930 der
KPÖ bei. Die Schilderung seines politi-
schen Kampfes vor und nach 1933, der
Februarkämpfe des Jahres 1934 und des
Kampfes gegen das Schuschnigg-Regi-
me vermitteln ein authentisches Bild der
damaligen Atmosphäre in der Arbeite-
rInnenschaft. Die illegale KPÖ übertrug
dem 25-jährigen Margulies wichtige Lei-
tungsfunktionen in Wien und schließlich
für ganz Österreich. Nachdem ein junger
Schutzbündler namens Fels, den Margu-
lies persönlich kannte, am 12. Februar
von einem Polizeibeamten mit dem
 Bajonett erstochen wurde, nannte er sich
Fels-Margulies. Unter diesem Namen
war er auch in der KPÖ bekannt.

1936 machte Margulies erstmals mit
dem Gefängnis Bekanntschaft. Es folg-
ten Jahre der Haft, Flucht, Widerstand in
Belgien und Frankreich, Internierung
und Befreiung. Die Erzählungen darüber
in den Briefen vermitteln ein eindrucks-
volles und erschütterndes Bild dieser
Zeit des Krieges, der Verfolgung, des
Lebens in den Gefängnissen und Lagern,
aber auch der Solidarität unter den Häft-
lingen und Lagerinsassen, der illegalen
HelferInnen im Widerstand und insbe-
sondere der KommunistInnen. Die Brie-
fe brechen mit der Inhaftierung im Nazi-
gefängnis in der französischen Stadt
Castres in Südfrankreich im Jahr 1944
ab. Die Flucht aus diesem Gefängnis
schildert der kommunistische Arzt und
Spanienkämpfer Emanuel Edel in einem
dem Buch beigeordneten Erinnerungs -
bericht, der mich auch deshalb besonders

und Staberl herausgebildet haben. Mit
den eigenen Positionen geht Wimmler
zuweilen etwas freundlicher um. Dass et-
wa seine politische Gruppierung – und
nicht nur diese – vor lauter Theorie die
Welt nicht mehr gesehen hat, ist eine Va-
riante. Der Verweis, wer noch aller da-
mals eine China-Anhänglichkeit ent-
wickelt habe, klingt aber angesichts des
sonst entwickelten Furors doch etwas
schwach. Es ist leichter auf Renegaten
hinzuweisen, fast scheint es so, als wür-
de nur der Autor als einer der wenigen –
oder als einziger (?) – im Besitz der
Wahrheit sein, was Wimmlers Kritik an
Glaubwürdigkeit nimmt. Trotz allem hat
vieles, was er aufzeigt, seine Berechti-
gung, die Doppelmoral inbegriffen.

In puncto Gewalt und RAF ist die Po-
sition Wimmlers wichtig, wenn er uns
Böll und seine damaligen Positionen in
Erinnerung ruft. Bei den Geschichten
über den Spitzel Peter Urbach liest sich
Wimmlers Darstellung aber so, wie in
anderen Fällen Verschwörungstheoreti-
ker argumentieren. Auch hier dürften
ihm selbstkritische Skrupel gekommen,
etwa wenn er meint, das klinge jetzt wie
eine Verschwörungstheorie, aber… Es
entsteht der Eindruck, als wäre der Ter-
ror dieser Zeit beinahe ein Produkt von
Spitzeln und Agenten gewesen.

Der Rezensent hat trotz dieser Einwän-
de durch die Lektüre dieses Buches viele
Anregungen erhalten. Wimmler ist ein
kritischer Geist, der sich Peter Handke
näher fühlt als Thomas Bernhard, und es
ist wichtig, den zitierten Hinweis des
französischen Germanisten Gerald Stieg
nicht zu vergessen: „Es ist viel erträg -
licher, sich von Bernhard ununter -
brochen als katholisch-nationalsoziali-
stisch beschimpfen zu lassen, als das
echte österreichische Antlitz im Spiegel
zu sehen.“ Die Zeit, in der nicht wenige
die Revolution vor der Haustür sahen, ist
noch nicht so lange her und scheint doch
aus einem anderen Jahrhundert zu sein.
Auch diese Diskrepanz macht das Buch
deutlich.

robert streibel

Moritz Margulies: Eine Kunde meiner
Existenz. Briefe eines Widerstandskämp-
fers. Wien: Mandelbaum Verlag 2022,
186 S., 18 Euro

Moritz Margulies hinterließ nach sei-
nem frühen Tod als 54-Jähriger im

Jahr 1964 ein Konvolut an Briefen, die er
einem Freund aus Czernowitzer Tagen,
seiner Geburtsstadt, in den Jahren zwi-
schen 1957 und 1961 geschrieben hatte.

berührt hat, da Edel mein Hausarzt als
Kind und Jugendlicher war.

Über die Zeit nach der Befreiung ent-
halten die Briefe nur wenige Andeutun-
gen, Das ist schade, denn Fels-Margulies
marschierte im Mai 1945 mit dem in
 Jugoslawien im Rahmen der Tito-Parti-
sanen gebildeten 2. Österreichischen
Freiheitsbataillon ins befreite Wien ein,
wurde hoher Polizeioffizier, Mitbegrün-
der der Polizeigewerkschaft und Ob-
mann der Parteiorganisation der KPÖ in
der Polizei; Funktionen und Aufgaben,
denen sich Fels-Margulies bis zu seinem
frühen Tod – kämpferisch wie sein
ganzes Leben – widmete.

micHael Graber

Helmut Rizy: Überleben – um Zeugnis
abzulegen. Essays zur KZ-Literatur.
 Klagenfurt/Celovec: Wieser Verlag
2021, 517 S., 21 Euro

Essays zur KZ-Literatur: diesen be-
scheidenen Untertitel hat Helmut

 Rizy seinem monumentalen Buch über
die Literatur aus und über die national -
sozialistische Vernichtungsmaschine
Konzentrationslager gegeben. Diese Ar-
beit, deren erster Band nun vorliegt, soll
das Augenmerk auf die Reichhaltigkeit
der KZ-Literatur lenken, so Rizy, was ei-
ne ebenso bescheidene wie maßlose Un-
tertreibung ist. Allein das Verzeichnis
der für dieses Buch verwendeten Litera-
tur umfasst elf Seiten. Rizy leistet hier
nicht mehr und nicht weniger, als einen
Überblick über die Vielfalt der Motive,
der Erzählhaltungen und über die Viel-
zahl der AutorInnen zu geben.

Der Titel „Überleben – um Zeugnis ab-
zulegen“ erscheint zunächst etwas
pädagogisch. Doch schnell zeigt sich,
dass in vielen Texten ein aufklärerischer
Impuls eine Rolle spielt, aber auch, wie
die jüdische-polnische Lyrikerin Tamar
Radzyner, die im polnischen Widerstand
aktiv war und mehrere Konzentrations -
lager überlebte, in einem Interview ange-
merkt hatte, die persönliche Aufarbei-
tung der großen Katastrophe: „Jetzt lebe
ich […] in Wien und versuche, mir den
Psychiater zu ersparen, indem ich meine
Ängste in Gedichten niederschreibe.“
Radzyners Gedichte, bis vor kurzem
noch kaum jemandem bekannt, wurden
vor wenigen Jahren von der Theodor
Kramer Gesellschaft editiert und kürz-
lich von der Komponistin und Musikerin
Jelena Popržan vertont und in einem be-
eindruckenden Programm vorgestellt.

Bei Rizy finden sich AutorInnen, wel-
che schon früh nach der Befreiung ver-
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legt wurden und zu größerer Breiten-
wirksamkeit gekommen sind, wie etwa
Primo Levi, Ruth Klüger und Jorge Sem-
prún. Fred Wander erlangte in späteren
Jahren zu größerer Bekanntheit. Die mei-
sten SchriftstellerInnen jedoch sind ei-
nem breiteren Lesepublikum weniger be-
kannt. Rizys Verdienst ist es, AutorInnen
aus den unterschiedlichsten politischen,
aber auch religiösen Kontexten vorzu-
stellen, die sonst in Vergessenheit gera-
ten hätte können. Und das, obwohl viele
Texte auf abenteuerliche Weise, etwa als
Kassiber aus Konzentrationslager, an die
Öffentlichkeit gelangen konnten. Oder,
wie etwa im Falle von Simcha Guter-
man, erst Jahrzehnte später bei Umbau-
arbeiten in einem Haus gefunden wur-
den. Was Rizy hier vorlegt, ist gewiss
keine leichte Lektüre. Er hält sich im
Ton sachlich, die Ungeheuerlichkeit des
Geschehenen spricht aus den ausgiebig
zitierten Texten.

franz fenD

Alfred Klahr Gesellschaft
Verein zur Erforschung der

Geschichte der Arbeiterbewegung

101 Jahre Erika Danneberg
Schriftstellerin, Psychoanalytikerin,

Friedensaktivistin, Kommunistin

Lesung mit
Christine Riccabona und Erika Wimmer Mazohl

Mittwoch, 18. Jänner 2023, 18 Uhr

Veranstaltungssaal von transform!

Gußhausstraße 14/3, 1040 Wien

Erika Danneberg (1922–2007) lebte mehrere Leben in ihrem einen: als
Autorin, die eng mit der Wiener Literaturszene der Nachkriegsjahre

verbunden war, als Psychoanalytikern sowie als Anti faschistin und Frie-
densaktivistin. Sie trat 1978 der KPÖ bei, engagierte sich in der  Nicaragua-
Solidaritätsbewegung und arbeitete als Freiwillige in psycho sozialen Pro-
jekten in Lateinamerika.

Anlässlich ihres 100. Geburtstags befassten sich Christine Riccabona und
Erika Wimmer Mazohl, beide bis vor kurzem Arbeitskolleginnen am Bren-
ner-Archiv in Innsbruck, mit dem dort aufbewahrten Nachlass von Erika
Danneberg. Daraus resultierten zwei spannende, sich ergänzende Bücher –
eine klassische Biografie („Erika Danneberg. Schriftstellerin, Psychoanaly-
tikerin, Friedensaktivistin“) und ein Roman („Wolfs Tochter“) –, die die
beiden Autorinnen präsentieren werden.  Danach laden wir zum Gespräch
über Erika Danneberg und ihre vielfältigen Betätigungsfelder ein.

Christine Riccabona: erika Danneberg. schriftstellerin. Psychoanaly -
tikerin. friedensaktivistin. Innsbruck: innsbruck university press 2022,
222 S., 23,90 Euro
Erika Wimmer Mazohl: Wolfs tochter. roman. Innsbruck: edition laurin
2022, 200 S., 22 Euro

Eine Veranstaltung von „Linkes Wort Nebensaison“, Alfred Klahr
 Gesellschaft und transform!at


